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Vorblatt 
 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sächsischen Umweltinformationsge-
setzes und des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes 
 
A. Zielstellung 
 
Das Gesetz ändert das Umweltinformationsgesetz für den Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Umweltinformationsgesetz – SächsUIG) und das Gesetz über die Geodateninfrastruktur im 
Freistaat Sachsen (Sächsisches Geodateninfrastrukturgesetz – SächsGDIG). 
 
Mit der Gesetzesänderung wird zunächst § 5 Absatz 3 des Sächsischen Umweltinformati-
onsgesetzes an die aktuelle Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union 
angepasst. 
 
Die Änderung des § 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und die Neufassung 
des § 8 Absatz des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes hat zum Ziel, die proaktive 
Bekanntmachung von Umweltinformationen und Geodaten zu erleichtern. Soweit es sich um 
Daten handelt, die grundsätzlich geschützt sind, soll die Einzelanhörung bei Massenverfah-
ren unter bestimmten Voraussetzungen durch eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den können. Mit der öffentlichen Bekanntmachung soll die formelle Präklusion von Einwen-
dungen nach Ablauf einer sechswöchigen Einwendungsfrist verbunden werden. 
 
Zu dem Gesetzentwurf wurden die folgenden Körperschaften, Verbände und sonstigen Or-
ganisationen angehört: 
 

 Sächsischer Datenschutzbeauftragte, 

 Sächsischer Städte- und Gemeindetag, 

 Sächsischer Landkreistag, 

 Industrie- und Handelskammer Dresden, 

 Industrie- und Handelskammer Leipzig, 

 Industrie- und Handelskammer Chemnitz, 

 Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V., 

 Verband der Elektrizitätswirtschaft VDEW, 

 Verband kommunaler Unternehmen e. V., 

 Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Sachsen e. V., 

 LIST Gesellschaft für Verkehrswesen und ingenieurtechnische Dienstleistungen 
mbH, 

 Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V., 

 Wirtschaftsförderung Sachsen GmbH, 

 Regionaler Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien, 

 Planungsverband Region Chemnitz, 

 Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen, 

 Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge, 

 GDI Sachsen e. V., 

 VRB-Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e. V. 
 
Von den insgesamt 19 angehörten Körperschaften, Verbänden und sonstigen Organisatio-
nen haben zehn Stellen eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Der Sächsische Datenschutzbeauftragte hatte sich in seiner Stellungnahme gegen eine ma-
terielle Präklusion der Einwendungen der Personen ausgesprochen, die sich infolge der öf-
fentlichen Anhörung innerhalb der Einwendungsfrist nicht äußern. Der Gesetzentwurf wurde 
daraufhin einvernehmlich mit dem Sächsischen Datenschutzbeauftragten geändert, sodass 



 

 

die betroffenen Personen mit ihren Einwendungen nicht mehr materiell, sondern lediglich 
formell präkludiert sind. 
 
Die Regionalen Planungsverbände und die Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e. V. (VRB) 
hatten insbesondere kritisiert, dass die öffentliche Anhörung in den Fällen, in denen sie ein 
Gebiet von bis zu zehn Gemeinden umfasst, in der Form der für die jeweiligen Gemeinden 
geltenden Bekanntmachungssatzung erfolgen muss. Dies führe zu einem erhöhten Prüfauf-
wand und zu Rechtsunsicherheit. Der Gesetzentwurf wurde insoweit geändert. Die öffentli-
che Anhörung erfolgt nunmehr grundsätzlich im Sächsischen Amtsblatt. In den Fällen, in 
denen die Bekanntmachung ein Gebiet von bis zu zehn Gemeinden umfasst, erfolgt die Be-
kanntmachung zusätzlich in den jeweiligen kommunalen Bekanntmachungsorganen. 
 
B. Wesentlicher Inhalt 
 
1. Mit der Gesetzesänderung wird § 5 Absatz 3 des Sächsischen Umweltinformationsge-
setzes an die Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union angepasst. 
 
§ 5 Absatz 3 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes besagt, dass der Antrag auf 
Zugang zu Umweltinformationen u. a. abzulehnen ist, wenn er bei einer Behörde des Frei-
staates Sachsen gestellt wurde, soweit sie im Rahmen der Gesetzgebung oder beim 
Erlass von Rechtsverordnungen tätig wird. 
 
Gemäß Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4 über den Zugang der Öffentlichkeit 
zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313 (im Folgenden Richtlinie 
2003/4 genannt) können die Mitgliedstaaten von dem Behördenbegriff im Sinne des Artikel 
12 Nummer 2 Satz 1 der Richtlinie 2003/4 Gremien oder Einrichtungen ausnehmen, soweit 
sie in gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln. Der Gerichtshof der Europäi-
schen Union hat mit Urteil vom 14. Februar 2012, Az.: C-204/09 (Flachglas Torgau) festge-
stellt, dass Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4 nicht mehr auf Behörden ange-
wandt werden darf, wenn das betreffende Gesetzgebungsverfahren abgeschlossen ist. 
 
In einem weiteren Verfahren (Urteil vom 18. Juli 2013; Az.: C-515/11) ist der Europäische 
Gerichtshof zu dem Ergebnis gelangt, dass Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4 
nicht für Ministerien gilt, wenn sie Rechtsverordnungen erarbeiten. Das bedeutet, dass Mini-
sterien auf Antrag Umweltinformationen grundsätzlich auch dann erteilen müssen, wenn die-
se in einem laufenden Verfahren zum Erlass einer Rechtsverordnung von Bedeutung sind. 
 
2. Weiterhin wird mit dem Gesetz in § 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes 
ein neuer Absatz 1a eingefügt und § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastruktur-
gesetzes neu gefasst. 
 
§ 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und § 8 des Sächsischen Geodateninfra-
strukturgesetzes ist gemein, dass sie sich mit dem Widerstreit zwischen dem Zugang zu 
Umweltinformationen sowie Geodaten und dem Schutz der hiervon möglicherweise betroffe-
nen Rechte Dritter (personenbezogene Daten, Rechte am geistigen Eigentum oder Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse) befassen. Nach diesen beiden Vorschriften ist der Zugang der 
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und Geodaten grundsätzlich zu beschränken, wenn 
die o. g. Rechte Dritter durch die Bekanntgabe möglicherweise beeinträchtigt oder verletzt 
werden können. Die Zugangsbeschränkung entfällt jedoch, wenn die Betroffenen in die Be-
kanntgabe eingewilligt haben oder das (öffentliche) Interesse an der Bekanntgabe überwiegt. 
Aus diesem Grund sind die Betroffenen vor der Entscheidung über die Zugangsgewährung 
anzuhören (§ 6 Absatz 1 Satz 2 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes, § 8 Absatz 4 
Satz 2 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes). 
 
§ 8 Absatz 5 Satz 1 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes sieht für die personen-
bezogenen Daten bereits jetzt vor, dass die geodatenhaltenden Stellen die Anhörung der 



 

 

betroffenen Rechtsinhaber durch eine öffentliche Bekanntmachung im Sächsischen Amts-
blatt ersetzen können, wenn gleichartige Entscheidungen in größerer Zahl vorzunehmen sind 
oder eine Entscheidung vorzunehmen ist, die eine größere Zahl von Personen betrifft und 
Einzelanhörungen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellen würden. Eine Präklu-
sion ist mit der öffentlichen Bekanntmachung derzeit nicht verbunden.§ 6 des Sächsischen 
Umweltinformationsgesetzes enthält demgegenüber keine entsprechende Regelung. 
 
Die beabsichtigte Gesetzesänderung sieht nunmehr vor, dass die Möglichkeit der öffentli-
chen Anhörung in § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes unter den 
dort beschriebenen Voraussetzungen auf alle Rechte im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ausgeweitet werden soll. 
Darüber hinaus soll die Möglichkeit der Ersetzung der Einzelanhörung durch eine öffentliche 
Bekanntmachung auch auf die Fälle erstreckt werden, dass Personen, die durch die Ent-
scheidung der geodatenhaltenden Stelle möglicherweise in ihren Rechten verletzt werden 
können, unbekannt sind und mit zumutbarem Aufwand nicht ermittelt werden können. Mit der 
öffentlichen Anhörung soll eine formelle Einwendungspräklusion verbunden werden. Das 
heißt, dass die geodatenhaltende Stelle nach Ablauf der Einwendungsfrist das Recht hat, die 
in Rede stehenden Daten bekannt zu machen, sofern keine Einwendungen erhoben wurden, 
die einer Veröffentlichung entgegenstehen. 
 
§ 6 Absatz 1a des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes soll einen mit § 8 Absatz 5 des 
Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes entsprechend inhaltsgleichen Text erhalten. 
 
Aktueller Anlass für die Gesetzesänderung ist das Programm „Rohstoffstrategie für Sach-
sen“, das der Sächsische Landtag im März 2013 zustimmend zur Kenntnis genommen hat. 
Wesentlicher Bestandteil dieses Programms ist das Projekt „ROHSA 3“, auf dessen Grund-
lage die sächsischen Rohstoffdaten, insbesondere zu Spaten und Erzen, systematisch er-
fasst, gesichert, bewertet und digital verfügbar gemacht werden sollen. 
 
Die proaktive Bereitstellung von Geodaten erfolgt insbesondere auf der Grundlage des 
Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes. Da die Trennung von Geodaten und Umweltin-
formationen jedoch nicht immer eindeutig möglich ist und folglich eine einheitliche Hand-
lungsgrundlage benötigt wird, bedarf es auch einer entsprechenden Änderung des Sächsi-
schen Umweltinformationsgesetzes (s. u.). 
 
Aber auch über das Projekt „ROHSA 3“ hinaus sind die geodatenhaltenden Stellen aufgrund 
des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes aufgefordert, Geodaten proaktiv der Öffent-
lichkeit bereitzustellen. Hierbei hat sich bereits in der Vergangenheit gezeigt, dass die proak-
tive Bekanntgabe von Geodaten im Konflikt zu der nach § 8 Absatz 4 des Sächsischen Geo-
dateninfrastrukturgesetzes vorgesehenen Einzelanhörung stehen kann. Aus diesem Grund 
ist eine Neufassung des § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes gebo-
ten. 
 
Der dargestellte Widerstreit tritt auch beim Sächsischen Umweltinformationsgesetz zutage. 
Auch hier dürfen Umweltinformationen, die die Rechte nach § 6 Absatz 1 Satz 1 betreffen, 
grundsätzlich nur nach vorheriger Anhörung der Betroffenen herausgegeben werden. Die 
proaktive Bereitstellung von Daten steht beim Sächsischen Umweltinformationsgesetz – an-
ders als beim Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetz – zwar nicht im Vordergrund. Zweck 
des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes ist aber ebenso die systematische Verbrei-
tung von Umweltinformationen in der Öffentlichkeit (§ 1 des Sächsischen Umweltinformati-
onsgesetzes). Denn sind die informationspflichtigen Stellen sind auf der Grundlage des § 12 
Absatz 1 Satz 1 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes gehalten, die Öffentlichkeit 
aktiv und systematisch über Umweltinformationen zu informieren. 
 
Die zeit- und wortgleiche Änderung des § 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes 



 

 

und des § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ist somit angezeigt. 
Denn Umweltinformationen im Sinne des § 3 Absatz 2 des Sächsischen Umweltinformati-
onsgesetzes können auch Geodaten im Sinne des § 2 Absatz 1 des Sächsischen Geodaten-
infrastrukturgesetzes darstellen und umgekehrt. Insoweit führt auch die INSPIRE-Richtlinie 
aus, dass zwischen den Geodaten im Sinne der INSPIRE-Richtlinie und den Umweltinforma-
tionen im Sinne der Richtlinie 2003/4 (Umweltinformationsrichtlinie) gewisse Überschneidun-
gen existieren (Erwägungsgrund 7 der INSPIRE-Richtlinie). 
 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass das Sächsische Geodateninfrastrukturgesetz 
ausschließlich auf digitale Geodaten Anwendung findet. Demgegenüber erlaubt und erfordert 
das Sächsische Umweltinformationsgesetz auch die Herausgabe analoger Umweltinformati-
onen/Geodaten. Sofern es sich bei den analogen Geodaten gleichzeitig auch um Umweltin-
formationen im Sinne des § 3 Absatz 2 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes han-
delt, ist durch die Einfügung des Absatzes 1a somit eine einheitliche Handhabung in Bezug 
auf digitale und analoge Geodaten gewährleistet. 
 
C. Alternativen 
 
1. Im Hinblick auf die Änderung des § 5 Absatz 3 des Sächsischen Umweltinformationsge-
setzes gibt es keine Alternative, da diese auf der Grundlage der Rechtsprechung des Ge-
richtshofes der Europäischen Union erfolgt. 
  
2. Die Alternative zur Änderung des § 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und 
des § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ist die Beibehaltung des 
geltenden Rechts. 
 
D. Kosten 
 
Zusätzliche Kosten für Unternehmen und Bürger werden durch die Gesetzesänderung nicht 
verursacht. Sowohl die aktuelle Fassung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes als 
auch des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes enthalten bereits Kostenregelungen, 
die jedoch durch das vorliegende Gesetz keine Änderungen erfahren werden. 
 
Für die Verwaltung, insbesondere für die informationspflichtigen und geodatenhaltenden 
Stellen, entstehen gegebenenfalls zusätzlich Kosten dadurch, dass die öffentlichen Be-
kanntmachungen ortsüblich erfolgen müssen, sofern das geografische Gebiet, auf das sich 
die Bekanntmachung bezieht, zehn Gemeinden nicht überschreitet. Die Kosten hierfür las-
sen sich jedoch derzeit nicht beziffern. 
 
E. Zuständigkeit 
 
Federführend für den Gesetzentwurf ist das SMUL.  
 
Wegen der Änderung des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ist sachlich auch das 
Staatsministerium des Innern betroffen, mit dem der Gesetzentwurf insoweit abgestimmt 
wurde. In Anbetracht des inhaltlichen Bezugs des Änderungsgesetzes zum Bergbauwesen 
wurde auch das Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr beteiligt.  
 
 
 
 
 



 

 

 

 

Kostenblatt zur Kabinettsvorlage des SMUL 

„Gesetz zur Änderung des Sächsischen 

Umweltinformationsgesetzes und des Sächsischen 

Geodateninfrastrukturgesetzes“ 
Übersicht über die Auswirkungen der Vorlage 

 

 - auf den Staatshaushalt (I.) 

 - die Mittelfristige Finanzplanung (I.) 

 - die kommunalen Haushalte (II.) und 

 - Bürger und Unternehmen (IV.) 

 

 

I. Auswirkungen auf den Landeshaushalt/mittelfristige Finanzplanung 

Kosten der in der Kabinettsvorlage vorgeschlagenen Maßnahme und damit 

verbundenen Einnahmen - in T€ -: 

 

 

Haushalts-/Planungsjahr Ausgaben Einnahmen 

 insgesamt dav. bereits im 

Haushalt/Mipla 

enthalten 

insgesamt dav. bereits im 

Haushalt/Mipla 

enthalten 

2016 
 

0 0 0 0 

2017 
 

0 0 0 0 

2018 
 

0 0 0 0 

2019 
 

0 0 0 0 

2020 
 

0 0 0 0 

 
  



 

 

 

II. Auswirkungen auf die Haushalte der Gemeinden, Landkreise und Kreisfreien 

Städte - in T€ -: 

 

 Gemeinden Landkreise Kreisfreie. Städte 

 Ausg. Einn. Ausg. Einn. Ausg. Einn. 

2016 
 

0 0 0 0 0 0 

2017 
 

0 0 0 0 0 0 

2018 
 

0 0 0 0 0 0 

2019 
 

0 0 0 0 0 0 

2020 
 

0 0 0 0 0 0 

 

 

III. Stellen 

Für die in der Kabinettsvorlage vorgeschlagenen Maßnahmen sind folgende 

Stellen erforderlich: 

 

Ab 

2016 2017 2018 2019 2020 

0 0 0 0 0 

 

Ab 

2016 2017 2018 2019 2020 

0 0 0 0 0 

 

 

IV. Bemerkungen 

z.B. über Folgekosten, finanzielle Auswirkungen bei Dritten usw.: 

 

Für die Verwaltung, insbesondere für die informationspflichtigen und geodatenhaltenden 

Stellen, entstehen gegebenenfalls Kosten dadurch, dass die öffentlichen Bekanntmachungen 

in der Form der für die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzung erfolgen 

müssen, sofern das Gebiet, auf das sich Bekanntmachung erstreckt, zehn Gemeinden nicht 

überschreitet. Die Kosten hierfür sind jedoch lediglich gering und somit zu vernachlässigen. 

 

 



    

 

Gesetz 
 zur Änderung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und des 

Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes 

Vom … 

Der Sächsische Landtag hat am … das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes 

Das Sächsische Umweltinformationsgesetz vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), 
das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juli 2014 (SächsGVBl. S. 407) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
ersetzt.  

b) In Satz 3 werden die Wörter „Gesetzes zum Schutz der informationellen Selbst-
bestimmung im Freistaat Sachsen (Sächsisches Datenschutzgesetz – 
SächsDSG) vom 25. August 2003 (SächsGVBl. S. 330)“ durch die Wörter „Säch-
sischen Datenschutzgesetzes vom 25. August 2003 (SächsGVBl. S. 330), das 
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) 
geändert worden ist“ ersetzt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 3 wird jeweils die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
und die Angabe „Nr.“ wird jeweils durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 4 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt.  

c) In Absatz 3 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ und die Wörter „sie 
im Rahmen der Gesetzgebung oder beim Erlass von Rechtsverordnungen“ wer-
den durch die Wörter „und solange sie im Rahmen der Gesetzgebung“ ersetzt. 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 SächsDSG“ durch die Wör-
ter „§ 3 Absatz 1 des Sächsischen Datenschutzgesetzes“ ersetzt. 
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bb) In den Sätzen 2 und 4 wird jeweils die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Num-
mer“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Beabsichtigen informationspflichtige Stellen über die Bekanntgabe von 
Umweltinformationen, die aufgrund des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 ge-
schützt sind, 

1. gleichartige Entscheidungen in größerer Zahl vorzunehmen oder 

2. eine Entscheidung vorzunehmen, die eine größere Zahl von Personen be-
trifft, 

können sie Gelegenheit zur Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung geben, 
sofern Einzelanhörungen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellen 
würden. Die Möglichkeit zur Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung ist 
auch eröffnet, wenn Personen, die möglicherweise durch die Entscheidung der 
informationspflichtigen Stelle betroffen sein können, unbekannt sind und ihre Er-
mittlung mit zumutbarem Aufwand nicht erfolgen kann. In der öffentlichen Be-
kanntmachung sind entsprechend der Anhörung nach Absatz 1 Satz 2 die Um-
weltinformationen, die veröffentlicht werden sollen, der Zweck und die Art der 
Bekanntgabe der Informationen sowie das Gebiet anzugeben, in dem Personen 
betroffen sein können. Die Bekanntmachung erfolgt grundsätzlich im Sächsi-
schen Amtsblatt. Sofern sich die Bekanntmachung auf ein Gebiet erstreckt, das 
bis zu zehn Gemeinden umfasst, erfolgt die Bekanntmachung auch in der Form 
der für die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzungen. § 27a 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. November 2015 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, gilt entsprechend. Je-
der, dessen Rechte nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 durch die Entschei-
dung der informationspflichtigen Stelle betroffen sein können, kann innerhalb von 
sechs Wochen nach Bekanntmachung Einwendungen bei der informationspflich-
tigen Stelle erheben. Die Einwendungsfrist beginnt mit dem Datum der Veröffent-
lichung im Sächsischen Amtsblatt oder im Fall des Satzes 5 mit der Bekanntma-
chung in der Form der für die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntma-
chungssatzungen. Die Einwendungen sind schriftlich, elektronisch oder zur Nie-
derschrift bei der informationspflichtigen Stelle zu erheben. Sind innerhalb der 
Einwendungsfrist bei der informationspflichtigen Stelle keine Einwendungen ein-
gegangen, die der Veröffentlichung von Daten entgegenstehen, kann die infor-
mationspflichtige Stelle die Daten veröffentlichen.“ 

4. In § 9 Absatz 1 wird die Angabe „(VwGO)“ gestrichen und die Wörter „Artikel 2 des 
Gesetzes vom 22. August 2005 (BGBl. I S. 2482, 2483)“ werden durch die Wörter 
„Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2490)“ ersetzt. 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 Nummer 7 werden die Angaben „(UVPG)“ und „(SächsUVPG)“ ge-
strichen, die Wörter „25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), das durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2005 (BGBl. I S. 1794)“ werden durch die 
Wörter „24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2490)“, die Wörter „vom 1. Sep-
tember 2003 (SächsGVBl. S. 418), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 24. Juni 2004 (SächsGVBl. S. 245, 265)“ werden durch die Wörter „in 
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der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juli 2007 (SächsGVBl. S. 349), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) 
geändert worden ist“, die Angabe „Abs.“ wird durch das Wort „Absatz“ und 
die Angabe „Nr.“ wird durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt. 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „(SächsVwKG)“ gestrichen und nach der Angabe 
„(SächsGVBl. S. 698),“ werden die Wörter „das zuletzt durch Artikel 31 des 
Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130) geändert worden ist,“ 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 1 und 2 SächsVwKG“ durch die Wörter 
„Absatz 1 und 2 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaates Sachsen“ er-
setzt. 

7. In § 7 Absatz 1 Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 und Absatz 4, § 8 Absatz 1 Satz 1, § 11 
Absatz 3 Satz 2 und § 14 wird jeweils die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ er-
setzt. 

8. In § 7 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 sowie § 11 Absatz 3 Satz 2 wird jeweils die An-
gabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes 

Das Sächsische Geodateninfrastrukturgesetz vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 134) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Absatz 1 werden die Wörter „§ 8 Abs. 2 des Gesetzes über das amtliche Ver-
messungswesen und das Liegenschaftskataster im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz – SächsVermKatG) vom 29. Januar 2008 
(SächsGVBl. S. 138), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2010 (Sächs-
GVBl. S. 134, 140)“ durch die Wörter „§ 8 Absatz 2 des Sächsischen Vermessungs- 
und Katastergesetzes vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt 
durch das Gesetz vom 19. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 482)“ ersetzt. 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ und die Angabe „Nr.“ wird durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 
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bb) In Satz 2 werden die Wörter „Abs. 2 Nr. 2 des Umweltinformationsgesetzes 
für den Freistaat Sachsen (Sächsisches Umweltinformationsgesetz – 
SächsUIG) vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146)“ durch die Wörter „Absatz 
2 Nummer 2 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 
2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum des Mantelgesetzes] (SächsGVBl. S. [ein-
setzen: Seitenzahl]) geändert worden ist“ und die Angabe „Nr. 2 und 4“ wird 
durch die Wörter „Nummer 2 und 4“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 3 werden die Angaben „(AO)“ und „(SächsStatG)“ gestri-
chen und die Wörter „Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2474, 2475)“ werden durch die Wörter „Artikel 5 des Gesetzes vom 3. De-
zember 2015 (BGBl. I S. 2178)“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

cc) In Satz 5 wird die Angabe „Abs. 2 Nr. 2 SächsUIG“ durch die Wörter „Ab-
satz 2 Nummer 2 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes“ ersetzt und 
nach der Angabe „Satz 1“ wird die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Nummer“ 
ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Beabsichtigen geodatenhaltende Stellen über die Bekanntgabe von Geo-
daten oder Geodatendiensten, die aufgrund der Bestimmungen in Absatz 4 Satz 
1 Nummer 1 bis 3 geschützt sind, 

1. gleichartige Entscheidungen in größerer Zahl vorzunehmen oder 

2. eine Entscheidung vorzunehmen, die eine größere Zahl von Personen be-
trifft, 

können sie Gelegenheit zur Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung geben, 
sofern Einzelanhörungen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellen 
würden. Die Möglichkeit zur Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung ist 
auch eröffnet, wenn Personen, die möglicherweise durch die Entscheidung der 
geodatenhaltenden Stelle betroffen sein können, unbekannt sind und ihre Ermitt-
lung mit zumutbarem Aufwand nicht erfolgen kann. In der öffentlichen Bekannt-
machung sind entsprechend der Anhörung nach Absatz 4 Satz 2 die Dateninhal-
te, die veröffentlicht werden sollen, der Zweck und die Art der Bekanntgabe der 
Daten sowie das Gebiet anzugeben, in dem Personen betroffen sein können. Die 
Bekanntmachung erfolgt grundsätzlich im Sächsischen Amtsblatt. Sofern sich die 
Bekanntmachung auf ein Gebiet erstreckt, das bis zu zehn Gemeinden umfasst, 
erfolgt die Bekanntmachung auch in der Form der für die jeweiligen Gemeinden 
geltenden Bekanntmachungssatzungen. § 27a des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. I. 
S. 2010) geändert worden ist, gilt entsprechend. Jeder, dessen Rechte nach Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 3 durch die Entscheidung der geodatenhaltenden 
Stelle betroffen sein können, kann innerhalb von sechs Wochen nach Bekannt-
machung Einwendungen bei der geodatenhaltenden Stelle erheben. Die Einwen-
dungsfrist beginnt mit dem Datum der Veröffentlichung im Sächsischen Amtsblatt 
oder im Fall des Satzes 5 mit der Bekanntmachung in der Form der für die jewei-
ligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzungen. Die Einwendungen 
sind schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift bei der geodatenhaltenden 
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Stelle zu erheben. Sind innerhalb der Einwendungsfrist bei der geodatenhalten-
den Stelle keine Einwendungen eingegangen, die der Veröffentlichung von Daten 
entgegenstehen, kann die geodatenhaltende Stelle die Daten veröffentlichen.“ 

d) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2 Nr. 2 SächsUIG“ durch die Wörter 
„Absatz 2 Nummer 2 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes“ ersetzt. 

3. In § 3 Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 3, § 5 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Num-
mer 2 und Absatz 5 Satz 2, § 6 Absatz 2 Nummer 4, § 7 Absatz 5 Satz 1, § 9 Ab-
satz 2 Satz 1, § 10 Nummer 1, § 11 Absatz 1 Satz 1 Satzteil nach Nummer 2 und 
Satz 2 sowie Absatz 2 Satz 1 Satzteil nach Nummer 2 und in der Anlage in der Anga-
be der Vorschrift, auf die die Anlage Bezug nimmt, wird jeweils die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ ersetzt. 

4. In § 5 Absatz 1 Satz 1, § 9 Absatz 2 Satz 1, § 11 Absatz 2 Satz 2 und in der Anlage in 
der Angabe der Vorschrift, auf die die Anlage Bezug nimmt, wird jeweils die Angabe 
„Nr.“ durch das Wort „Nummer“ ersetzt. 

5. Folgender § 12 wird angefügt: 

„§ 12 

Einschränkung eines Grundrechts 

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 33 der Ver-
fassung des Freistaates Sachsen wird durch § 8 Absatz 4 und 5 eingeschränkt.“ 

Artikel 3 

Einschränkung eines Grundrechts 

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 33 der Verfassung 
des Freistaates Sachsen wird durch Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b dieses Gesetzes 
eingeschränkt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz ändert das Umweltinformationsgesetz für den Freistaat Sachsen (Sächsi-
sches Umweltinformationsgesetz – SächsUIG) und das Gesetz über die Geodateninfra-
struktur im Freistaat Sachsen (Sächsisches Geodateninfrastrukturgesetz – SächsGDIG). 

a) Mit der Gesetzesänderung wird § 5 Absatz 3 des Sächsischen Umweltinformati-
onsgesetzes an die Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union ange-
passt. § 5 Absatz 3 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes besagt, dass der An-
trag auf Zugang zu Umweltinformationen u. a. abzulehnen ist, wenn er bei einer Behörde 
des Freistaates Sachsen gestellt wurde, soweit sie im Rahmen der Gesetzgebung oder 
beim Erlass von Rechtsverordnungen tätig wird. 

Gemäß Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4 über den Zugang der Öffentlich-
keit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313 (im Folgenden 
Richtlinie 2003/4 genannt) können die Mitgliedstaaten von dem Behördenbegriff im Sinne 
des Artikel 12 Nummer 2 Satz 1 der Richtlinie 2003/4 Gremien oder Einrichtungen aus-
nehmen, soweit sie in gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln. Der Ge-
richtshof der Europäischen Union hat mit Urteil vom 14. Februar 2012, Az.: C-204/09 
(Flachglas Torgau) festgestellt, dass Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4 nicht 
mehr auf Behörden angewandt werden darf, wenn das betreffende Gesetzgebungsverfah-
ren abgeschlossen ist. 

In einem weiteren Verfahren (Urteil vom 18. Juli 2013; Az.: C-515/11) ist der Europäische 
Gerichtshof zu dem Ergebnis gelangt, dass Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 
2003/4 nicht für Ministerien gilt, wenn sie Rechtsverordnungen erarbeiten. Das bedeutet, 
dass Ministerien auf Antrag Umweltinformationen grundsätzlich auch dann erteilen müs-
sen, wenn diese in einem laufenden Verfahren zum Erlass einer Rechtsverordnung von 
Bedeutung sind. 

b) Weiterhin wird mit dem Gesetz in § 6 des Sächsischen Umweltinformationsgeset-
zes ein neuer Absatz 1a eingefügt und § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfra-
strukturgesetzes neu gefasst. 

§ 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und § 8 des Sächsischen Geodateninf-
rastrukturgesetzes ist gemein, dass sie sich mit dem Widerstreit zwischen dem Zugang zu 
Umweltinformationen sowie Geodaten und dem Schutz der hiervon möglicherweise be-
troffenen Rechten Dritter (personenbezogene Daten, Rechte am geistigen Eigentum oder 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) befassen. Nach diesen beiden Vorschriften ist der 
Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und Geodaten grundsätzlich zu be-
schränken, wenn die o. g. Rechte Dritter durch die Bekanntgabe möglicherweise beein-
trächtigt oder verletzt werden können. Die Zugangsbeschränkung entfällt jedoch, wenn 
die Betroffenen in die Bekanntgabe eingewilligt haben oder das (öffentliche) Interesse an 
der Bekanntgabe überwiegt. Aus diesem Grund sind die Betroffenen vor der Entschei-
dung über die Zugangsgewährung anzuhören (§ 6 Absatz 1 Satz 2 des Sächsischen Um-
weltinformationsgesetz, § 8 Absatz 5 Satz 2 des Sächsischen Geodateninfrastrukturge-
setzes). 

§ 8 Absatz 5 Satz 1 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes sieht für die perso-
nenbezogenen Daten bereits jetzt vor, dass die geodatenhaltenden Stellen die Anhörung 
der betroffenen Rechtsinhaber durch eine öffentliche Bekanntmachung im Sächsischen 
Amtsblatt ersetzen können, wenn gleichartige Entscheidungen in größerer Zahl vorzu-
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nehmen sind oder eine Entscheidung vorzunehmen ist, die eine größere Zahl von Perso-
nen betrifft und Einzelanhörungen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellen 
würden. Eine Präklusion ist mit der öffentlichen Bekanntmachung derzeit nicht verbunden. 
§ 6 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes enthält demgegenüber keine entspre-
chende Regelung. 

Die Gesetzesänderung sieht nunmehr vor, dass die Möglichkeit der öffentlichen Anhörung 
in § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes unter den dort beschrie-
benen Voraussetzungen auf alle Rechte im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 
3 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ausgeweitet werden soll. Darüber hin-
aus soll die Möglichkeit der Ersetzung der Einzelanhörung durch eine öffentliche Be-
kanntmachung auch auf die Fälle erstreckt werden, dass Personen, die durch die Ent-
scheidung der geodatenhaltenden Stelle möglicherweise in ihren Rechten verletzt werden 
können, unbekannt sind und mit zumutbarem Aufwand nicht ermittelt werden können. 
Gleichzeitig soll mit der öffentlichen Anhörung eine formelle Einwendungspräklusion ver-
bunden werden. § 6 Absatz 1a des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes soll einen 
mit § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetz entsprechend inhaltsglei-
chen Text erhalten. Die Möglichkeit der Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung ent-
bindet die informationspflichtigen Stellen beziehungsweise die geodatenhaltenden Stellen 
aber in keiner Phase des Verfahrens von ihrer Verpflichtung zur Beachtung aller ohnehin 
von Amts wegen zu berücksichtigenden Ermittlungen, der sorgfältigen Aufklärung des 
Sachverhaltes sowie zu einer gerechten Abwägung aller möglicherweise betroffenen öf-
fentlichen und privaten Belange.  

Aktueller Anlass für die Gesetzesänderung ist das Programm „Rohstoffstrategie für Sach-
sen“, das der Sächsische Landtag im März 2013 zustimmend zur Kenntnis genommen 
hat. Wesentlicher Bestandteil dieses Programms ist das Projekt „ROHSA 3“, auf dessen 
Grundlage die sächsischen Rohstoffdaten, insbesondere zu Spaten und Erzen, systema-
tisch erfasst, gesichert, bewertet und digital verfügbar gemacht werden sollen. Die proak-
tive Bereitstellung von Geodaten erfolgt insbesondere auf der Grundlage des Sächsi-
schen Geodateninfrastrukturgesetzes, da dies im Wesentlichen der Regelungsgegen-
stand dieser Norm ist. Da die Trennung von Geodaten und Umweltinformationen jedoch 
nicht immer eindeutig möglich ist und folglich eine einheitliche Handlungsgrundlage benö-
tigt wird, bedarf es auch einer entsprechenden Änderung des Sächsischen Umweltinfor-
mationsgesetzes (s. u.). 

Aber auch über das Projekt „ROHSA 3“ hinaus sind die geodatenhaltenden Stellen auf-
grund des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes aufgefordert, Geodaten proaktiv 
der Öffentlichkeit bereitzustellen. Hierbei hat sich bereits in der Vergangenheit gezeigt, 
dass die proaktive Bekanntgabe von Geodaten im Konflikt zu der nach § 8 Absatz 4 des 
Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetz vorgesehenen Einzelanhörung stehen kann. 
Aus diesem Grund ist eine Neufassung des § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninf-
rastrukturgesetzes geboten. 

Dieser Widerstreit tritt auch beim Sächsischen Umweltinformationsgesetz zu Tage. Auch 
hier dürfen Umweltinformationen, die die Rechte nach § 6 Absatz 1 Satz 1 des Sächsi-
schen Umweltinformationsgesetzes betreffen, grundsätzlich nur nach vorheriger Anhö-
rung der Betroffenen herausgegeben werden. Die proaktive Bereitstellung von Daten 
steht beim Sächsischen Umweltinformationsgesetz – anders als beim Sächsischen Geo-
dateninfrastrukturgesetz – zwar nicht im Vordergrund. Nichtsdestoweniger ist Zweck des 
Sächsischen Umweltinformationsgesetzes auch die systematische Verbreitung von Um-
weltinformationen in der Öffentlichkeit (§ 1 des Sächsischen Umweltinformationsgeset-
zes). Ebenso sind die informationspflichtigen Stellen auf der Grundlage des § 12 Absatz 1 
Satz 1 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes gehalten, die Öffentlichkeit aktiv 
und systematisch über Umweltinformationen zu informieren.  
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Die zeit- und wortgleiche Änderung des § 6 des Sächsischen Umweltinformationsgeset-
zes und des § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ist somit an-
gezeigt. Denn Umweltinformationen im Sinne des § 3 Absatz 2 des Sächsischen Umwel-
tinformationsgesetzes können auch Geodaten im Sinne des § 2 Absatz 1 des Sächsi-
schen Geodateninfrastrukturgesetzes darstellen und umgekehrt. Insoweit führt auch die 
INSPIRE-Richtlinie aus, dass zwischen den Geodaten im Sinne der INSPIRE-Richtlinie 
und den Umweltinformationen im Sinne der Richtlinie 2003/4 (Umweltinformationsrichtli-
nie) gewisse Überschneidungen existieren (Erwägungsgrund 7 der INSPIRE-Richtlinie). 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass das Sächsische Geodateninfrastrukturgesetz 
ausschließlich auf digitale Geodaten Anwendung findet. Demgegenüber erlaubt das 
Sächsische Umweltinformationsgesetz auch die Herausgabe analoger Umweltinformatio-
nen/Geodaten. Sofern es sich bei den analogen Geodaten gleichzeitig auch um Umweltin-
formationen im Sinne des § 3 Absatz 2 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes 
handelt, ist durch die Einfügung des Absatzes 1a somit eine einheitliche Handhabung in 
Bezug auf digitale und analoge Geodaten gewährleistet. 

c) Die weiteren Änderungen des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und des 
Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes sind redaktioneller Natur. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 
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Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Buchstabe c 

Nach der derzeitigen Fassung des § 5 Absatz 3 ist ein Antrag auf Herausgabe von Um-
weltinformationen u. a. abzulehnen, wenn er bei einer Behörde des Freistaates Sachsen 
gestellt wurde, soweit diese im Rahmen der Gesetzgebung oder beim Erlass von Rechts-
verordnungen tätig wird. Die Änderung des § 5 Absatz 3 ist erforderlich, um diese Rege-
lung an die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes anzupassen. 

a) Der Europäische Gerichtshof hat in dem Urteil vom 14. Februar 2012, Az.: C-204/09 
(Flachglas Torgau), u. a. festgestellt, dass Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 
2003/4 so auszulegen ist, dass die den Mitgliedstaaten durch diese Vorschrift eingeräum-
te Möglichkeit, Gremien oder Einrichtungen, soweit sie in gesetzgebender Eigenschaft 
handeln, nicht als Behörden anzusehen, nicht angewandt werden darf, wenn das betref-
fende Gesetzgebungsverfahren abgeschlossen ist. Insoweit ist § 5 Absatz 3 dahingehend 
zu ändern, dass der Antrag auf Erteilung von Umweltinformationen, der bei einer Behörde 
des Freistaates Sachsen gestellt wurde, abgelehnt werden kann, soweit und solange sie 
im Rahmen der Gesetzgebung tätig wird. 

b) Darüber hinaus ist der Europäische Gerichtshof in dem Urteil vom 18. Juli 2013, Az.: C-
515/11, zu dem Ergebnis gelangt, dass Artikel 2 Nummer 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4 in 
der Weise auszulegen ist, dass die den Mitgliedstaaten eingeräumte Befugnis, Gremien 
oder Einrichtungen, soweit sie in gesetzgebender Eigenschaft handeln, nicht als Behör-
den anzusehen, die Zugang zu den bei ihnen vorhandenen Umweltinformationen gewäh-
ren müssen, nicht für Ministerien gilt, wenn sie Recht ausarbeiten und setzen, das im 
Rang unter einem Gesetz steht. Demgegenüber enthält § 5 Absatz 3 u. a. die Formulie-
rung, dass ein Antrag auf Erteilung von Umweltinformationen abzulehnen ist, wenn der 
bei einer Behörde des Freistaates Sachsen gestellt wurde, soweit sie beim Erlass von 
Rechtsverordnungen tätig wird. Dieser Teil des § 5 Absatz 3 ist mithin zu streichen. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Einfügung des Absatzes 1a in § 6 wird in das Sächsische Umweltinformationsge-
setz eine Regelung eingeführt, durch die die informationspflichtigen Stellen die Möglich-
keit erhalten, unter bestimmten Voraussetzungen die nach § 6 Absatz 1 des Sächsischen 
Umweltinfrastrukturgesetzes grundsätzlich notwendigen Einzelanhörungen durch eine 
öffentliche Bekanntmachung zu ersetzen. § 6 Absatz 1a erhält somit inhaltlich den glei-
chen Wortlaut wie § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes. Zu den 
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Hintergründen sind bereits in dem Allgemeinen Teil der Begründung Ausführungen ge-
macht worden, auf die an dieser Stelle verwiesen wird. 

Da § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes und § 6 Absatz 1a des 
Sächsischen Umweltinformationsgesetzes gleichlautend sind, wird zwecks Vermeidung 
von Wiederholungen auf die Begründung zur Änderung des § 8 Absatz 5 des Sächsi-
schen Geodateninfrastrukturgesetzes (Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe c).  

Zu Nummer 4 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Nummer 7 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 
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Zu Nummer 8 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass und zur Aktualisierung des Zitats. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Buchstabe c 

a) Das Sächsische Geodateninfrastrukturgesetz setzt die Richtlinie 2007/2/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodateninf-
rastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE) um. Ziel der INSPIRE-Richtlinie 
ist insbesondere, dass die von den Mitgliedstaaten geschaffenen Geodateninfrastrukturen 
kompatibel gemacht werden und gemeinschaftsweit genutzt werden können. Ebenso sol-
len die Mitgliedstaaten die Dienste für die Ermittlung und Abrufung von Geodatensätzen 
kostenlos anbieten. Gegenstand der INSPIRE-Richtlinie und des Sächsischen Geodaten-
infrastrukturgesetzes ist somit insbesondere die proaktive Bereitstellung von Geodaten 
und Geodatendiensten. 

b) § 8 Absatz 4 beschränkt den Zugang zu Geodaten und Geodatendiensten, wenn hier-
durch 
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- personenbezogene Daten offenbart und dadurch schutzwürdige Interessen der Betroffe-
nen beeinträchtigt würden, 

- Rechte am geistigen Eigentum, insbesondere Urheberrechte verletzt würden oder 

- Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse zugänglich gemacht würden oder die Informatio-
nen dem Steuergeheimnis im Sinne des § 30 der Abgabenordnung unterliegen. 

Ein Zugang zu diesen Geodaten oder Geodatendiensten ist grundsätzlich nur zulässig, 
wenn die Betroffenen zugestimmt haben oder das öffentliche Interesse am Zugang zu 
diesen Daten überwiegt. Die effektive Umsetzung des Ziels der INSPIRE-Richtlinie, bei 
den staatlichen Stellen vorhandene Geodaten bereitzustellen, wird aufgrund der Vielzahl 
der inzwischen vorhandenen digitalen Geodaten erschwert oder unmöglich gemacht, 
wenn jeder einzelne möglicherweise in seinen Rechten Betroffene persönlich angehört 
werden muss. Dies gilt umso mehr, wenn die Betroffenen namentlich nicht bekannt sind, 
beziehungsweise wegen der Vielzahl der möglicherweise betroffenen Personen eine Er-
mittlung einen unverhältnismäßig hohen Aufwand bedeuten würde. Diese Problematik 
zeigt sich besonders bei der Fallgruppe der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, da sich 
in diesen Fällen der Betroffene, anders als beispielsweise bei personenbezogenen Daten 
mit Raumbezug, nicht auf Basis eines öffentlichen Registers ermittelt werden kann. Ent-
sprechende schützenswerte Informationen können auch losgelöst von dem im Grundbuch 
dokumentierten Eigentumsrecht bestehen (so beispielsweise bei Informationen zu Lager-
stätten bergfreier Rohstoffe).  

c) Die derzeitige Fassung des § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastruktur-
gesetzes sieht im Hinblick auf personenbezogene Daten bereits vor, dass geodaten-
haltende Stellen, die beabsichtigen, über die Gewährung des Zugangs zu diesen Daten 
gleichartige Entscheidungen in größerer Zahl zu treffen oder eine Entscheidung zu erlas-
sen, die eine größere Zahl Personen betrifft, grundsätzlich erforderliche Einzelanhörungen 
durch Bekanntmachung im Sächsischen Amtsblatt ersetzen können, sofern die Einzel-
anhörungen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellen. Diese Regelung war im 
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Gesetz über das Geoinformationswesen im 
Freistaat Sachsen aufgrund eines Antrags aus der Mitte des Landtags aufgenommen 
worden, um den Schutz personenbezogener Daten aufgrund der Anhörungspflicht der 
Richtlinie 2007/2/EG (INSPIRE) bestmöglich zu gewährleisten. Der Änderungsantrag be-
zog sich seinerzeit lediglich auf die personenbezogenen Daten. Die übrigen durch § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ge-
schützten Rechte wurden seinerzeit nicht Gegenstand des Änderungsantrags. Dies be-
deutet nicht, dass eine Ersetzung von Einzelanhörungen in diesen Fällen unzulässig ist. 
Vielmehr standen allein die personenbezogenen Daten seinerzeit im Focus des Gesetz-
gebers, da die Richtlinie 2007/2/EG (INSPIRE) zum Schutz personenbezogener Daten 
ausdrücklich eine Anhörungspflicht vorsieht.  

d) Mit der Neufassung des Satzes 1 wird zum einen die Möglichkeit gegeben, Einzelanhö-
rungen durch öffentliche Bekanntmachung zu ersetzen, wenn Personen, die möglicher-
weise durch die Entscheidung betroffen sein können, unbekannt sind. Darüber hinaus soll 
diese Regelung aber auch Anwendung finden, wenn lediglich eine einzelne Person unbe-
kannt ist. Im Übrigen soll Satz 1 für alle Fälle Anwendung finden, in denen Einzelanhö-
rungen aus anderen Gründen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellen wür-
den. Hiermit sind insbesondere die Fälle gemeint, in denen bislang die Ersetzung von 
Einzelanhörungen durch öffentliche Bekanntmachung zulässig war. Die Änderung des 
Satzes 1 erfolgt insoweit, um eine möglichst weitgehenden Anwendungsbereich für die 
Ersetzung der Einzelanhörung zu erreichen. Hierbei können sich die Anwendungsberei-
che gegebenenfalls überschneiden, was im Interesse des angestrebten Ziels jedoch un-
schädlich ist. 
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e) Mit der Gesetzesänderung soll die Möglichkeit, Einzelanhörungen durch eine öffentli-
che Bekanntmachung im Sächsischen Amtsblatt zu ersetzen, auch auf die Fälle des § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 ausgedehnt werden. Die Entscheidung, ob die geoda-
tenhaltende Stelle von der Möglichkeit der öffentlichen Anhörung Gebrauch macht, steht 
dabei in ihrem pflichtgemäßen Ermessen. 

aa) Eine wesentliche Verfahrenserleichterung wird hierbei insbesondere im Hinblick auf 
die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im Sinne des § 8 Absatz 4 Nummer 3 gesehen. 

Zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gehören beispielsweise Ertragslagen, Ge-
schäftsbücher, Kundenlisten, Bezugsquellen, Marktstrategien, Unterlagen zur Kreditwür-
digkeit, Kalkulationsunterlagen, Patentanmeldungen und sonstige Entwicklungs- und For-
schungsprojekte. Im weiteren Sinne zählen zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
auch Geodaten, sofern hierdurch betriebliche oder wirtschaftliche Interessen eines Unter-
nehmens berührt werden können. Aufgrund der proaktiven Bereitstellung von Daten hat 
die Zugangsentscheidung im Zeitpunkt der Bereitstellung der Daten zu erfolgen. Hierzu 
müssten für eine Einzelanhörung alle potentiell Berechtigten ermittelt werden. Je nach Art 
und Alter der Information ist dabei für die Ermittlung möglicher Betroffener eine an-
spruchsvolle Recherche erforderlich. Eine Beschränkung auf einzelne Gebiete bzw. In-
formationen ist dabei spätestens mit dem Ablauf der Umsetzungsfristen nach der INSPI-
RE-Richtlinie nicht mehr möglich. Allein auf Basis der vorliegenden Daten ist es zudem 
nicht möglich, die betrieblichen Konsequenzen einer Veröffentlichung der Informationen 
für das einzelne, gegebenenfalls in der Region ansässige Unternehmen einzuschätzen. 
Soweit Einzelanhörungen daher einen unverhältnismäßig hohen Aufwand bedeuten wür-
den, können diese mit der neuen Regelung durch eine öffentliche Bekanntmachung im 
Sächsischen Amtsblatt ersetzt werden. 

bb) Bei der Weitergabe von Geodaten können auch Eingriffe in Urheberrechte in Betracht 
kommen. 

Gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 7 des Urheberrechtsgesetzes gehören zu den geschützten 
Werken grundsätzlich auch Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art, wie 
Zeichnungen, Pläne , Karten, Skizzen, Tabellen und plastische Darstellungen. Diese sind 
jedoch nur dann urheberrechtlich geschützte Werke, wenn es sich hierbei um persönliche, 
geistige Schöpfungen handelt (§ 2 Absatz 2 des Urheberrechtsgesetzes). Sofern Geoda-
ten nach herkömmlichem Muster in Tabellenform zusammengefasst werden, genügt dies 
für den Urheberschutz in der Regel noch nicht. Erst wenn diese Daten durch Art und Form 
der Auswahl, Einteilung und Anordnung besonders übersichtlich werden oder bestimmte 
Zusammenhänge erkennen lassen, können auch solche Tabellen Urheberrechtsschutz 
genießen. 

f) Bekanntzumachen nach § 8 Absatz 5 des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes 
sind die für die Veröffentlichung vorgesehenen Dateninhalte. Bei dem Begriff der Datenin-
halte handelt es sich um einen fachlichen Oberbegriff, der eine größere Anzahl von Ein-
zeldaten beinhaltet. Dateninhalte sind z. B. Daten zu öffentlichen und privaten Abwasser-
anlagen, Daten zu Niederschlagsstationen, Daten zu geologischen Aufschlüssen oder 
geophysikalische Punktdaten. 

g) Die Dateninhalte sind unter Angabe des geografischen Gebiets grundsätzlich im Säch-
sischen Amtsblatt bekannt zu machen. Sofern das geografische Gebiet, für das die Da-
teninhalte bekannt gemacht werden sollen, das Gebiet von zehn Gemeinden nicht über-
schreitet, soll die geodatenhaltende Stelle die öffentliche Bekanntmachung auch in der 
Form der für die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzungen veröffent-
lichen. Die Rechtfertigung, die öffentliche Bekanntmachung in kommunalen Bekanntma-
chungsorganen auf die Fälle zu beschränken, in denen das geografische Gebiet zehn 
Gemeinden nicht überschreitet, ergibt sich aus dem Erfordernis, die Ermittlung der Be-
troffenen effektiv zu betreiben. Es ist davon auszugehen, dass der Aufwand für die geoda-
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tenhaltende Stelle, die Veröffentlichung in zehn kommunalen Bekanntmachungsorganen 
vorzunehmen, noch vertretbar ist. 

Für den Fall der öffentlichen Bekanntmachung im Sächsischen Amtsblatt (Satz 4) und in 
der Form der für die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzungen (Satz 
5) findet § 27a des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende Anwendung. § 27a 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes besagt, dass eine Behörde den Inhalt einer durch 
Rechtsvorschrift bestimmten öffentlichen Bekanntmachung zusätzlich im Internet veröf-
fentlichen soll. Da es sich bei der Regelung des § 27a des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes um eine Sollvorschrift handelt, besteht somit eine Pflicht zur umfänglichen Veröffentli-
chung im Netz, soweit die geodatenhaltende Stelle eine entsprechende Homepage und 
die erforderliche Technik zur Darstellung der Unterlagen im Internet besitzt. Die öffentliche 
Bekanntmachung im Internet wird dadurch bewirkt, dass deren Inhalt auf der Internetseite 
der geodatenhaltenden Stelle zugänglich gemacht wird (vgl. § 27a Absatz 1 Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. In der ortsüblichen Bekanntmachung entsprechend der 
jeweiligen kommunalen Bekanntmachungssatzung und in der öffentlichen Bekanntma-
chung im Sächsischen Amtsblatt ist die Internetseite der geodatenhaltenden Stelle anzu-
geben (vgl. § 27a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes). 

Die Publikation im Internet nach § 27a des Verwaltungsverfahrensgesetzes kann zwar die 
die öffentliche Bekanntmachung im Sächsischen Amtsblatt (Satz 4) und die Bekanntma-
chung in der Form der für die jeweiligen Gemeinden geltenden kommunalen Bekanntma-
chungssatzungen (Satz 5) nicht ersetzen. Zweck dieser zusätzlichen Bekanntmachung im 
Internet ist es aber, dass die Wahrnehmung des Inhalts der Bekanntmachung durch die 
breite Öffentlichkeit gefördert wird. Gerade die Zurverfügungstellung von Unterlagen im 
Internet stellt eine erhebliche Vereinfachung der Informationsbeschaffung durch den Bür-
ger dar. Dies ist gerade im Hinblick auf die Präklusion, die mit der Gesetzesänderung ein-
geführt werden soll (s. u.), von besonderer Bedeutung. 

§ 27a des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist im vorliegenden Fall (über § 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens und des Verwaltungszustellungs-
rechts im Freistaat Sachsen) nicht unmittelbar anwendbar. Aus diesem Grund bestimmt 
§ 8 Absatz 5 Satz 4 lediglich eine entsprechende Anwendung des § 27a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 

Aus der systematischen Stellung des § 27a des Verwaltungsverfahrensgesetzes im Ab-
schnitt 2 des II. Teils des Verwaltungsverfahrensgesetzes ergibt sich, dass diese Bestim-
mung grundsätzlich nur in solchen Verfahren anwendbar ist, die Verwaltungsverfahren im 
Sinne des § 9 des Verwaltungsverfahrensgesetzes sind. Nach dem Wortlaut des § 9 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes muss die Tätigkeit der Behörde somit auf den Erlass ei-
nes Verwaltungsaktes oder den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages gerichtet 
sein. § 27a des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist somit nicht unmittelbar auf die öffentli-
che Bekanntmachung im Sinne des § 8 Absatz 5 Satz 3 anwendbar. 

h) Die Gesetzesänderung sieht mit Ablauf der sechswöchigen Einwendungsfrist eine for-
melle Präklusion der Einwendungen der Personen vor, deren Rechte im Sinne des § 8 
Absatz 4 Satz 1 betroffen sein können. Das bedeutet, dass die geodatenhaltende Stelle 
die Daten nach Ablauf der Frist veröffentlichen kann, wenn keine Einwendungen erhoben 
wurden, die der Veröffentlichung entgegenstehen. Da es sich jedoch um eine formelle 
Präklusion handelt, hindert der Ablauf der sechswöchigen Einwendungsfrist den Betroffe-
nen nicht daran, auch noch danach Einwendungen geltend zu machen. Soweit der Be-
troffene Einwendungen nach dem Ablauf der Einwendungsfrist, aber vor der Veröffentli-
chung der Daten erhebt, ist die geodatenhaltende Stelle gehindert, die Daten zu veröffent-
lichen. Wenn die Daten bereits vor der Erhebung der Einwendung veröffentlicht sind, ist 
die geodatenhaltende Stelle angehalten, diese aus dem Internet zu löschen. 
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Weitergehenden Ansprüchen unter dem Gesichtspunkt des allgemeinen Folgenbeseiti-
gungsanspruchs ist die geodatenhaltende Stelle nicht ausgesetzt, wenn sie Daten nach 
Ablauf der Einwendungsfrist veröffentlicht und sie diese anschließend wieder löschen 
muss, weil ein Betroffener erst nach Ablauf der Einwendungsfrist und Veröffentlichung der 
Daten Einwendungen erhebt. Denn der allgemeine Folgenbeseitigungsanspruch setzt 
rechtswidriges hoheitliches Handeln voraus, wobei auch schlicht hoheitliches Handeln in 
Betracht kommt. An der Rechtswidrigkeit des Handelns der geodatenhaltenden Stele fehlt 
es im Falle der Veröffentlichung der Daten nach Ablauf der Einwendungsfrist. 

Die geodatenhaltende Stelle sollte in der öffentlichen Bekanntmachung ausdrücklich auf 
die Möglichkeit hinweisen, dass sie die jeweiligen Daten nach Ablauf der Sechs-Wochen-
Frist veröffentlichen kann, sofern möglicherweise in ihren Rechten betroffene Personen 
keine Einwendungen erhoben haben.  

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Nummer 3 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Nummer 4 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung der Vorschrift an die neu gefasste VwV Normer-
lass. 

Zu Nummer 5 

Die Anfügung des § 12 wird dem Zitiergebot des Artikels 37 Absatz 1 Satz 2 der Verfas-
sung des Freistaates Sachsen gerecht. Gleichzeitig wird hiermit der Einklang zu dem 
Sächsischen Umweltinformationsgesetz hergestellt, da in § 14 des Sächsischen Umwel-
tinformationsgesetzes ebenfalls die durch dieses Gesetz eingeschränkten Grundrechte 
zitiert werden. 

Da es sich bei Artikel 37 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen jedoch 
lediglich um eine reine Formvorschrift handelt, hat das bisherige Fehlen einer Regelung, 
die die eingeschränkten Grundrechte zitiert, keine negativen Rechtsfolgen. 

Zu Artikel 3 (Einschränkung eines Grundrechts) 

Mit Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b wird § 6 Absatz 1a des Sächsischen Umweltinforma-
tionsgesetz neu eingefügt. Da hiermit die Einzelanhörung der Betroffenen vor der Be-
kanntgabe geschützter Daten durch die öffentliche Bekanntmachung ersetzt wird, werden 
die datenschutzrechte in einem Umfang eingeschränkt, der eine Erweiterung der bisher 
im Gesetz enthaltenen Einschränkungen beinhaltet. Sofern Änderungsgesetze Vorschrif-
ten betreffen, die bereits bestehende Grundrechtseinschränkungen erweitern, ist wegen 
der Warn- und Besinnungsfunktion des Zitiergebots erneut ein gesetzlicher Hinweis auf 
die Grundrechtseinschränkung erforderlich. Dieser Hinweis kann auch in einem Schluss-
artikel des Änderungsgesetzes enthalten zu sein, ohne zum Normbestand zu zählen. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Sächsischen Umweltin-
formationsgesetzes und des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes. 
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sÄcUSTScHES STAATSMINISTERruM
r.ÜR uvTwELT UND LANDwIRTSCHAFT
Postfach 10 05 l0
01076 Dresden

Dresden, 1. Februar 2016

Az:3-250ll5ll
(Bitte bei Antwort angeben)

Telefon: Dwchwahl 03 5 I / 493 5 -41 5

Gesetzentwurf zur Anderung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und des

Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes - Referentenentwurf mit Begründung

ANHöRUNG - Ihr Schreiben unter dem 17. Dezember 2015,42. 11-8800.3511127

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich danke Ihnen fi.ir die Gelegenheit nx Stellungnahme. Zu dem Gesetzentwurf mache ich

nachstehende Anmerkungen:

Gesetz äber die Geodateninfrastruktur im Freistaat Sachsen (Sächsisches

Geodateninfrastrukturgesetz - SächsGDIGl

Zu $ 8 Absatz 5: Einen proaktiven Hinweis zv der Bekanntmachung von Geodaten hatte ich

seinerzeit empfohlen. Ich halte dieses Verfahren auch weiterhin bei einer hohen Anzahl

Betroffener oder bei Nichtkenntnis der Identität Betroffener für geeignet, den

persönlichkeitsrechtlichen Interessen Betroffener Rechnung zltt lragen als dass Gelegenheit nx
Kenntnis gegeben wird. Sah die ursprüngliche Fassung eine mindestens vierzehntägige

Anhörungsfrist vor, legt sich der Entwurf auf eine sechswöchige Frist fest. Das halte ich für

vertretbar und ist eher positiv zu werten. Problematisch ist allerdings aus meiner Sicht die in der

Begründung näher erläuterte Prfülusion. Hierbei ist nicht nur ein formeller Ausschluss

dahingehend beabsichtigt, dass Einwendungen im Verfahren wegen Fristversäumnisses

zurückgewiesen werden dürfen oder sollen, sondern dass Einwendungen materiell-rechtlich

ausgeschlossen werden, so dass die Einwendungen aufgrund des Fristablaufs nicht mehr in dem

Verfahren und gerichtlich gehört werden, Begründung auf Seite 14, h).

Postmschrift: Postfach l2 07 05

01008 Dresden
Besucherverkehr: Devrientstraße I

01067 Dresden
Telefon: (0351) 49 35-401
Telefu: (0351) 49 35-490

Hausanschrift : Bemhrd-von-Lindenau-Platz I
01067 Dresden
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Mit einem materiell-rechtlichen Ausschluss bin ich nicht einverstanden, ist es doch Ziel der

Verwaltung, eine Bekanntgabe in Bentg auf die Daten zLL erreichen und das

Bekanntgabeverfahren wirksam abschließen ztr können, nicht aber einzelne Betroffene

vollständig rechtlich abzuschneiden. Auch bei einer verspäteteten Prüfung sollte den

Persönlichkeitsrechtsbelangen Betroffener also bestmöglich Rechnung getragen werden. Eine

Prüþflicht der Behörde (die ggfs. eine Bekanntgabe der Daten zunächst nicht hindert) sollte

weiterhin bestehen, ntmalpersönlichkeitsrechtliche rWirkungen aufgrund vielftiltiger Bezüge und

Umstände für Betroffene und auch die Verwaltung u. U. in der Praxis schwer oder nicht

voraussehbar sein können. Der materiell-rechtliche Ausschluss hält nach meiner Überzeugung

die Verwaltung in einer Weise frei, die verwaltungsseitigen und Effrzienzgesichtspunkten

gegenüber den subjektiven Interessen und Rechten Betroffener einseitig Übergewicht verleiht.

Eine Nennung der fortwährenden Prüþflicht und ein in entsprechender Weise erfolgender

Hinweis auf den weiterhin anzuwendenden Amtsermittlungsgrundsatz, der mit materiell-

rechtlichen Ausschlüssen ja in einem gewissen Widerspruch steht, wäre geeignet, der

gesetzgeberischen Zielstellung, nach dem Gesetz vorgesehene Bekanntmachungen durchführen

zu können und Betroffenenrechten gleichfalls bestmöglich und ggfs. im Nachgang Rechnung zu

tragen.

Umweltinformationssesetz für den Freistaat Sachsen (Sächsi sches Umweltinformationssesetz -
SächsUIG)

Zu $ 6 Absatz la (Einfügung): Die nach der Begründung so vorgenommene Einfügung im

Entwurf ist grundsätzlich folgerichtig und ich teile die insoweit gemachten Überlegungen. Im

Übrigen verweise ich jedoch aufgrund des inhaltsgleichen Problems auf meine geltend

gemachten Bedenken in den obigen Ausführungen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

4
Referatsleiter

/
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Sächsischer
Städte- und
CemeindetagSächsíscher Städte- und Gemeindetag e.V

Glacisslraße 3, 0'1099 Dresden

nur per E-Mail
Sächsisches Staatsmin isterium
für Umwelt und Landwirtschaft
Herrn Dr. Franz Josef Kunert
Referatsleiter Allgemeine Rechtsangelegen-
heiten, Justiziariat
Archivstraße 1

01097 Dresden

lhre Nachricht vom
17. Dezember2015

lhr Zeichen
11-
8800.35t1t27

Unser Zeichen
CBr/Ru

Bearbeiter
Herr
Brietzke

Az. / lD-Nr
105.10;
635.00 /
095200

Telefon
-140

Datum
28. Januar 2O16

Gesetzentwurf zt r Änderung des Sächsischen Umwelt-
informationsgesetzes und des Sächsischen Geodaten-
infrastru ktu rgesetzes

Sehr geehrter Herr Dr. Kunert,

für die Gelegenheit zur Stellungnahme bedanken wir uns. Wir
weisen darauf hin, dass diese Stellungnahme unter Gremien-
vorbehalt steht. Sollten sich hierdurch Änderungen ergeben, werden
wir Sie hierüber ínformieren.

Die Anderung des $ 5 Abs. 3 des Sächsischen Umweltinformations-
gesetzes (SächsUlG) betrifft Anträge auf Bekanntgabe von
Umweltinformationen bei Behörden des Freistaats. Die Anderung
des $ 6 SächsUlG sowie die Neufassung des $ 8 Abs. 5 des
Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes sollen es unter
bestimmten Voraussetzungen künftig ermöglichen, Einzel-
anhörungen betroffener Privater bei Masseverfahren durch
öffentliche Bekanntmachungen zu ersetzen.

Der Sächsische Städte- und Gemeindetag hat gegen die
beabsichtigten Gesetzesänderungen keine Einwände.

Mit freundlichen Grüßen

/,/L-

ischa Woitscheck

Sächsischer Stãdte- und

Gemeindetag e.V

Glacisstraße 3

01099 Dresden

Telefon 0351 8192-0

Telefax 0351 8192-222

I nternet:

http : //www. s s q -sac hse n. d e

E-Mail:

oost@ssq-sachsen. de

Steuernummer 2021 1 41 lO3O88

So erreichen SÍe uns:

Straßenbahnlinien

J. /. Õ

Haltestelle Carof aplatz,

6, 13 Haltestelle

Rosa-Luxem burg-Platz

oder per Bahn

Bahnhof Dresden-Neustadt

Geschäftsführer
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Sãchsisches Staatsmin¡sterium für Umwelt
und Landwirtschaft
Referatsleiter Allge meíne Rechtsangelegenheiten,
Justiziariat
Herm Dr. Franz Josef Kunert
Posúach 10 05 10
01076 Dresden

T.¡.

037't 690G1230

Far

0371 6300-19123

27.1.2016

Anhörung zum Gesetzentwurf zur Änderung des Sächsischen
Umweltinformat¡onsgeseEes und des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes

Sehr geehrter Her Dr. Kunert,

vielen Dank für die Übermittlung des o.g. Gesetzentwurß zur Änderung des SächsUlG und
des SächsGDlG.

Wir begrüflen die Klarstellungen und redaktionellen Anpassungen sowie die Vereinfachung
des Zugangs zu Rohstoffdaten für deren Erlassung im Zuge der Umsetzung der Sächsi-
schen Rohstoffstrategie und speziell in Bezug auf das Projekt ,ROHSA 3' durch die Anpas,
sung des $8 AbsaE (5)SächsGDlG.

ln Bezug auf die Einfügung des gleichen Wortlautes in $ 6 Absatz 1a SiichsUlG mö3hten wir
lh n en allerd ings fol gende Bedenken überm itteln.

Das SächsUlG erstrec*t sich über sämtliche Umweltinformationen, die häufig von Dritten
abgefragt werden. Die Auswirkungen, welche die Einfügung des $ 6 Absatz 1a SächsUlG
auf den SchuE privater Belange z.B. von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen haben kann,
wird unabhängig vom Thema Geodatenerfassung in der Begnindung nicht betrachtet. Der
pauschale Venveis auf eine nicht imrner eindeutige Trennung von Geodaten und Umwelt-
informationen überzeugt nicht.

Folgende Fragen bleiben offen:

Für welche Fallkonstellationen, abgesehen von dem in der Begründung aufgeführten Projekt

"ROHSA 
3", eignet sich der eingefügte Absatz 1a in $6 SächsUlG?

Wir befürchten, dass dem Sc*ruE privater Belange mit der vorgeschlagenen Formulierung
nicht ausreichend genüge getan ist: Hier findet eine deutliche Vereinfachung und Risiko-
verlagerung zu Ungunsten Betroffener statt. Zugleich werden die Hürden fiir einen Betrof-
fenen, die Zustimmung zur Herausgabe von Umweltinfonnationen wegen des Schutzes

lndurtrie- und Hsndelskammer Chemnitz

Postanschrift:Postfach 464 ' 09004Chemniu I Büroanschrift:StreßÊderNetionen 25 ' 09llî Chemnitz

Trl.r 0371 6900.0 | Fax:0371 6900-191565 I E-Mail:chemnitz@chemnie.ihk.de I lnternet: www.chemnitz.iht24.dc

DcutscheB¿nk: BtZ87070000 Konto123100000 IBANDE22870700000l23 100000'SWIFI-8|CDEUÍDE8C

Sparkasse Chemnitz: BtZ 870 500 OO ' (onto 3 550 006 950 ' IBAN DE73 8705 0000 3550 0069 50 SWIFI-BlC CHEKDESI



privater Belange zu verweigem banr. im Rahmen einer Anhörung das Vorliegen von Aus-
schlusstatbeständen im Sinne des $ 6 AbsaE 1 Nr. 1. - 3. zu begninden, deutlich höher. Es
kann nicht davon ausgegangen werden, dass alle Unternehmen kontinuierlichen Zustellun-
gen öffentlicher Bekanntmachungen z.B. ein (kostenpflichtiges) Abonnement des Sächsþ
schen Amtsblatts haben.

Schließlich würden mit der öffentlichen Bekanntmachung schon Sachverhalte an die Öffenþ
lichkeit gelangen, obwohl $ 6 die Bekanntgabe gerade dann verhindem will, wenn private
Belange entgegenstehen. So ist im Entwurf formuliert: ,ln der öffentlichen Bekanntmachung
sind entsprechend der Anhörung nach Absatz I SaC 2 die Umweltinformation, die veröffent-
licht werden soll, der Zweck und die Art der Bekanntgabe ...anzugeben,...u. Der SchuE-
zweck des $ 6 wird damit in Frage gestellt.

Was beinhaltet die Formulierung,unverhältnismäßig hoher Aufi¡vand' auch in Zusammen-
hang mit der Frage wie die Formulierung 

"größere Zahl" auszulegen ist? Wäre eine Einzel-
anhörung von mehr als frinf Betoffenen bei einer gleichartigen Entscheidung bereits ein un-
zumutbar hoher Auñrvand oder die Einzelanhörung von mehr 50 Betroffenen?

Bereits nach der gegenwärtigen Fassung des $6a SächsUlG wäre es bereits ohne weiteres
möglich, eine Anhörung beigleich gelagerten Fällen/Sachverhalten durch ein gleichlau-
tendes Schreiben der Behörde durchzuführen.

Wir bitten höflich um Pnifung und Abwägung dieser Aspekte und stehen gern für Rückfragen
zur Verfþung.

Mit freundlichen Grüßen

Mu*
Christoph Neuberg
Geschåftsführer / Außenwirtschaft

2n
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BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschatt e. V.

Landesgruppe Mitteldeutschland . Schútzenplatz 14 . 01067 Dresden

Herrn Dr. Franz Josef Kunert
Referatsleiter
Allgemeine Rechtsangelegenheíten, Justiziariat
Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft
Postfach 100510
01076 Dresden

Gesetzentwurf zur Änderung des Sächsischen
Umweltinformationsgesetzes und des Sächsischen
Geodateni nf rastru ktu rgesetzes
- Anhörung -

Sehr geehrte Damen und Herren,

der BDEW bedankt sich zunächst für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Der BDEW begrüßt ausdrücklich, dass der vorliegende Gesetzentwurf das
lneinandergreifen der INSPIRE-Richtlinie und der

Umweltinformationsrichtlinie bestätigt und in der Gesetzesbegründung
darauf hinweist, dass Geodaten im Sinne der INSPIRE-Richtlinie vielfach
auch Umweltinformationen im Sinne der Richtlinie 2003/4 sind.

Der BDEW sieht in den vorgesehenen Regelungen betretfend eine

öffentliche Bekanntmachung allerdings eine nicht hinnehmbare Verletzung
des Ermessensgrundsatzes der informationspflichtígen Behörden. Die

Behörden sind grundsätzlich zur Abwägung der lnteressen auf
Geheimhaltung von Daten betroffener Unternehmen einerseits sowie dem
I nformationsbedürf nis ausku nftssuchender Personen andererseits

verpflichtet. Dabei ist nach Art.4 der Umweltinformationsrichtlinie ebenso
wie nach Art. 13 der INSPIRE-Richtlinie dem besonderen Schutzbedüdnis
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen durch die informationspflichtige

Behörde Rechnung zu tragen. Beide Richtlinien sehen insoweit explizit
Ausnahmen von den lnformationspflichten vor. Es ist Aufgabe der

Behörde, diese Ausnahmeregelung einzuhalten und - aktiv - eine

entsprechende I nteressenabwägung vorzunehmen.

Eine ötfentliche Bekanntmachung würde es aber mehr oder minder dem

Zufall überlassen, ob betroffene Unternehmen/Personen von einer
beabsichtigten Datenveröffentlichung überhaupt Kenntnis erlangen. Auch

wenn die zuständige Behörde mit einer solchen öffentlichen

Bekanntmachung ih ren Venrualtungsaufwand sicher verringern könnte,

Die BDEW-Landesgruppe Mitteldeutschland vertritt rund 22O Unternehmen der Energie- und Wasserwirlschaft
aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thùringen.

Energie. Wasser. Leben.

Landesgruppe
Mitteldeutsch¡and

29. Januar 2016

ra,si

Ansprechpartner:
Reinhard Rauh

Telefon:0351 211101-0

Telefar 0351 21 1 101-99

inf o @ Mew-mltteldeutschland.de

www.bdew.ddmitteldeutschland

BDEW Bundesverband
der Energie- und
ìil/asse¡wirtschaft e. V.

Landesgruppe M¡tteldeutschland
SchüÞenplatr 14

01067 Dresden

Geschãflslührung
Susan Engel

Reinhard Rauh

Bankverbindung
Ostsächsische Sparkasse Dresden

IBAN:

DE20 850s 0300 306'1 0006 14

SWIFT.BIC: OSDDDE8lXXX

Ust-ldNr.: 27162A501æ
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rechtf erti gen etwai ge Verfah renserleichte run ge n nicht den Verzicht auf
eine aktive lnteressenabwägung in jedem Einzelfall.

Es spricht vieles dafür, dass Geodaten jeweils auch sicherheitsrelevante
Daten sind. Zudem wird es sich in vielen Fällen dabeiauch um Geschäfts-
und BetrÍebsgeheimnisse einzelner Unternehmen handeln. Gerade im
Bereich der Energie- und Wasserversorgung birgt die Bekanntgabe

solcher Daten ein erhebliches Risiko für die Sicherheit der Allgemeinheit.
Die vom BDEW vertretenen Unternehmen der Energie- und

Wasserwirtschaft müssen sich daher darauf verlassen können, dass sie
durch die zuständigen Behörden in jedem Falle über anstehende

Datenveröffentlichungen informiert werden und dass sie im Rahmen einer
Anhörung in jedem Falle Gelegenheit haben, ihre Einwendungen
vorzubringen. Diese Möglichkeit darf den Unternehmen nicht durch
Fristablauf im Rahmen einer öffentlichen Anhörung genommen werden.

Es ist den Unternehmen auch nicht zumutbar, eine Vielzahl von

Publikationsorganen im Blick zu behalten, um sicherzustellen, dass sie
von einer öffentlichen Bekanntmachuhg Kenntnis erlangt. Das wird dem

Schutzbedürfnis sensibler Daten nicht gerecht. Die zuständigen Behörden
würden sich damit einer ihnen obliegenden Pflicht und von den EU-
Richtlinien auch mit Bedacht ihnen auferlegten Pflicht, nämlich Geschäfts-
und Betriebsgeheimnisse zu wahren und in jedem Falle eine
lnteressenabwägung durchzuführen, in unzulässiger Weise entledigen.

lm Einzelnen:

Die UmweltinformationsrÍchtlinie dient der Umsetzung der Aarhus-
Konvention. Sie ist in Deutschland durch das Umweltinformationsgesetz
(UlG) in nationales Recht umgesetzt worden.

ln Umsetzung der Umweltinformationsrichtlinie novellierte die

Bundesrepublik am 14. Februar 2005 das UlG. Dieses übernimmt in $ 2

Abs. 1 weitestgehend die Definition der informationspflichtigen Stelle der
U mweltinformationsrichtlinie.

Danach sind auskunftspflichtige Stellen die jeweiligen Behörden. Behörde
im Sinne der Umweltinformationsrichtlinie sind nach Art.2 Nr. 2

a) die Regierung oder eine andere Stelle der öffentlichen Verwaltung,

einschließlich öffentlicher beratender G remien, auf nationale r,

regionaler oder lokaler Ebene,
b) natürliche oder juristische personen, die aufgrund innerstaatlichen

Rechts Aufgaben der öffentl ichen Ve rwaltu ng, einschli eßl ich



bestimmter Pflichten, Tätigkeíten oder Dienstleistungen ím
Zusammenhang mit der Umwelt wahrnehmen, und

c) natürliche oder juristische Personen, die unter der Kontrolle einer
unter Buchstabe a) genannten Stelle oder eíner unter Buchstabe b)
genannten Person im Zusammenhang mit der Umwelt öffentliche
Zuständígkeiten haben, öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder
öffentliche Dienstleistungen erbringen.

Das UIG sieht zwei Ausprägungen der lnformationspflicht vor: die passive

lnformationspflicht auf Antrag einer Person (S$ 3, 4 UIG) sowie die aktive
Verbreitung von Umweltinformationen ($$ 10, 11 UIG). ln $$ 8 und I UIG
sind die Möglichkeiten der Ablehnung des lnformationsantrages
aufgefuhrt. Danach besteht keine lnformationspflicht, wenn
sicherheitsrelevante Aspekte betrotfen sind oder Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse zu wahren sind. Konsequentenrueise enthält auch
Art. 13 Abs.2 Salz2RLãOOT|Z|EG (INSPIRE) eine entsprechende
Ausnahmeregelung. Hier heißt es:

,,ln jedem Fall ist das öffentliche lnteresse an der Bekanntgabe gegen das
lnteresse an der Festlegung von Beschränkungen bzw. Auflagen für den
Zugang abzuwägen".

Durch die in $ 6 Abs. la des Entwurfs des Sächsischen
Umweltinformationsgesetzes vorgesehene Möglichkeit der Bekanntgabe
von Umweltinformationen nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung
statt einer Anhörung im Einzelfall, werden diese Vorgaben aus den
relevanten Richtlinien verletzt. Gleiches gilt für S 8 Abs. 5 des Entwurfs
des Sächsischen Geodateninf rastruktu rgesetzes.

Der BDEW fordert daher die Streichung der genannten Regelungen.

Für Rückfragen stehen wir lhnen selbstverständlich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

BDEW Bundesverband der Energie-
und Wassenruirtschaft e. V.
Landesg ruppe Mitteldeutschland

A*L^af,
Susan Engel
GeschäftsführerinGeschäftsführer
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Datum

28, Janu¿r 201 6

lhr Ansprechpartner
5tetfen khneider

Telefon

0351 49177-20

Verbandsdireklor: Rarner 5e;len
Amtsgericht Dresden VR 79

E-Ma

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung des Sãchsischen Umweltinformations-
gesetzes und des Sãchsischen Geodateninfrastruktuigesetzes

Sehr geehrter Herr Dr. Kunert,

wir bedanken uns für die Zusendung des Gesetzentwurfes vom 17. Dezember 2015 und die Möglichkeit
zur Stellungnahme.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf erfolgt eine Anpassung des Sächsischen Umweltìnformationsgesetzes

an die aktuelle Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes sowie eine Vereinfachung der Bekannt-
machung von Umweltinforrnationen und Geodaten im Rahmen des Sächsischen Geodateninfrastruktur-

und U mwelti nformationsgesetzes.

Aus unserer Sicht bestehen keíne notwendigen Anderungs- oder Ergänzungsvorschläge, so dass wir'in
diesem Fall von weitergehenden Ausführungen Abstand nehmen:

Mit freundlichen Grûßen

ssúneide r@vdw-sachsen,de

Deutsche Kreditbank AG

IBAN: DE95 1 203 0000 001 I 2 141 45
BIC: BY[-A0EM1001

51.-Nr :203/143/00q56

Steffen Schneider

Referent Technik und Bauen

vdw S¿chsen

Verb¿nd der Wohnungs- und

Im mobilien'"virtschaft e V,

Weißeri¡zstraße 3, 01067 DrescÌen

Telefor:: +49 351 491 i7-0
Telef¿x: +49 351 4S1 77-1 1

Ë-M¿ilr info@vdvr-s¿chsen de

www.vdw"sachsen,dp
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ß?gion¡ler Pl¡nungsvrròånd Obêrl¡usitz.N ¡lderschleshn
Lóbðuer Straße 63' 02625 Bautz€n

Sächsisches Staatsm in isteriu m

für Umwelt und Landwirtschaft
Archivstraße 1

01097 Dresden

KOMtCuNilOlrOr.¡

Telefoí 0359I / 67965 0
T€lelåx 0359I / 67966 69

EcsGhå.p¡rkplåtze bêfind¿n 3lch

direlt vü d.m Geb¡0dc.

Anlagç

rNlÉnNÊr

E-Måil ¡ñ lo@rpv.ob.rlåusit¡.rì¡Êdrschte¡¡cn.de
Hot¡Ëpàe,a www,rpv{bërlaus¡l:-n¡ederschlesiend€

Krr n ¿ut¡ng frlr ¡trktron¡sh s¡gniert.
und v(schlú¡sslte elehtronlrlE Dokumfl le.

Bautzen, den 27.0I.20f6

Aktenz?ichên: 5t-2¡125.9

Ansprcchpannen HerrDr. Xel¡rich
Tclefon:
Fax:

E-Mail:

03591 /67966 - r10
q359r /57966 - 69
peter. he¡nrlch@rpv-oberlausitz.nlederrchlcdan.d:

ûtñroERðnrÐuN6
Konto 100 00¡ 75 04

BLZ 855 500 00 (Xre¡ssp¡rftasse Baqt¡en)

S€ite ¡. rcn 2

-
-

Entwurf des Gesetzes afi Änderung des Sächsischen Umwelt-
informationsgesetzes und des Sächsischen Geodateninfrastruk-
turgesetzes

Aktenzeichen: 11-88 00.35 I Ll27

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Anlage übersenden wir lhnen im Auftrag des Verbandsvorsitzenden die am24. Januar
2016 beschlossene Stellungnahme zum o. g. Gesetzentwurf vorbehaltlích der Bestätigung
d urch die Verbandsversamm lung.

Mit freundli G ru ßen

¡. A.

Dr. Peter Heinrich
Leiter der Verbandsverwaltung

I.iAUs4NSCHÊIFÎ

Lôôâuer St¡ðße 63

02625 Båutæñ

/-t<

Anschreiben Versendung st€lluntnehme SMUL
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Regionaler Regionalny
Planungsverba nd zwjazk ptanowa nja
Oberlausitz - Hornja t uiica -
Niederschlesien Delnja Sleska

-È7-=ã
--
-
-

Bautzen, 24. Januar 2016

Az:6È2425.2L

Gegenstand:

Referentenentwurf zur Änderung des Sächsíschen Umweltinformationsgesetzes und des
Sächsischen Geod aten i nfrastrukturgesetzes

Eilbeschluss 728

Die beígefügte Stellungnahme zum Referentenentwurf vom l. Dezember 2015 zur Änderung
des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (SächsUlG) und des Sächsischen Geodateninf-
rastrukturgesetzes (SächsGDlG) wird vorbehaltlich der Bestätigung durch die Verbandsver-
sammlung beschlossen.

Anlage:

GÖTZE Rechtsanwälte Leipzig ¡. A. des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitz-
Niederschtesien: Rechtliche Steltungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (,,SächsUlG") und des Sächsischen Geo-
dateninfrastrukturgesetzes (,,SächsGDlG") - Auswirkungen auf die Tåtigkeit des Regionalen
Pla n u n gsverbandes Oberlausitz-N iederschlesien vom Ja n ua r 2016

Begriindung:

Durch das Sächsísche Staatsministeríum für Umweft und Landwirtschaft wurde dem Regio-
nalen Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien mit Schreiben vom 17. Dezember 2015
(Az.: t1-8800.35/L127) die Gelegenheit gegeben, zum Referentenentwur{ zur Anderung der o.

g. Gesetze Stetlung zu nehmen. Die Gesetzentwürfe wurde durch die Sächsische Staatsregie-
rung am 8. Dezember 2015 zur Anhörung freígegeben. Für die Stellungnahme wurde eine Frist
bis zum 29. Januar 2016 gesetzt. Eine Terminverlängerung ist auf Grund der für das Gesetz-
gebu ngsverfa h ren bestim mten Fristen n i cht m ögl ic h.

Da es sich beí Stellungnahmen zu Gesetzentwürfen um Angetegenheiten von grundsätzticher

Bedeutung für die Planungsregion Obertausitz-Niederschlesien handelt, ist gemäß Absatz 2d

des Beschlusses 620 der Verbandsversammlung vom 16. Dezember 2010 i. V. m. 5 1 Abs, I Nr.

15 der Verbandssatzung die Verbandsversammlung zuständig. Um die festgesetzte Frist zur
Abgabe der Stellungnahme zu wahren, musste auf Grund díeser Dringlichkeit eine Eilent-

5åchsulG und SåchsGOlG Cesetzentwurf 20¡5 €¡lbeschtuss.doc



scheidung gemäß $ 6 Abs. 2 der Verbandssatzung unter Beachtung des Grundsatzes der Ver-
hättnismäßigkeit und unter Einfügung eines Vorbehalts ergehen.

Lange
Verba der

Seite 2 EB Ânderung SächsUlG und GDtG
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ReB¡m¡lêr Pl¡nune,wêrtd|d oberl¡usiE-Ni€d€rschl€sÈn
Lõbôuer 5¡r¡ßé 63 .02625 BauEe

Sächsisches Staatsminísteri u m

für Umwett und Landwirtschaft
Archivstraße 1

01097 Dresden

¡. A.

Dr. Peter Heinrich
Leiter der Verba ndsvenrua [tu n g

Íà (r'-

HAUSANSCHRIFT

lôb¿uer Stalþ 63

02625 BåuE€n

Bautzen,den ¡l.Mãrz2016

Aktenzekhen: 6l-2425,9

AnÐrechpaftner: HCr Dr. Heirrich
Telefon: 0359r/6-r!t56- 1r0
FaK 0359r/57f,66-69
E-Mail: p€ter.heiffkt@ev-obertrusir-nicdor¡chls¡€nde

Anlage:

8ÂÑlî/ERBINDUNG

Konto 100001 f504
Bl¿ E55 500 00 (t(Ieisspark¿sse Bauænl

Sêfü L Yôn I
Bênåt¡gung Srel(ungnahme süUL doc

Entwuff des Gesetzes zur linderung des Sächsischen Umwelt-
informationsgesetzes und des Sächsischen Geodateninfrastruk-
turgesetzes

Aktenzeichen: I l-8800.35/ U27

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit teilen wir lhnen mit, dass die am 24. Januar 2016 beschlossene Stellungnahme zum
o. g. Gesetzentwurf durch die Verbandsversammlung am 3. März 2016 vollumfänglich bestä-
tigt wurde.

Mit freundlichen Grüßen

Eesucherparkplåtze befi nden skh
dlral(t vor dém Gebãude-

KOI¡¡!UN[(All0N
lelefon 0359r / 67!166 0
fdefil 0159r /67!)66 69

l¡¡l€RNtT

E-Mail info@rpv{berlauslÞriedeMhleslen.de
tlômeprge www.rpv{b€rlrr¡3its-níedecchlcsi¿n.de

Xeiñ Zu geng tür elekttris.h sign¡erte
urÉ versctrlússêtle elektrûnische b(ment€.
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Regionaler Regionalny
Planungsverband zwjazk pta n owa nja
Oberlausitz - Hornja luåica -
NiederschlesÍen DetnjaSteska

Stellungnahme
zum Rcfcrentenentwurf rur linderung dcs
Sächsischcn U m weltinformationsgesctzes
und des Säch¡i¡chcn G:odrtcninfra¡truk-
turgosctzes
Aufforderu ng vom 17.12.2015
durch das Sächsische Staatsm¡nísteriums für
Umwelt u nd Landwírtschaft
(Az.: 1 l-8800 .35 | L 127)

Bearbeiter: Herr Weichler
Telefon: 03591 / 67966 120

Bautzen, 22. Januar 2016

A¿:67-2425.9

Zum Gesetzentwurf wird aus Sicht des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitz-
Niederschtesien wie fotgt Stellung genommen:

Die Aufgaben und Kompetenzen des Regionalen Planungsverbandes ergeben sich in
erster Líníe aus dem Raumordnungsgesetz - ROG (Raumordnungsgesetz vom22. Dezember
2008 (BGB[. I S, 2986), dem Sächsischen Landesplanungsgesetz - SächsLPtG (Landespla-
nungsgesetz vorn 11. Juni 2010 (SächsGVBl. S. 174), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 2. Aprit 2014 (SächsGVBt. S. 234) geändert worden ist), dem Landesentwicktungsplan
2013 vom 14. August 2013 (SächsGVBl. S. 582) sowie aus der Satzung des Regionaten Pla-
nungsverbandes Oberlausitz-Niederschlesien vom 2. Dezember 20f0 (SächsAB[. 2010 AAz. S.

A 495), zuletzt geändert durch Satzung vom 27. Juní 2011 (SächsABl. 2011 AAz. S. 29I).

Um die Auswirkungen der sehr komplexen Gesetzesänderung auf die Tätigkeit des Regiona-
ten Planungsverbandes einschätzen zu können, hat der Regionale Planungsverband Ober-
lausitz-Niederschlesien eine ,,Rechtliche Stellungnahme" erarbeiten lassen (GÖTZE Rechts-
anwälte: Rechtliche Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Sáchsíschen Umweltinformationsgesetzes (,,SächsUlG") und des Sáchsischen Geodateninfra-
strukturgesetzes (,,SächsGDlG") - Auswirkungen auf die Tätigkeit des Regionalen Planungs-
verbandes Obertausítz-Niederschlesien vom Januar 2016). Diese fügen wir unserer Stetlung-
nahme zum Gesetzentwurf als Anlage beí. Díe sich ím Ergebnis dieser Expertise für den Regi-
onalen Planungsverband ergebenden Schlussfolgerungen für die Gesetzesnovelle werden im
Folgenden zusammengefasst und sollen im weiteren Gesetzgebungsverfahren berücksichtigt
werden. Die Expertíse enthätt darüber hinaus weitere Anregungen für die Änderung des
SächsUlG und des SächsGDlG sowie für die Einführung einer Präklusíonsregelung im Sächsi-
schen Landesplan u ngsgesetz.

Die Noveltierung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (,,SächsUlG") und des Sächsí-

schen Geodateninfrastrukturgesetzes (,,SächsGDlG") wird grundsätzlich begrüßt. Sie verfotgt

EB Änderung SächsUlG und GDtG



im Kern zwei Zíele, nämtich die unionsrechtskonforme Anpassung des in S 5 lll SächsUlG ge-

regelten ,,Gesetzgebungsprivilegs' und die Erleichterung dervenrualtungspraktischen Umset-
zu n g d es An höru n gserforde rn isses von Dritten i n,,M assenverfa h ren ".

Die Gesetzesnovetle berührt nícht die dem Regionalen Planungsverband per Gesetz zugewie-
sene Aufgabe der Aufstetlung von Regionalptänen und Braunkohlenplänen (Öffentliche Be-

kanntmachung als Verfahrensschritt des Ptanverfahrens gemäß I 10 Abs. 1 Satz 2 ROG i. V. m.
5 6 Abs, 2 SächsLPtG). Zur Klarstellung sollte dies im Gesetz präzisíert werden. lm Rechtsgut-
achten wird dazu auf Seite 4 unter a) betont:

,pos Sotzungsverfohren zur Aufstellung von Regionalplönen unterföllt vom Aufstellungsbe-
schluss bis zur lnkroftsetzungsbekonntmochung ousschließlich den Regelungen des Roumord-
nungsgesetzes (ßOG") und des Söchsrschen Londesplonungsgesetzes (,5öchsLPlG"). Es hondelt
sich beim Sotzungserloss und den fochgesetzlich vorgeschriebenen Publizierungserfordernissen
rechtstechnisch um Setzung von Administrotivrecht und nicht um eine ,,lJnterrichtung der Of-

fentlichkeit" í,5.d.5 J2 SöchsUlG oder eine aktive ,þereítstellung" oder ,þekonntmochung von
Umweltdoten" i.S.d. SS J tr SöchsGDlG. Aus Klarstellungsgründen solte 5 2 Satz 2 SöchsUlG da-
hingehend prazisiert werden, dass nicht nur díe ,)/erbreítung i.S.d. 5 12 lV SöchsUlG vom Anwen-
dungsbereich des Söchsrschen Llmweltinformotionsgesetzes und des Söchsrscfien Geodoteninf-
rostrukturgesetzes ousgenommen werden, sondern olle spezialgesetzlíchen Bekanntmo-
chu ngsregelu n g e n o d ressi e rt we rd e n."

Bei den weiteren, außerhatb der formellen Planung bestehenden Aufgaben des Regionalen
Planungsverbandes, die sich insbesondere aus 5 13 ROG, 5 f3 Abs. I SächsLPtG und dem
Grundsatz 2.1.1.3 LEP ergeben, kann der Regionale Planungsverband im Einzelfatl von den
geplanten Regelungen betroffen sein. Die im Referentenentwurf vorgesehene öffentliche Be-

kanntmachung zum Zwecke der Anhörung in ,,Massenfällen" wird jedoch als sachdienlich
und gegenüber dern jetzigen Rechtsstand als Verbesserung eingeschätzt, so dass aus unserer
Sicht keine Bedenken dazu bestehen. Dies gilt auch bei Anträgen auf lnformatíonsgewãh-
rungnach$4SächsUlG.

Änderungsbedarf besteht für den Regionalen Planungsverband beim neu eingefügten 5 6
Abs. 1 a SächsUlG. Nach der jetzt vorgesehenen Formulíerung soll díe Anhörung durch öffent-
liche Bekanntmachu ng ,grundsötzlich ín der Form der für die jeweîligen Gemeinden geltenden
Bekdnntmochungssotzung erfolgen. Sofern sich die Bekanntmochung auf eîn Gebiet erstreckt,
doss mehr ols zehn Gemeinden umfosst, kønn die Bekanntmachung ouch im Söchsiscåen Amts-
blott erfolgen. " Diese Formulierung klammert die speziellen Bekanntmachungsregetn gemäß
unserer Verbandssatzung (5 9) aus. Demnach erfolgen öffentliche Bekanntmachungen des
Regionalen Flanungsverbandes Oberlausitz-Niederschlesien generell im Amtlichen Anzeiger
des Sächsischen Amtsblattes. ln dringenden Fällen kann die öffentliche Bekanntmachung
von Sitzungeo in überörttichen Tageszeitungen des Verbandsgebietes erfolgen. Eine vom

Regionaten Planungsverband erfolgende Bekanntmachung nach I 6 Abs. I a SächsUlG kann
sich im Einzelfal[ auf ein Gebiet erstrecken, das bis zu zehn Gemeinden umfasst. Um für diese
Fätle eine Vereinbarkeít mit unserer Verbandssatzung zu erzielen und den ansonsten not-
wendigen Aufwand für eine Änderung der Verbandssatzung auszuschließen, sotl die Formu-

lierung folgendermaßen geändert werden: ,,Die Bekanntmachung solt grundsätzlich in der
Form der für die ieweitige informationspftíchtige Stellq geltenden Bekanntmachungssatzung

erfolgen,"

SeitÊ 2 EB Änderung SächsUlG und GDIG



Rechtsgrundlage für die Stellungnahme bildet der Beschluss 620 der Verbandsversammlung
des Regionalen Ptanungsverbandes Oberlausitz-Niederschlesien vom 16. Dezember 2010 ¡. V.

m. I I Abs. 2 derVerbandssatzung.

Die Stellungnahme bezieht sich auf die vorgelegten geprüften Unterlagen. Sie verliert bei
wesentlichen Änderungen der Bezugsgrundlage ihre Gültigkeit.

Bernd Lan

Verba tzender

Se¡te ¡ EB Änderu ng 5åchsUlG und GOIG
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Rechtliche Stellu ngnahme

zum

Referentenentwurf eines Gesetzes zur
Anderung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes GS¡ctrsUlC') und des Säch-

sische n Geod¡te n i nfr astruktu rgesetzes C5ächsG Dl G'l
- Auswirkungen auf die Tätigkeit des Regionalen Planungwerbandes Ober-

lausitz-Niederschlesien -

vorgelegt von Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht Dr. Ronon 6õâ;e
(GÖTZE Rechtsanwälte, Anwaltshaus im Messehof Leipzig, Petersstraße 15,

04109 Leipzig)

im Auftrag des Regionalen Planungwerbandes Oberl¡usitz-Niedencülesien, Löbauer

5traße 63, 02625 Bautzen

im Januar 2016
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Ergebnis in Thesen

Die Novellierung des Sächsischen Umweltinformationsgeseues (,,SächsUlG") und

des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes (,SächsGDlG') ist grundsätzlich

zu begrüBen. Sie verfolgt im Kern zwei Zíele, nämlich die unionsrechtskonforme

Anpassung des in 5 5 lll 5ächsUlG geregelten ,,Gesetzgebungsprivilegs- (ßege-

lungskomplex 1) und die Erleìchterung der verwaltungspraktischen Umsetzung

des Anhörungserfordernisses von Dritten in "Massenverfahren"; hierfür soll die

Moglichkeit der Anhörung Dritter durch öffentlìchen Bekanntmachung mit einem

Ei nwen dun gsa u ssch I uss g esch affen w er den (R eg el u ngskom pl ex 2).

a) Die zum Regelungskomplex I vorgesehenen Regelungen (Streichung der

Variante:Verordnungserlass in 5 5 lll SächsUlG) sind unionsrechtlich zwin-
gend und nicht zu beanstanden.

b) Dagegen ist der Regelungskomplex 2 (Anhörungsmöglichkeit in Bezug auf
Dritte durch öffentfiche Bekanntmachung mit Einwendungsausschluss)

zwar von einer begrüßenswerten lntention getragen (Verwaltu ngsvereinfa-

chung; Verwaltungspraktikabilität), Die vorgesehenen Regelungen sind in-
dessen unionsrechtlich bedenklich (insbesondere: der Einwendungsaus-

schluss). Es bestehen Zweifel, ob die Reehte Dritter in Bezug auf die Veröf-
fentlichung von Plänen und Karten tatsächlich in dem MaBe berührt ist,

dass eine Anhörung geboten erscheint (Prämisse zur Regelungsnotwendig-

ke¡t).

Die Novellierung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (SächsUlG) und

des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes (SåchsGDlG) kann - hinsichtlich

des Regelungskomplexes ,,Anhörungsmöglichkeit in Bezug auf Dritte durch öf-
fentliche Bekanntmachung mit Einwendungsausschluss" - Auswirkungen auf die

nicht-normsetzende Tätigke¡t des Regionalen Planungsverbandes 0berlausitz-

Niederschlesien haben (unten 2.b)) Allerdings berilhrt die Novellierung nicht die

Aufstellung von Regionalplänen (Öffentliche Bekanntmachungen als Verfahrens-

schritte des Satzungsverfahrens; hierzu sogleich 2.a)).

a) Das Satzungsverfahren zur Aufstellung von Regionalplänen unterfällt vom

Aufstel I u n gsbesch luss bis zu r I n kraftsetzu ngsbeka n ntmach u n g a ussch ließ-
.lich den Regelungen des Raumordnungsgesetzes ["ROG") und des Sächsi-

schen Landesplanungsgesetzes ("SächsLPlG"). Es handelt sich beim Sat-

zungserlass und deñ fachgesetzlich vorgeschriebenen Publizierungserfor-

LIDAf€UDAltN\P¡lAMASnORrc ¡{AL\Tcfte\t 6105\00005" I 6 00005 0lKt Rc(htlichÊ stcllungnâhñedocx
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dernissen rechtstechnisch um Setzung von Administrativrecht und nicht
um eine,,Unterrichtung der Öffentlichkeit" i.S.d. S 12 SächsUfG oder eine

aktive,Bereitstellung" oder .Bekanntmachung von Umweltdaten" i.S.d.

55 1 ff. SãchsGDlG. Aus Klarstellungsgründen sollte 5 2Satz 2 SächsUlG

dahingehend präzisiert werden, dass nicht nur die "Verbreìtung i.S.d.

5 12 lV SËichsUlG vom Anwendungsbereich des Sächsischen Umweltirrfor-
mationsgesetzes ausgenom men wird, sondern a lle spezialgesetzlichen Be-

kanntmachungsregelungen adressiert werden.

b) Soweit die sonstige, nicht normsetzende Tãtigkeit des Regionalen Pla-

n un gsverbandes Oberl a usitz- N iedersch lesien (etwa die Aufstellu n g von Plä-

nen, Konzepten und Programmen im Rahmen der Regionalentwicklung) zu-
gleich die Merkmale einer "Unterrichtung der Öffentlichkeit"
¡.S.d.5 t2 SächsU16 bzw. Bereitstellung/Veröffentlichung von Geodaten er-
fúltt, gilt - soweit in Bezug auf die konkrete Planung das Anhörungserfor-
dernis auf Grund einer sachgemäßen .Drittbetroffenheitsprognose" nach

512VSächsUlG i.V.m. 5 612 SächsUlG bzw. I8VSächsGDlG rlberhaupt
besteht - die Möglichkeit, nach dem lnkrafttreten des neu gefassten

5 6 la SächsUlG bzw, $ I V SächsUlG auf die Anhörung Dritter durch öf-
fentf iche Bekanntmachung zurückzugreifen. Dies stellt gegenüber dem jet-
zigen Rechtsstand eine Besserstellung der informationspflichtigen Stelle

dar. Allerdings muss als Vorfrage geprüft werden, ob tatsächlich die in
5 6 I SächsUlG erfassten Rechte Dritter durch die Veröffentlichung rechts-
erheblich berührt sein können {Prognose). Dies ist bei anonymísierten

Grundstücksdaten, die durch Pläne, Konzepte oder Programmen auf der

Ebene der Planungsregion publiziert würden, regelmäBig nicht der Fall.

Auch bei AnträgÊn auf lnformatìonsgewährung nach 5 a SächsUlG erwìese

sich die im Referentenentwurf vorgesehene öffentliche Bekanntmachung
zum Zwecke der Anhörung in ,,Massenfällen' als sachdienlich.

lm FalJ der lnkraftsetzung der im Referentenentwurf vorgesehenen Regelungen

sollte zur Vermeidung von Widersprüchen die Verbandssatzung (5 9 .öffenttlche
Bekanntmachung') angepasst werden um in den besonderen Fãllen, wo die Be-

kanntmachung in ortsüblicher Weise gesetzlich vorgesehen ist (vgl, etwa

5 6 la 4 SächsUlG-RefE) von der satzungsgemäßen Regelbekanntmachung im

Sächsischen Amtsblatt abweichen zu können.

t{oAfB O,AlEN\PHA¡flASnoRlGlNAtlateU6\05\0000'l6æoo50lKRtthdicneSRtlungnatmcdoc¡
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l. Ausgangslage

Das Umweltinformetionsgesetz fär den Freistaat Sachsen (Sächsisches Umweltinfor-
rnationsgesetz (,SächsUlG")) vom 1. Juni 20061 und das Gesetz über díe Geodateninf-
rastruktur [Sächsisches Geodateninfrastrukturgesetz (,,SächsGDlG")l vom 19. Mai 20'102

sollen novelliert werden.

Referentenentwurf eines Gesetzes zut Novellierung des Sächsischen Umweltin-
form ationsgesetzes u n d des Sächsischen Geodaten i nfrastru kturgesetzes

Der in der Anhörung auch der Auftraggeberin zugeleitete Referentenentwurf (Bearbei-

tungsstand: 1. Dezember 2015) sieht neben einer Vielzahl redaktioneller Änderungen in
beiden Gesetzen vor, dass die Anhörung vor der Bekanntgabe von Umweltinformatio-
nen, die geschützte lnteressen Dritter {etwa: Datenschutzinteressen, Betrlebs- und Ge-

schäftsgeheimnisse und Rechte am geistigen Eigentum) berührt, in bestimmten Fall-
gruppen krinftig durch õffentliche Bekanntmachung erfolgen kann.3 Der Gelegenheit
zur öffentlichen Anhörung soll dann ein Einwendungsausschluss (materielle Präklusi-

on) korrespondierenr.

AuBerdem wird die bisherige Ausnahme im Sächsischen Umweltinformationsgesetz für
die gesetzgeberische Tãt¡gke¡t auf die Parlamentsgesetzgebung zurúckgeführt und

zeitlich auf die parlamentarísche Behandlung beschränkts

a) Exekutivnorrnsetzung fällt nicht mehr unter die Ausnahmevorschrift ,Gesetzge-
bung'in55fll SächsUlG

Der Referentenentwurf sieht eìne Anpassung des bisherigen 5 5 lll SãchsUlG vor; der

darin bisher erwähnte Erlass von Rechtwerordnungen (Art. 80 GG) wird nunmehr aus-
drücklieh gestrîchen und somit der Anwendungsbereich des Ablehnungsgrundes ,,ge-
setzgebende Tätigkeit' auf die Parlamentsgesetzgebung (durch den Sächsischen Land-

tag) beschränkt.

Nach der derzeitigen Fassung des 5 5lf I SächsUlG ist ein Antrag auf Herausgabe von

Umweltinformationen abzulehnen, wenn er bei einer Behörde des Freistaates Sachsen

I SachsGvBl. 5. 146, zuletzt geänderr durch Art. 2 des G. v. 9.7.2014 (SächsGVBl. S. 407),
2 Säc¡sGVBt. s.'134.
3 Vgl,imSächsUlG (Art. l Ziffer3 b))¡ie Einfùgung desS 6la SächsUlG und imSächsGDlG (Art 21if'fer2c))

die Neufassung des 5 I V SächsGDlG.
a Ðazu im Einzelnen $ 6 la Satz t0 SächsUlG-RefE bzw. 5 I V 9tz 9 SächsGDlG-RefE.
s Vgl. in Art. I Ziffer 2. c) die Neufassung des 5 5 lll SächsUlG.

LIDAIMDATENIPIIAMASY\ORl6lNAl.\fqlt\t6\0510mÞl6 m5 DIK Rechtliche Srellungnâhñ(.doo(
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gestellt wurde, soweit diese im Rahmen der Gesetzgebung oder beim Erlass von

Rechtsverordn ungen tätig wird.

Durch die Änderung erhãlt die Vorschrift krinftig fo)genden Wortlaut:

,Der Antrag ist ferner abzulehnen, wenn er bei einer informationspflichtigen Stel-

le, die nicht über die begehrten Umweltínformationen verfûgt, gestellt wurde und

nicht nach 5 7 Absatz 3 weitergeleitet werden kann oder bei einer Behörde des

Freistaates Sachsen gestellt wurde, soweit und solange sie im Rahmen der Ge-

setzgebung tätig wird.'

Anzumerken ist, dass der Erlass von Satzungen - wie z.B. ein Regionalplan nach

I7ll 1 SächsLPlG - schon nach aktuell geltender Rechtslage nicht unter den Aus-

schlussgrund des 5 5 lll Alt. 2 SächsUlG fallen.

b) Öffentliche Anhörung und Einwendungsausschluss bei der Betroffenheit einer
Vielzahl von Personen (,,Dritter') in nach 5 6 I SächsUlG oder 5 8 SächsGDlG ge-

schützten Rechtspositionen

Während die Änderung des 5 5lf I SächsUlG die Rechtsprechung des Europöíschen Ge-

richtshofes gewissermaßen nur nachzeichnet, ¡st die im Referentenentwurf vorgesehe-

ne Einftigung des 5 6 la SäehsUlG und die Änderung des 5 8 V SächsGDlG innovativ
und berührt komplexe Fragen, denen unter 11.2. im Einzelnen nachzugehen ist.

Die Neuregelung soll die (proaktive oder antragsbezogene) Gewährung von Umweltin-
formationen bzw. die Zugänglichmachung von Geodaten unter Nutzung der Geodaten-

infrastruktur dadurch erleichtern, dass für .Massenverfahren" unter bestimmten Vo-
raussetzungen an Stelle der (auch jetzt in den jeweiligen Gesetzen schon vorgesehe-

nen) Anhörung betroffener Dritter (,,Einzelanhörung') die Anhörung durch õffentliche
Bekanntmaehung in Betracht kommt. Zugleich soll nach dem Referentenentwurf nach

Ablauf einer sechswöchigen Einwendungsfrist ein Einwendungsausschluss ("materielle

Präklusion') zu Lasten von Dritten eintreten, die keine Einwendungen erhoben haben,

Die im Wesentlichen inhaltsgleiche Vorschrift in beiden Gesetzen hat als

5 6 la SãchsUlG-Reft folgenden Wortlaut:

"lBeabsichtigen informationspflíchtige Stellen über die Bekanntgabe von Umwel-

tínformationen, die aufgrund des Absatzes l Satz I Nummern l bis 3 geschützt

sind,

LIDAIE\AoAIENIPHANTASY\0S|G|NAt Iüte\ 1 6105\00005- I 6 00005 DtKI Rccrrdichc Srtilungnahmùdoq
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l. gleichartÍge Entscheidungen in größerer Zahl vorzunehmen oder

eine EntscheÍdung vorzunehrnen, die eine größere Zahl von Personen be-

trifft,

können sie Gelegenheit zur Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung geben,

sofern Einzelanhörungen eìnen unverhältnisrnäßíg hohen Aufwand darstellen

würden. 2Die Möglíchkeit zur Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung ist

auch eröffnet, wenn Personen, die möglicherweíse durch die Entscheidung der in-

formationspflichtigen Stelle betroffen sein können, unbekannt sind und ihre Er-

mittlung mit zurnutbarem Aufwand nicht erfolgen kann.3ln der öffentlichen Be-

kanntmachung sind entsprechend der Anhörung nach Absatz I Satz 2 die Umwel-

tinformationen, die veröffentlicht werden sollen, der Zweck und dÍe Art der Be-

kanntgabe der lnformationen sowie das Gebiet anzugeben, in dem Personen be-

troffen sein können. rDie Bekanntrnachung soll grundsätzlich in der Form der für

die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzung erfolgen. sSofern

sich díe Bekanntmachung auf eín Gebiet erstreckt, dás mehr als zehn Gemeinden

umfasst, kann die Bekanntmachung auch im Sãchsischen Amtsblatt erfolgen.
65 zla des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung

vom 23. Januar 2003 (BGBI. I 5. 102), das zuletzt durch Art.3 des Gesetzes vom

25.Juli 2013 (BGBI. 15.27491geändertworden íst, giltentsprechend. tJeder, des-

sen Rechte nach Absatz 1 Satz 1 Nummern t bis 3 durch díe Entscheidung der in-

formationspflichtigen Stelle betroffen sein können, kann innerhalb von sechs Wo-

chen nach Bekanntmachung Einwendungen beÍ der informationspflichtigen Stelle

erheben. EDíe Einwendungsfrist beginnt mit dem Datum der Veröffentlichung in

der Form der für díe jeweÍligen Gemeinden geltenden BekanntmachungssaÞun-

gen oder im Fall des Satzes 5 mit der Veröffentlichung des 5ächsischen Amts-

blatts. sDie Eínwendungen sind schriftlich, elektronisch oder zu¡ Niederschrift beí

der informationspflichtigen Stelle zu erheben. l0Mit Ab¡auf der Einwendungsfrist

sind alle Einwendungen ausgeschlossen. Hierauf ist in der Bekanntmachung hin-

zuweisen.'

Nahezu ùvortgle¡ch lst die Neufassung des 5 I V SächsGDlG, auf deren Wiedergabe

hier verzichtet werden kann.

Ausweislich der Begrúndung des Referentenentwurfes soll die öffentliche Bekanntma-

chung zwar optional möglich, aber nicht obligatorisch sein.6

Vgl. nur Begründung zum Referentenentwurf TeilA:.Moglichkeit der öffentllchen Anhórung'

2

6
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Zum Anlass der Gesetzesänderung heißt es in der Begründung zum Referentenentwurf

wie folgt:

"Aktueller Anlass für die Gesetzesänderung Íst das Programm .Rohstoffstrateg¡e

fûr Saehsen', das der Sächsische Landtag im März 2013 zustimmend zur Kenntnis

genommen hat. Wesentlicher Bestandteíl dieses Programms ist das Projekt

,ROHSA 3", auf dessen Grundlage die sächsischen Rohstoffdaten, insbesondere zu

Spaten und Ezen, systematisch erfasst, gesiehert, bewertet und digital verfügbar

gemacht werden sollen."7

Die Gesetzesbegründung weist in diesem Zusammenhang auch darauf hin, dass auch

über das Projekt .R0HSA 3' hinaus bei der proaktiven Bekanntgabe von Geodaten ein

Konflikt zu der nach 5 I lV SächsGDlG vorgesehenen Einzelanhörung auftreten kann,

der - mit gewissen Abschwächungen - auch beìm Sächsischen Umweltinformationsge-
setz zu Ïage träte. Zwar stünde im Umweltinformationsrecht die proaktive Bereitstel-
fung von Daten nicht im Vordergrund; soweit auch das Sächsische Umweltinformati-
onsgesetz allerdings die systematische Verbreitung von Umweltinformationen in der

öffenttichkeit (u.a. in S 12 I 1 SächsUlG) vorsehe, könnten auch dort auch die im Geo-

datenlnfrastrukturrecht erkannten Konflikte im Hinblick auf die gesetzlich vorgesehene

Einzelanhörung festgestellt werden. Deshalb - aber auch mit Blick auf den sich teilweí-
se überschneidenden Anwendungsbereich beider Regelungskomplexe - sei e ine einheit-
liche und kohärente Änderung sowohl des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes

als auch des 5ächsischen Umweltinformationsgesetzes geboten.a

2. Fragestellungen

Vor diesem Hintergrund bittet unser Auftraggeber, der Regionale Planungsverband

Oberlausitz-Niederschlesien, um eine juristische Kommentierung der avisierten Neure-
gelungen im Referentenentwurf des Änderungsgesetzes zum Sächsischen Umweltin-
formatio nsgesetz u nd des Sächsischen Geodaten i nf rastru kturgesetzes.

Von besonderem lnteresse für den Auftraggeber sind dabei dìe möglichen Auswirkun-
gen dieser Änderungen auf das Regionalplanverfahrtn. Hier stellt sich unter anderem

die Frage, ob dem Regionolen Plonungsverbond 0berlousitz-Niederschles,e, ein Mehr-

aufwand in zeitficher und organisatorischer Hinsicht droht? Dies betrifft sowohl die

Bekanntmachung als Wirksamkeitsvoraussetzung für das lnkrafttreten des Regional-

¡ Begründung zum Referentenentwurl leil A.
I Begrrindung zum Referentenentwurf, Teil A.
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planes, als auch die vorausgehenden Verfahrensschritte, etwa im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung des Regionalplanentwurfes nach g 10 R0G ì.V.m. 5 611 SächsLPlG. lm

Hinblick auf die öffentliche Auslegung des Regionalplanentwurfes ist zu berücksichti-
gen, dass das Bundesverwoltungsgericht in jüngerer Zeit - explizit für die Bauleitpla-
nung aber rnittelbar übertragbar auch für die Regionalplanung - auch eine umfangrei-

chere Bekanntmachung von verfügbaren Umweltinformationen engemahnt hat, díe der

Planung zu Grunde liegen.

Unterstellt, die vorbezeichneten Tätigkeiten des Regionalen Planungsverbandes Ober-

lausitz-Niederschlesien unterfìelen dem Anwendungsbereich des Sächsischen Umwel-

tinformationsgesetzes bzw. des 5ächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes, stellt s¡ch

zudem dÍe Frage, für welche Arten von lnformationen, die verfügbar gemacht werden

sollen bzw. müssen, die vorherige Zustimmung Dritter eingeholt werden muss? Dies

führt gegebenenfalls zu der Folgefrage, wíe auf mögliche Einwcndungen von Dritten,

deren Rechte rnöglicherweise schutzw[irdig sind, zu reagieren ist.

SchlieBlich bittet der Auftraggeber auch um Prüfung, ob ein Konflikt zu g 9 der Ver-

bandssaEung des Regionalen Planungsverbandes 0berlausitz-Niederschlesien besteht,

der eine Bekanntmachung stets ím Sächsischen Amtsblatt - und nicht in den jeweiligen

örtlichen Bekanntmachungsorganen - vorsieht.

Der Klärung dieser Fragen dient die vorliegende Rechtliche Stellungnahme, in der

- über den konkreten Prüfauftrag hinaus - auch ergänzende Hinweise zurn Vollzug des

Umweltinformationsrechts durch den Auftraggeber und zu Einzelaspekten des Referen-

tenentwu rfs gegeben werden.
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¡1. Rechtliche Bewertung

lm Folgenden kommentieren wir die beìden zentralen Regelungskomplexe der Novelle

zum Sächsischen Umweltinformationsgesetz und Sächsischen Geodateninfrastruktur-
gesetz, nämlich díe Anderung des I5lll SächsUlG (,Gesetzgebungsprivileg'; hierzu

sogleich unter l.)) und die Änderung der Vorschriften über die Anhörung der von der

lnformationstätigkeit potenziell betroffenen Drìtten (unten 2.)).

Hierzu im Einzelnen:

Regelungskomplex 1: Anderung des 5 5 lll SächsUlG - .Gesetzgebungsprivìleg"
nur noch für Parlamentsgesetzgebung und zeitliche Beschränkung auf das Ge-

setzgebu ngsverfa h ren

Die im Referentenentwurf vorgesehene Änderung des 5 5 lll SächsUlG ¡st n¡cht zu be-
anstanden.

a) Unionsrechtlicher Hintergrund

Der Europöische Gerichfshof hatte in zwei - viel beachteten - Entscheidungen zum so

g ena n nten "Gesetzgebungsprivileg"s bereits dezidíert Stel I u n g genom men.

So entschied der Europörsche Gerichtshofto in der Reehtssache.Flachglas Torgau" zum

Begriff der "6reøren und Einrichtungen, die in gesetzgeberischer Eigenschoft hondeln"
aus Art.2ll UAbs.2 UlRt" dass die Mitwírkung eines Ministeriums am Gesetzesinitiativ-

und Außerungsrecht der Bundesregierung als Akt eines einheitlichen legislativen Pro-

zesses im Kontext des Art. 2 ll UAbs. 2 UIRL durchaus,,Gesetzgebung" sei. Der Europäi-

sche Gerichtshof markierte in der genannten Entscheldung aber zugleich eine zeitliche

Schranke: Nach Beendigung des GeseÞgebungwerfahrens sei eine Beeinträchtigung

des Gesetzgebungsverfahrens indes ausgeschlossen. Eine Ablehnung war vor diesem

Hintergrund nur dann noch unionsrechtskonform, solonge das Gesetzgebungsverfah-

ren nicht abgeschlossen ist.11

s Zum Begriff u.a. bei Brüggen, Handbuch des Sächsischen UmweltinformationsrechE, Stand: Mai 2006,

Einzelkommentierung zu I5 lll *ichsUlG {S. ¡e} unO Götze, SächsVBl. 2014, 63 ff. .Umweltinformationsan-
sprüche vor den Schranken des 6eæÞgebungsprivilegs nach 5 5 lll Alt. 2 SåchsUlG'.

r0 EuGH, UrL v. ',r4r.2012 - Rs. C-204/09 -, NVwZ 2012, 491 - FtoehglosTorgou,
rf Daeu GoEe, a.a.O.,Säch$/Bl. 2014 63 (0+¡; un¡. auch EVerwG, UrL v. 2.8.2012 - Ftochgtos Torgou,

NVwZ 20'12, 1619 und Much,ZUR2012,288(290l'.
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ln einer weiteren Entscheidung, nämlich in der Rechtssache .Deutsche Umwelthil-
fe/Bundesrepublik", stellte der Europdische Gerrcñtshof ergänzend klar, dass der Erlass

von Rechtsrerordnungen (gesetzesabhängiges Administrativrecht) nicht unter den in
Art.2ll UAbs,2 UIRL umrissenen Anwendungsbereich des Gesetzgebungsprivilegs fal-
|e.12 Aus all dem folgt, dass der Ablehnungsgrund des 5 s lll Alt. 2 SächsUlG (Erlass von

Rechtsverordnungen) keine Gru ndla ge im Un ionsrecht findet. t¡

b) Bewertung

Die jetzt vorgesehene Anderung des 5 5lll SächsUlG ist zu begrüßen.Sie kodifiziert
nicht nur die vom Bundesverwoltungsgerichtund dem Europöischen Gerichtshof in der

Sache ,,Flachglas Torgau' für erforderlich erachtete tefeologische Korrektur des zeitli-
chen Anwendungsbereiches (.solange'), sondern führt das Gesetzgebungsprivileg - wie

vom turopöiscñen Gerichtshof in der Sache ,Deutsche Umwelthilfe" gefordert - auf

seinen Kern zurück, nämlich die Parlamentsgesetzgebung.la

lm Lichte der Rechtsprechung des Europõischen Gerichtshofes war diese Gesetzesände-

rung indes zwingend. Der Bund hatte bereits 2014 das Umwelt¡nformationsgesetz ge-

ändert und in S 2 I Nr. 1a UIG folgende Regelung - dort systematísch als Ausschlussre-

gelung zum personalen Anwendungsbereich - getroffen:

.die obersten Bundesbehörden, soweit und solange sie im Rahmen der Gesetzge-

bung tåtig werden''

Für den Regionolen Plonungsverbond ?berlousitz-Niederschlesien ist mit dieser Geset-

zesänderung allerdings keine nachteilige Veränderung verbunden. Auch die bisherige

Fassung des S 5lll Alt. 2 SächsUlG erfasst - wie schon dargelegt worden ist - nur den

Erlass von Rechtsverordnungen, nicht jedoch den Erlas von Satzungen nach

5 7ll SächsLPlG (wie zum Beispiel: des Regionalplanes für die Region Oberlausitz-

N iedersch lesien),

Für die Regionalplanungspraxis des Auftraggebers ist allerdings ergänzend darauf hin-

zuweisen, dass Umweltínformationsanträge nach S 4 SächsUlG, die während des Sat-

zungsverfahrens gestellt werden, im Hinblick auf die Ablehnungsgründe der

rz EuGH, UrL v. 18.7.20'13 -Rs- C-515/11-, NVwZ 2013, 1069 f. - DeuEche Umwelthilfe/Bundesrepublik;
hierzu Götzs a.a.O., SächsVBl. 201 4. 63 (64).

13 Vgl. dazu Gõtze, SächsVBl. 2014,63 ff. unter Hinweîs auf die nicht gegebene Möglichkeit der unionsrechs-
konformen Auslegung des bisherigen I 5 lll SächsUlG.

la Hierbei dürfte die in der Sache ,,Flachglas Torgau" vom EuGH konsentierte Ausweitung auf zuarbeitende
Behôrdentåtigkeit - etwa eines Fachministeríums - lnsoweit weiterhin Platz greifen.
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von,Vertraulichkeit der Beratungen
(5stt Nr.2SächsUlG¡ts

t

oder des

Schutzes ,,interner Mitteilungen der informationspf lichtigen Stellen"
(5 S tl 1 Nr. 2 SächsUlGf re

bzw

,,gerade vervollstãndigtes MateriaUnoch nícht abgeschlossene Schriftstü-
cke/noeh nieht aufbereitete Daten" (S 5ll I Nr.3 SächsUlG¡tz

jeweils sorgfältig geprüft werden müssten. ln der Regel wird ein während des Sat-

zungsgebungsverfahrens gestellter Umweltinformationsantrag bei Vorliegen entspre-
chender Gründe abgelehnt werden können oder müssen.

Regelungskomplex 2: Möglichkeit der Anhörung durch öffentliche Bekanntma-
chung mit Einwendungsausschluss

Grundsätzlich besteht schon nach jetzt geltendem Recht unter bestimmten Vorausset-

zungen eìne Pflicht zut Anhõrung Dritter, vgl. 5 6 I 2 SächsUlG bzw.

S 8lV2 SächsGDlG, die durch ,,Einzelanhötung" zrr erfüllen ist. Die jetzt ìn 5 6la UIG-

RefE bzw. I 8 V SächsGDlG-RefE aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität vorgese-
hene Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung soll im Folgenden zunächst uni-
onsrechtlich eingeordnet werden (sogleich a)). Hieran schließt sich die rechtliche Be-

wertung und Prüfung der vom Auftraggeber aufgeworfenen Fragen an (nachfolgend

b)). Schließlich folgen Rechtserwägungen, die sích als mögliche Anregungen für eine
Regelung im Zuge des jetzt anstehenden Artikelgesetzes aufdrängen bzw. fûr eine ge-

sonderte gesetzgeberische Befassung (unten c)).

15 Dazu im Einzelnen: Kunert/Potje, Umweltinformationsgesetz für den Freistaat gchsen, 1. Auflage f2m7).
5 5 Rdnr. 18 ff .: Götze, in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Sachsen, 5tand: April 2014,
123.2.

ro Vgl. Kunert/Potje, a¿.0., I 5 Rdnr. 42 ff .i Göae, in: Praxis der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Sach-
sen, Stand: April 201 a, Tz 3,6.

17 Vgl. Kunert/Potje, a,a.O.,5 5 Rdnr. 46 ff .; Götze. in: Prais der Kommunalverwaltung, Landesausgabe Sach-
sen. Stand: April 2014,12.3.7 .

t
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a) Unionsrechtlicher Hinterg rund

Zunächst ist im Ausgangspunkt festzuhalten, dass weder die Umweltinformationsricht-
linie 2003/a/EG noch die INSPIRE-Richtlinie 2007lzlïG die Möglichkeit einer Verwal-

tungsvereinfachung durch õffentliche Bekanntmachung zu Anhörungszwecken vorse-

hen. Erst Reeht fehlen in beiden Sekundärrechtsakten des Unionsrechts Hinweise da-

rauf, dass ein materiell-rechtlich gegen die betroffenen Dritten wirkender Einwen-

dungsausschluss zulässig sein soll.

aa) Grundsätzliche Zweifel an der Unionsrechtskonformität

Es bestehen deshalb erhebliche Zweifel, ob hinsichtlich der in den Richtlinien

RL 2003/4/EG und RL2007lzlEG - nicht explizit vorgesehenen - öffentlichen Bekannt-

machung eine Rege/ungslúcke vorliegt oder - wofür Einiges spricht - ein bewusster

Regelungsverzicht, der zugleich mitgliedstaatliche Verfahrensregelungen sperrt oder

zu m i ndest erhöhten Begrü nd u n gserfordernissen unterw irft.

Dagegen lieBe sich zwet atgumentieren, dass das Sekundärrecht nur in seltenen Fällen

konkrete Maßgaben für das nationale Verwaltungsverfahrensrecht enthält (sog. Ver-
fahrcnshoheit bzw. Vollzugsautonomie der Mitgliedstaatenls) und sich zumindest
regelmäßig auf die Vorgabe der materiellen Ziele beschränkt. Auf die beiden genannten

Richtlinien trifft diese Prämisse aber nicht oder nur eingeschränkt zu. Gerade die Um-
weltinformationsrichtlinie RL 2003/4/EG enthält sehr genaue, bis ins Einzelne gehende

Maßgaben für das Verwaltungsverfahren beì Urnweltinformationsanträgen, etwa eine

Fristenbestimmung, Bestimmungen zum Begrúndungserfordernis bei (Teil-)Ablehnung,

der Weiterleitung von Anträgen bis hin zur Unterstützungspflicht gegenüber dem An-

tragsteller. Mit gewissen Einschränkungen gilt dìes auch für die so genannte aktive

lnformationsverschaffung, die neben die tradíerte lnformationsgewährung auf Antrag

tretende,2. 5äule" des Umweltinformationsrechts.

Auf der anderen Seite muss allerdings gesehen werden, dass die im Referentenentwurf
vorgesehenen Verfahrensregelungen (Anhörung Dritter durch öffentlíche Bekanntma-

chung und Eìnwendungsausschluss) nicht dem Hauptzweck der Umweltinformations-
richtl¡n¡e bzw. INSPIRE-Richtlinie zuwider laufen, sondern gerade Transparenz fördern

und kollldierende Rechte Dritter dadurch gegebenenfalls ,,zurückdrängen", dass eine

individue lle Anstoßwirkung zugunsten der öffentlichen Bekanntmachung herabgestuft

rB Dazu Gö2e, Yorlàufiger Rechtsschutz im deutschen Verwaltungsprozess im Wirkfeld von EG-Richt-
linien - zugleich eine Untersuchung zur Dogmatik der Richtlinie, Leipziger Schriften zum Völkerrecht Euro-
parecht und ausländischen öffentlíchen Rechl Band 1 1, 2009, 65 ff.; st, Rspr. des EuGH, vgl. nur
Rr 205-215/82, Slg. 1983, 2633 [2665 Rdnr. 17) - Deutsche M¡tchkontor.
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wird und ein Einwendungsausschluss eintritt. Zudem scheint jedenfalls die Umweltin-
formationsr¡chtlinie schon aus der Natur der Sache möglicherweise selbst eine Art Ein-

wendungsausschluss in Kauf zu nehmen, der sich schlicht aus der Monatsfrist ftir die
Gewährung der Umweltinformationen ergeben könnte. Die Verwaltungspraxis bei der

Betroffenheit Dritter in ,,Massenfällen' sieht nach den Erfahrungen des Unterzeichnen-

den mitunter auch so eus, dass auf eine Anhörung Dritter generell verzichtet wird, da

diese nicht als "machbar" angesehen wird bzw. die "Flucht in dîe Ablehnung" (.vor der

Entscheidung über die 1ffenborung"l als opportune Option gesehen wird.re ln solchen
Fällen îst die öffentlich bekannt gemachte Anhörung - wíe sie der Referentenentwurf
vorsieht - ein großer Schritt in Richtung,Anstoßwirkung". ln der Fachöffentlichkeit ist
deshalb darüber diskutiert worden, ob es unter analoger Anwendung der allgemeinen
verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften iiber die öffentliche Bekanntmachung
(vgl. 5 41 VwVfGìæ zu verwaltungspraktikablen Erleichterungen in ,Massenfällen'
kommen kann.

Letztlich verbleiben allerdings - trotz der billigenswerten lntention, die hinter dem Re-

ferentenentwurf steht - erhebliche Zweifel, ob die vorgesehene Regelung unions-
rechtskonform wäre. Es darf nicht verkannt werden, dass auch hinter den von
5 6 I SächsUlG geschützten Ablehnungsgründen unionsrcchtlich radizierte Schutzgü-
tcr stehen. Art. I Grundrechtecharta der EU sieht - ebenso wie Art. I EMRK2T - den

Schutz personenbezogener Daten vor und enthält nach allgemeinem Verständnis eine

Verbürgung, die der informationellen Selbstbestimmung naeh nationalem Verfas-

sungsrecht nahe kommt.22 EU-primärrechtlich sind zudem Art. 39 EUV und

Art, l6AEW zu nennen. Zudem wird etwa der indíviduelle Datenschutz auch sekun-

därrechtlich geregelt (vgl. nur Richtlinie 9s/46/EG - Datenschutzr¡chtl¡n¡e)23.

Es ist nicht fern liegend, in der beabsichtigten Neuregelung selbst ohne den Einwen-

dungsausschluss ein - reales oder potenzielles - Durchsetzungshindernis flir den

Schutz persönlicher Daten zu sehen, welches unionsrechtlich gerechtfertigt werden

müsste. Möglieherweise ist der - nach bisherigem Verständnis: individuellen - Anhö-

re vgl.dazuvGPotsdam.urrv.4.5.20'12-!G9K2029h0-undolGBln.-Bbg.,urt,v.12.2.2015-o\G128
'13.12. - juris.

20 Etwa im Rahmen eines Fachgespråchs zu lnformationsrechten am Bundesamt für Strahlenschut¿ (BfS)am
4.12.2015, an dem der Verfosserteif nahm.

21 Zur hieraus abzuleitenden informationellen Selbstbætimmung etwa Patzotd, in: Karpenstein/Meyer, EMRK-
KommenÞr, l. Auflage (ZOtZJ, R¿nr. 75 ff. zu Art 8.

22 Zu Art- 8 GrCh: Kotzur,ín Geiger/Khan/Kotrur, EWAEUV-Komment¿r, 5. Auflage (2010), Anh. r GR-Charra,

Erlãuterung zu ArL 8.; zur informationellen Selbstbestimmung im deutschen Verfassungskontext
BVerffiE 65. 1 143);dazu ausführlich Golo/Schonerus BDSG, Kommentar, 10. Aufl. (2010), Einl. Rdnr. l0 ff.;.
Art 33 SächsVerf. schüEt die personenbezogenen Daten landes¡erfassungsrechtlich ebenfalls,
vgl. Kunerf/Pot¡e, SächsUlG-Kommentar, 1. Aufl. (2007), Rdnr. 1 zu g 6.

23 Dazu Kotzur,a.a.O..Rdnr. 2 zu Art. 17 AEUV.
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rungslösung der UIRL bzw. INSPIRE-Richtlinie die die lnteressen auf unionsrechtlicher
Ebene abschließend abwägende Lösung zu sehen, die in der individuellen Anhörung vor
Veröffentlichung besteht- Dies bedarf noch vertiefender Prüfung. Entsprechende Über-
legungen ließen sich auch hinsichtlich der Rechte am geistigen Eigentum und zu Be-
triebs- und Gescùäftsgeheimnissen entfalten, die ebenfalls unionsrechtlich geschützt

sind.

lm Ergebnis verbleiben Zweifel, ob die Rechtfertigung allein durch Transparenzerwä-

gungen und verwaltungspraktische Überlegungen gelingen kann.

lm Hinblick auf die vorgesehene Prãklusionsrcgelung ist jedenfal[s ergänzend darauf
hinzuweisen, dass der Europõrsche Genchtshof zuletzt in der - viel beachteten - Ent-

scheidung vom 15. Oktober 201524 eine sehr restriktive Auffassung zu Präklusionsrege-

lungen in I 73 lV und S 2 llt UmwRG im deutschen Recht vertreten hat.

Der Europõiscñe Gerrchtshof betonte stark die Durchsetzung der unionsrechtlich ver-
bürgten materiellen und prozeduralen und lnhalte auch gegenüber dem Aspekt der

Verwaltungspraktikabilität und der Rechtssicherheit:

"79 Diese dem Rechtsbehelfsführer auferlegte Beschrãnkung hinsíchtlich der

Art der Gründe, die er vor dem Gericht geltend machen darf, das für díe

Prüfung der Rechtmäßig keit der ih n betreffenden Verwa ltu ngsentscheid un g

zuständig ist, kann nicht durch Erwägungen gercchtftrtigt wcrden, die

auf die Wahrung des Grundsatzes der Rechtsichrrheit abstellen. Es ist

nämlich keineswegs erwiesen, dass eine umfassende gerichtliche Kontrolle

der sachlichen Richtigkeit dieser Entscheidung diesem Grundsatz abträglich

sein könnte.

80 Was das Argument der Effizienz von Verwaltungsverfahren angeht, mag

zwar in bestimmten Fällen der Umstand, dass ein Grund erstmals vor Ge-

richt vorgetragen wird, den ordnungsgemäßen Ablauf dieses Verfahrens

behindern, doch genügt der Hinweis darauf, dass das mit Art. 11 der Richt-

linie 2011192 und Art. 25 der Richtlinie 2010/75 angestrebte Ziel nicht nur

darin besteht, den rechtsuchenden Bürgern einen möglichst weitreichenden

Zugang zu gerichtlicher Überprüfung zu geben, sondern auch darin, eine

umfassende materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Kontrolle der

Rechtmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung zu ermöglichen.

24 EuGH, Urt v. 15.10.2û15 - Rr C-137114 -Kommission/BundesrepublikDeutyhlond, insb.Iz, 75 ff
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81 Alf erdings kann der nationale Gesetzgeber spezífische Verfahrensvorseh rif-
ten vorsehen, nach denen z. B. ein missbrãuchliches oder unredliches Vor-
bringen unzulässig ist, die geeignete Maßnahmen darstellen, um die Wirk-

samkeit des gerichtlichen Verfahrens zu gewährleisten." (Hervorhebungen

nicht im 0riginall

lm Lichte dessen bestehen erhebliche - grundsätrliche - Zweifel an der Unionsrechts-
konformität der im Referentenentwurf vorgesehenen Regelung zum Einwendungsaus-
sch I uss.

bb) Jedenfalls: Fristenregelung für Einwendungsausschluss nicht kohärent mìt Rege-

lung

Hinzu kommt: Es bestehen auch Zweifel, ob die in 5 6 la SåichsUf G-RefE bzw.
5 B V SächsGDlG-RefE vorgesehene G-Wochen-Frist für den Einwendungsausschluss
sachgerecht ist Die Umweltinformationsrichtlinie (Art. 3 ll UIRL) - und sie umsetzend
S 7 I I Nr. 1 SächsUlG - sehen eine Regelfrist für die Gewährung des Zugangs zu Um-
weltinformationen von einem Monet vor.

Nur dann, wenn

"die umweltinformationen derart umfangreich und komplex sind, dass die einmo-

natige Fr¡st nicht ausreicht'

ermöglichtSTllNr.2SächsUlG-irnEinklangmitArt.3ll UIRL-ausnahmsweiseeine
Fristvon 2 Monatcn zur Gewährung der Umweltinformation.

Die 2-monatige Fríst gemäB 5 7 I 'l Nr. 2 SächsUlG gilt freilich - schon nach dem Wort-
laut des Geseües - nur dann, wenn die Monatsfrist uregen des hohen Umfanges oder
der Komplexitãt der Umwcltinformationen nicht eingehalten werden kann. Bei der
Auslegung des I 7 I I Nr. 2 SächsUlG spricht somit vleles dafür, dass die Voraussetzun-
gen für eine Fristverlängerung auf 2 Monate nur dann vorliegen, wenn die lnformotio-
nen selbst zu umfangreich und/oder zu kornplex sind, um sie innerhalb der 1-

Monatsfrist zur Verfügung zu stellen. Eine FrìsWerlängerung kommt dagegen im

Grundsate nicht in Betracht, wenn allein die Begleitumstände oder die Verfahrenser-

fordernisse - wie etwa die Anhörung eventuell betroffener Dritter - dazv führen, dass

die 1-Monatsfrist nicht für ausreichend erachtet wird.2s

2s Gõtze, in: Praxis der Kommunalverwaltung, a.a.O.,SächsUlG-Kommentar, lz. 3.1 zu g 7
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Der im Referentenentwurf für das Sächsische Umweltinformationsgesetz und des

Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes vorgesehenen 6-Wochen-Frist f ür den

Einwendungsausschluss liegt vor dem Hintergrund der kürzeren Regelfrist wohl die

Rechtseinschätzung zu Grunde, dass in allen drei Fallgruppen, in denen die Anhörung
durch öffentliche Bekanntmachung möglich sein soll, stets die verlängerte Frist von 2
Monaten gilt. Diese Prãmisse begegnet gerade in der Fallgruppe 1 (,,gleichartige Ent-
scheidungen in größerer Zahl") und Fallgruppe 3 ("Personen, die möglicherweise durch

díe Entscheidung der informationspflichtigen Stelle betroffen sein können, unbekannt

sind und ihre Ermittlung mit zumutbarem Aufwand nicht erfolgen kann") erheblichen
Bedenken. Beide Fallgruppen betreffen nicht den Urnfang und die Komplexität der Um-
weltinfomotion, sondern eher mittelbar die Verwaltungsobliegenheiten. Aber auch in

der Fallgruppe 2 ["eine Entscheidung vorzunehmen, die eine größere Zahl von Personen

betrifft') steht nicht stets fest, dass das Erfordernis, eine größere Zahl von Betroffenen

zu beteiligen aus dem Umfang und der Komplexität der fnformation selbst resultiert-
lnsofern wäre - wenn an der Regelung festgehalten werden soll - eine deutlichereVer-
zahnung der Präklusionsvorschrift mit der Fristenregelung und eine
3-Wochen/6-Woehen-Ein wendu ngsfrist zu erwägen.

cc) Zwischenergebnís

Auch wegen dieser - aus hiesiger Sicht:erheblichen - Zweifel an der UnionsrechBkon-
formitãt des 2. Regelungskomplexes des Referentenentwurfs des Gesetzes zur Ände-
rung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und des Sächsischen Geodateninf-
rastrukturgeseues sol lte die Regelungsnotwendig keit noch ei n ma I ab gewogen werden :

Gerade in Fällen, wo es um die Bekanntgabe von Umweltinformationen geht, die im
5chwerpunkt nur Grundstücksangaben enthalten, wird regelmäßig das Geheimhal-

tun gsinteresse Dritter zurücktreten.

Bei Daten i.S.d.5 6l 1 Nr. 1 SächsUlG ist zu beachten, dass es sich nicht nur um perso-

nenbezogene Daten handeln muss; kurnulativ müssen durch Bekanntgabe die lnteres-

sen der Betroffenen - erheblich - beeinträchtigt werden können.25 lnsoweit ist dern

Ablehnungsgrund nach 5 6l 1 Nr. I SächsUlG eine Abwägung immanent (,,schutzwûr-

dige lnteressen des Betroffenen beeinträchtigt"). Hìnzu kommt die nachgelagerte Ab-
wägung nach 5 6 | 2 SächsUlG, in die das öffentliche Bekanntgabeinteresse zusätzlich
noch eingestellt werden muss. Zu prüfen ist deshalb im Eínzelfall, ob die Offenbarung

der in Rede stehenden personenbezogenen Daten konkret und erheblich naehteilige
Auswirkungen auf das Recht auf informationelle Selbstbestimmung haben kann.27 Dies

26 Vgt.oVGBln.-Bbg..Urt.v. 12.2.201s -oVG 12813.12 -,Rdnr.29furis)zu59t1Nr. I UtG.
27 HessVGH, Beschl. v. 3 1.1 0.201 3 - 6 A 1 734/1 32 -, juris-Rdnr. 20.
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íst umso eher anzunehmen, je stärker der Kernbereich des Persönlichkeitsrechts berührt
ist, während in der Regel das lnformationsinteresse an der Gewährung der Umweltin-
formation überwiegt, je stärker die lnformation einen sozialen Bezug aufweist.2s Hier

wird bei Daten aus der .Sozialsphäre" dâs lnformationsinteresse regelmäßig überwie-
gen. Ahnliches gilt auch für die anderen, in 5 6 SächsUlG erwähnten Rechte [Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse, Rechte am geistígen Eigentum). Auch in Bezug auf diese

Rechtspositionen erscheint im Grundsatz fraglich, ob eine konkrete Beeìnträchtigung
durch Veröffentliehung grundstücksbezogener Karten oder Pläne überhaupt
- prognostisch - vorliegen kann.

Aus diesem Grund sieht auch die Venryaltungworschrift zum Sãchsischen Altlastenka-
taster (.SALlÚd'¡" aus hiesiger Sicht zu Recht¡o Folgendes vor:

.Vl. Auskunftsrechte

Das Recht auf Auskunft aus dem 5ächsischen Altlastenkataster wird nach den

Vorschriften des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (SachsUlG) vom 1. Ju-

ni2006 (SächsGVBl. S. 145) gewährt. Bei Auskunftsersucten aus dem Sâchsi-

schen Altlastenkataster einschlieOlich seines Archivs ist hinsícùtlich des Schut-

zes privater Belange (9 S nUs 1 SãchsUlG) grundsåtzlich davon auszugehen,

dass das lntercsse ¡n der Bekanntgabe drn SchuÞ prirater Belange übcrwiegt

und lnformationen zu erteilen sínd, Der Umfang der mitzuteilenden lnforrnatio-

nen ist im Einzelfall zu bestimmen.' (Hervorhebung nícht im Original).

b) Bewertung konkret unter Berr¡cksichtigung der Aufgaben des Regionalen Pla-

nungsverba ndes 0berlausitz- Niederseh lesien

Festzuhalten ist, dass - unterstellt men, dass Rechtspositionen Dritter durch die Ver-

breitung der Umweltinformationen bzw. Geodaten beeinträchtigt werden könnten und

dìe Tätigkeit des Auftraggebers überhaupt dem Anwendungsbereich des Sächsischen

Umweltinformationsgesetzes bzw. des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes un-
terfällt (dazu sogleich) - die Novellierung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes

und des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes das "Problem' der Berücksichti-

28 Hierzu W Homburg, Uri v. I 4.1.2004 - 7 \G 1422103 -, unve¡öffentlich[ juris Rdnr. 78).
2s trttp/lwww.umweltsachsen.de/umwelt/download/boden/Vwl5aechsAltK-29-06-O7.pdf ; Ials geltend be-

kannt gemacht durch VwV vom 1792û7 SächsABl. Sonderdruck 5.658 und VwV vom 10.12.2009
SächsABl. Sonderdruck 5. 2568); zu Einsichtsrechten in das Altlestenkatester Rech. SächsVBl. 2003,77 ff.

30 Restriktiver wohl KümpeilW¡ttmonn, NuR 201 1, 840 ff, die eine Betroffenheìt Dritter sogar in stårkerem
Maße durch öffentliche Unteniehtung als dureh antragsbezogene lnformationsgewährung sehen.
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gung der möglichen Betroffenheit Dritter nicht schsfff, sondern gerade eine Vereinfa-
chung der Umsetzung dìeser bestehenden Anhörungspflicht beabsichtigt.

Die im Zuge der Novellierung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und des

Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes avisierten Regelungen des über die "öf-
fentliche Anhörungsbekanntmachung" und den "Einwendungsausschluss' haben keine

unmittelbaren Auswirkungen auf Kernaufgabe der Regionalen Planungsverbände, die

Aufstelfung von Regionalplänen (sogleieh aa)). Sie wírken sich aber Ím sonstigen

- nicht auf Rechtsetzung durch Regionalpläne gerichteten - Tätigkeitsbereich des Regi-

onalen Planungsverbandes eus, etwa die nichtförmlíche Planung oder beí konkreten

lnformationsanträgen nach dem 5ächsischen Umweltinformationsgesetz und dem

Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetz (unten unter bb)).

aal Keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Aufstellung von Regionalplänen

Gemäß 5 4l I SächsLPlG stellen die Regionalen Planungsverbände für ihre Planungsre-

gion einen Regionalplan auf, gegebenenfalls auch als Braunkohlenplan (vql.5 5 Sächs-

LPIG). Hierbei ist gemäß I 6 I SächsLPlG eine Beteiligung von Trägem öfftntlicher Be-

lange erforderlich; hinzu tritt gemäß S 10 ll R0G í.V.m.I 6 ll SächsLPlG eine Auslegung

und Anhõrung der öffentllchkeit. Gemäß 5 7 ll SächsLPlG wird der Regionalplan von

der Verbandsversammlung als Satzung beschlossen und nach Genehmigung {und ggf.

nach erforderlìchem Beitrittsbeschluss der Verbandsversamrnlung) durch Bekanntma-

chung der Genehmigung - gemäß S 7 lV SächsLPlG - im Veröffentlichungsorgan des

Planungsträgers in Kraft gesetzt.

Die Durchführung der zentralen Pflichtaufgabe der Regionalen Planungsverbände - die

Aufstellung von Regionalplãnen - ist (exekutive) Reehtsetzung, nämlich Satzungsge-

bung. Dìe Novelle bezieht sich dagegen in ausdrücklicher systematischer Anknüpfung
an die antragsbezogene 

"Gewährung 
von Umweltinformationen" [5 4 SächsUlG), die

proaktive "Unterrichtung der Öffentlichkeit" (S l2 SächsUlG") oder den (antragsbezo-

genen oder proaktiven) ,Zugang zu Geodaten' ($ I SächsGDlG). lnsoweit ist zu prrifen,

ob auch die rechtsetzende Tätigkeit der Regionalen Planungsverbände unter diese - irn
Sächsischen Umweltinformationsgesetz und dem Sächsischen Geodateninfrastruktur-
gesetz - lnformationsverschaffungstätigkeiten zu fassen ist.

Dies ist zu Yerneinen:
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Regionalp[anung ist keine lnformationsgewährung "auf Antrag". Zunächst setzt

5 4 SächsUlG einen von Rechtsbindungswitlen getragenen Verfahrensantrag3r einer

informationssuchenden natürlichen oder juristischen Person voraus (vgl.5 4 I SächsU-

lG "auf Antrag"). Die Regionalplanung erfolgt aber auf Grund eines gesetzlichen Auf-
treges im lnteresse der Allgemeinheit (S 4 I 1 SächsLPlG). Somit besteht keine

,Schnittmenge" zwischen der Aufstellung von Regionalplänen und der ontrogsbezoge-

nen Gewährung von Umweltinformationen. Entsprechendes gilt auch für das Verhältnis
der Regionalplanung zum antragsbezogenen Tugang zu Geodaten.

Als Zwíschenergebnis ist festzuhalten, dass es eine Überlagerung des 2. Regelungs-

komplexes der Novellierung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzesides Sächsi-

schen Geodateninfrastrukturgesetzes und der Regionalplanung allenfalls dann gibt,

wenn sich diese als aktive Unterrichtung der Öffentlichkeit durch Verbreitung von Um-
weltinformationen qualifizieren lieBe (vgl. insbesondere 5 t2 SãchsUl0f.

Aber auch hier - bei der aktiven Unterrichtung der öffentlichkeit durch Verbreitung
von Umweltinformationen bzw. Geodaten - besteht beí genauer Betrachtung im Ergeb-

nis keinc Konkurrenz zwischen den Anforderungen, die für die Aufstellung von Regio-

nalplänen aus dem Raumordnungsgesetz und dem Sächsischen Landesplanungsgeset-

zes erwachsen und den Anforderungen des Sächsischen Urnweltinformationsgesetzes

bzw. des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes. Die aktive Unterrichtung der öf-
fentlichkeit, wie sie insbesondere in 5 12 SächsUlG geregelt ist, beruht auf
ArLT lU¡RL Nach dieser Vorschrift soll die Öffentlicht<eit in angemessenem Umfang

aktiv und systematisch über die Umwelt unterrichtet werden. Naeh der Vorgängerfas-
sung der Richtlinie 90/313/EWG bezog sich diese Pflieht zunächst (nur) auf die Veröf-
fentlichung von Umweltrustandsberichten32. Die Umweltinformationsrichtli-
ñe 2OO3[4|EG erweiterte diese aktive Unterrichtungspflicht auf sämtliche Umweltin-
formationen und regelte typisierend Mindestinhalte der aktiven lnformationsverschaf-
fung. 0bwohl die Materialien zur Umweltinformationsrichtlinie und zum Sächsìschen

Umweltinformationsgesetz sích - soweit ersichtlich - nicht ausdrücklich dazu verhal-
ten, wie das Verhältnis zwischen Setzung von Recht (hier: Exekutivrecht) und der akti-
ven Unterrichtungspflicht ist, ist davon auszugehen, dass es im Grundsatz um die

Schaffung von Transpercnz ¡m Umweltbereich ging, wo nicht schon zuvor Transparenz

durch Publikationspfl ichten auf anderer rechtlicher Grundlage bestanden.

Die Unterrichtung der öffentlichkeit durch aktive und systematische Verbreitung von

Umweltinformationen (5 l2 SãchsUlG) ist die - freiwillige und/oder nachgelagerte -

3¡ Vgl. nur Gõtze, in: Praxis der Kommunalverwaltung, a.a.O., Tz. 3.1 zu q 
1

32 Schneider, UPR 2006. l3 (16).
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nicht von gesetzlich definierten Offenlegungs- und Bekanntmachungserfordernissen
(2.8.5 10 ROG i.V.m.55 6, 7 SächsLPlG) gesteuerteVerbreitung von Umweltinformati-
onen. Für den Satzungserlass - entsprechendes gilt auch für die obligatorische Beteili-
gung der Öffentlichkeit und Bekanntmachung von Bebauungsplänen (vgl.55 3,

l0lll BauGB) - hat der Gesetzgeber im Einklang mit dem Unionsrecht abstrakt-generell

die Konfliktlage zwischen Transparenz und Schutzinteresse Dritter zugunsten des

Transparenzinteresses von rechtsverbindlichen Normen aufgelöst.

Eher fernliegend wäre dagegen die Annahme, dass die Unterrichtungspflicht auch die

bereits vorhandenen obligatorischen Veröffentlichungs- oder Öffentlichkeitsbeteil¡-
gungspflichten im Unionsrecht letwa UVP-Richtlinie und SUP-Richtlinie) und nationa-
lem Recht (etwa: I3 BauGB) zu ûberformen beabsichtigte. Deshalb muss in

5 12 SächsUlG als ungeschriebene Voraussetzung hineingelesen werden, dass die Un-

terríchtung der Öffentlichkeit durch Verbreitung nur dort zur Anwendung gelangt, wo

nicht schon durch spezielle Rechtsvorsehrift eine verpflichtende öffentlichkeitsbetei-
ligung und/oder Bekanntmachung geregelt ist. Das gleiche Ergebnis ließe sich auch

durch teleologische Reduktion gewinnen, wenn zumindest bei der Rechtsetzung auf
Grund der spezialgesetzlich vorgesehenen Veröffentliehungspflieht als Verfahrensvo-

raussetzung für das Zustandekommen der Rechtsnorm aus dem Anwendungsbereich

des Anhörungserfordernisses elimi niert würde.33

Eine Kontrollüberlegung bestätigt diesen Befund: Es wäre absurd, wenn die gerade der

Schaffung von Transparenz dienende öffentlichkeÍtsbeteilígung und die Veröffentli-
chung von Rechtsnormen - wie einem Regionalplan, eínem Bebauungsplan oder einer

naturschutzrechtlichen Gebietsverordnung - voraussetzte, dass vor dem jeweiligen

Veröffentlichungsschritt eine Ìndividuelle oder allgemeinverfügungsähnliche öffentli-
che Anhörung speziell mit Fokus auf die ,inforrnationsrechtliche" oder ,,urheberrechtli-
che' Betroffenheit mit Ge legenheit zur Geltendmachung von Einwendungen zusätzlich

zu der ortsüblichen Bekanntmachung vorlaufen müsste. Dadurch würde eine

weitere - Beteiligungsebene vorgeschaltet, da diese zwingend vor erstmaliger 0ffenla-
ge des Planentwurfs erfolgen müsste. Einwender hätten dann - theoretisch - die

Rechtsmacht, den Rechtssetzungsprozess (hier: Satzungsgebung ìn Form der Regional-

planung oder Bauleitpfanung) unter Berufung auf Datenschutz oder Geschäftsgeheim-

nisse zu verzögern oder gar zu blockieren.

33 5o wohl im Ergebnis auch KunperlWittmonn, NuR 2011,840 (841), die dieVeroffentlichung von Rechts-

vorschriften nur als Problemfeld für die nachträgliche Veröffentlichung ausmachen und auch dafür dÍe

Drittbetroffenheit ablehnen, da Pläne und Rechtsvorschriften 
"bereits 

herkömmlicherweise zu veröffentli-
chen sind und Rechte Dr¡tter dedurch kaum berührt werden.'
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Dem kann auch nicht - als systematisches Gegenargument - $ 12 l2 Nr. 1 SächsUlG

entgegengehalten werden, wo es um die Verbreitung und Veröffentlichung von ßechts-

vorschriften geht. Diese Verpflichtung betrifft bei richtigern Verständnis nicht die

erstmalige Bekanntmachung der Rechtsvorschrift zum Zwecke der lnkraftsetzung, son-
dern greift erst dann ein, wenn eine wirksame Rechtsnorm bereits existiert. Dann wer-
den allerdings durch die (nochmalige) Veröffentlichung der Rechtsvorschrift die Rechte

Dritter regelmäßig nicht berrihrt sein,s

Als weiteres Zwischcnergebnis kann somit festgehalten werden, dass auf dìe Rechts-

setzung einschließlich der konstitutiven Verfahrensschritte

,Offentliche Bekanntmachung' des Entwurfs einschließlich von hiermit in Zu-
sammenhang stehenden Umweltinformationen

und

,Bekanntmachung" des genehmigten Plans als Voraussetzung des lnkrafttretensI

die Vorschriften riber die Bete¡ligung Dritter im Rahmen der aktiven Unterrichtung
nach 5 l2 SächsUlG i.V.m.5 6 UIG nicht anwendbar sind.

Da naeh der hier vertreten Auffassung für die Regìonalplanung (Rechtssetzung) gemäß

S 12 V SächsUlG i.V.m. S 6 SächsUlG bzw. 5 S lVSächsGDlG schon keine Pflicht zur
- vorherigen - Anhörung Dritter besteht, greifen auch die jetzt im Referentenentwurf
zum 5ächsischen Umweltinformationsgesetz/Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetz
vorgesehenen verwaltungspraktischen Erleìehterungen (Offentliche Bekanntmachung

und Einwendungsausschluss) nicht ein-

Aus Klarstellungsgründen sollte der Gesetzgeber eine Präzisìerung des

S 2 Satz 2 SächsUlG erwägen. Die bisherige Fassung beider Normen sieht die Subsídia-
iltät des Sächsischen UmweltÌnformationsgesetzes explizit nur gegen[iber der Verbrei-

tung ,i.S.d. $ 12 Abr 4 SächsUlG" vor. 5 '12 lV SächsUlG regelt aber lnformationsver-

breitung lm Gefahrenfall. Um auch die Verbreitung durch Offenlage nach S 3 BauGB,

I6 tl SächsLPlG und naturschutzrechtlicher Vorschriften zu erfassen, sollte der Zusatz

,,4bs.4" gestrichen werden, Damit würde die Subsidiarität (nach der hier verbreiteten

Auffassung nur deklaratorisch) auf alle spezialgesetzlich geregelten Bekanntma-

chungsvorschriften bei der Normsetzung erstreckt.

3a 5o Ím Ergebnis - wenn auch wohl von anderem dogmatischen Ausgangspunkt - Kümper/Wittmonn,
NuR 2011, 840 (84r).
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bb) Auswirkungen auf sonstige (nícht satzungsgebende) Tätigkeit der Regionalen

Pla n u ngsverbände

Die Regionalen Planungsverbände nehmen - über die Aufstellung von Regionalpiänen
hinaus - noch vielfältige,sonstige" Aufgaben war, etwa im Rahmen von Stellungnah-
men in Raumordnungsverfahren oder Zielabweichungsverfahren, in raumbedeutsamen

Planfeststellungsverfahren usw. und bei der Erstellung von so genannten ,nichtfärmli-
chen' Planungen, etwa regionalen landesplanerischen Konzepten (,,REK"). Aber auch

die Gewährung von antragsbezogenem Zugang zu Umweltinformationen gehört zu

den Aufgaben eines Regionalen Planungsverbandes.

Auf all diesen Tätigkeitsfeldern ist auch nach jetziger Rechtslage den Anforderungen
des Sãchsischen UmweltínformatÍonsgesetzes (respektive: Sächsischen Geodateninfra-
strukturgesetzes) gerecht zu werden. Für die antragbezogene Gewährung von Umwel-

tinformationen nach 5 4 SächsUlG versteht sich dies von selbst;Ähnliches gilt auch bei

der Gewährung von Zugang zu Geodaten und Metadaten nach 5 8 SächsGDlG. Hier

sind die von der lnformationsgewährung prognostisch in ihren Rechten Betroffenen

vor der Herausgabe der Umweltinformatíonen oder Geodaten anzuhõren (vgl.

$ 612 SächsUlG bzw.5 8lV 2 SächsGDlG). Über dieVerweisung in S 12 VSächsUlG auf
5 6 I 2 SächsUIG bzw. gemãß 5 I lV 2 SächsGDlG besteht die Pflicht zur Anhörung der

prognostisch durch die Veröffentlichung in ihren Rechten betroffenen Dritten auch bei

der antragsungebundenen aktiven lnformationsverschaffung [,,Unterrichtung der 0i-
fentlìchkeit').

lnsoweit gilt, dass nach jetzigem Rechtsstand eine individuelle Anhörung Dritter gebo-

ten ¡st, wenn deren Rechte auf informationelle Selbstbestimmung ("Datenschutz"), Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnisse oder der Rechte an deren geistigern Eigentum beein-

trächtigt werden könnten. Der Referentenentwurf schafft hierfür eine - fakultative -
Erleichterung: Die Anhörung der durch die lnformationsgewährung betroffenen Dritten
(ann dureh öffentliche Bekanntmachung erfoigen, Hierfür ist im Grundsatz auf die
jeweilige Bekanntmachungspraxis der Gemeinde zurückzugreifen, in deren Gebiet die

anzuhörenden Personen betroffen sein können, sofern dieses Gebiet nicht mindestens

t0 Gemeinden umfasst. lm zuletzt genannten Fall ist die öffentliche Bekanntmachung

irn Sächsischen Amtsblatt möglich. Hinzu tritt - vgl.5 27a VwVfG - zusätzlich die Ver-

öffentlichung im lnternet, lnnerhalb von sechs Wochen können die Betroffenen Ein-

wendungen vortragen; nach Ablauf der Einwendungsfrist greift ein Einwendungsaus-

schluss, bei dem es sich - nach dem Vorbild des Fachplanungsrechts - um eine materi-

elle Präklusion handeln soll. Dies bedeutet, dass nach Ablauf der Frist die nicht vorqe-
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tragenen Einwendungen materiell-rechtl¡ch nicht mehr zu berlìcksichtigen sind;

Rechtsbehelfe Dritter wären unbegründet.

Dies ìst - bei unterstelltem Anhörungserfordernis - eine Erleichterung fur die informa-
tionspflichtige Stelle- Es ist aber daran zu erinnern, dass aus hiesiger Sicht fraglich ist,

ob die qualiflzierte Rechtsbetroffenheit Dritter in Fällen, in denen es um grundstücks-

bezogene lnformationen geht, die in Plänen bzw. Karten lediglich ínformatorisch dar-
gestellt werden, úberhaupt zu einer qualifizierten Betroffenheit Dritter in den in
5 6 SächsUl6 genannten Rechten kommen kann. Zum einen handelt es sich in der Re-

gel um Grundstücksdaten, die nur ìn seltenen Fällen riber den Bereich der so genannten

,Sozíalsphäre' hinaus sensible Gehalte aufweisen dürftenas (dazu bereits oben).

Ergänzend weisen wir auf ein einschÍägíges Urteil des 0öeryerwoltungsgerichts Berlin-

Brondenburg hin, in dem es um die antragsbezogene Bekanntgabe von grundstücksbe-

zogenen lnformationen (Flurstücksangaben zu forstlichen Ausgleichflãchen) ging.

Das Oberverwoltungsgericht Berlin-Brondenburg führte zur Reichweite des Schutzes

personenbezogener Daten nach 5 9 I 1 Nr. 1 UlG, der dem 5 6 I Nr. 1 SächsUlG ent-
spricht, Folgendes aus:

,Auf den Schutz personenbezogenÊr Daten [...J kann sich der Beklagte nicht mit

Erfolg berufen. Nach der genannten Vorschrift ist der Antrag abzulehnen, soweit

durch das Bekanntgeben der lnformationen personenbezogene Daten offenbart

und dadurch lnteressen der Betroffenen erheblich beeíntrãchtigt würdcn, es sei

denn, die Betroffenen haben zugestimmt oder das öffentliche lnteresse an der Be-

kanntgabe überwiegt.

0b die danach erforderlíehen Voraussetzungen für eine Auskunftsverweigerung

schon deshalb nicht vorliegen, weil es sich bei den stre¡tbefangenen Angaben, wie

vom Verwaltungsgericht engenommen, mangels Bestímmbarkeit einer natürlichen

Person nicht um personenbezogene Daten im 5inne des Gesetzes handelt, bedarf

im Ergebnis keiner Entscheidung. Denn der Ablehnungsgrund des 5 9 Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 UlG, der als Ausnahmevorschrift grundsätzlich eng auszulegen ist [..,], setzt

nach seinem eindeutigen Wortlaut neþen der Offenbarung geschützter personen-

bezogener Daten voraus, dass durch die Bekanntgabe die lnteressen der Betroffe-

3s So auch ßecñ. SåchsVBl. 2003, 77, - für den anùagsbezogenen Zugang zu Altlastendeten - schon an der
Personenbezogenheit der - grundstücksbezogenen (!) - Daten zweifelt, jedenfalls aber bei Altlastendaten
auf die zivilrechtliche Offenbarungspflicht gegenüber Dritten als Abwägungskriteríum hÍnweist: zur gerin-
gen Schutzwürdigkeit von Grundstücksdaten auch OVG Bln-8bg, Urt v. 12-2.2015 -0!G 12 13.12-,
Rdnr.29 f (zitiert nach juris):vorgehend VG Potsdarn. Urt. v.4.5.2012 -\G 9 K 2019/10 -, Rdnr.56 ff. (zi-

tiert nach juris).
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nen erheblich beeinträcht¡gt würden. Die Darleg ung dieser tatbestandlichen Vo-

raussetzung obliegt mit Biick auf das gesetzliche Regel-Ausnahme-Verhältnis zwi-

schen freiem lnformationszugang und Versagungsgründen dem Beklagten als in-

formationspflichtige Stelle. Erforderlich ist eine einzelfallbezogene, hìnreìchend

substantiierte und konkrete Darlegung, dass dem Geheimhaltungsinteresse des

Betroffenen ein erhebliches Gewicht zukommt. Dabei sind sowohl Art und Um-

fang der lnforrnationspreisgabe als auch die Wahrscheinlichkeit und der Grad

nachteíliger Auswirkungen auf die lnteressen des Betroffenen in die gebotene

prognostische Bewertung einzustellen [vgl.OVG Münster, Urteilvom 1. Mlärz 2011

- 8 A 2861107 - jurís Rn. 110; Reidt/Schiller, a.a.O.,5I UIG Rn. 141.

Gemessen hieran fehlt es an einer nachvollziehbaren Darlegung des Beklagten,

dass die Bekanntgabe der Lage der Ersatzflächen nach Flur und Flurstück zu einer

erheblichen Beeinträcht¡gung der lnteressen der Betroffenen führt. Über die

Kenntnis der genauen Lageangaben der Ersatzflächen könnte der Kfäger im Wege

der Eínsicht ín das Grundbuch oder das LÍegenschaftskataster allenfalls die Na-

men der privaten Eigentûmer ermitteln, die Flächen fúr Ausgleichs- und Ersatz-

maBnahmen zur Verfügung gestellt haben. lnwieweit aus dieser lnformation für

sich genommen Rückschlüsse auf die fínanzie llen und sonstigen Verhältnisse der

GrundstückseÍgentümer gezogen werden können, ¡st weder dargetan noeh er-

síchtlich. Allein dìe Tatsache, dass Ersatzflächen gegebenenfalls nur gegen Entgelt

zur Verfügung gestellt werden, lässt clerartÍge Rückschlüsse nicht zu. Nichts ande-

res gilt. soweit der Beklagte auf eíne ,,Agglomeration schon bekannter oder zu-

künftig zu erlangender Daten" verweist. Dass der Kläger aufgrund der ihm bereits

bekanntgegebenen Daten in der Lage wäre, auf die finanzÍellen und sonstigen

Verhältnisse der Eigentümer von Ersatzflächen zu schließen, erscheint angesichts

der Art dieser Daten fernliegend. Welche zukünftig zu erlangenden Daten derartí-

ge Rückschliisse ermöglichen soflen, lässt sìch dem Vorbringen des Beklagten

nicht entnehmen. Auf eine bloBe Vermutung, fü¡ díe es an tatsächlichen Anhalts-

punkten fehlt, kann eine erhebliche Beeinträchtigunq der lnteressen der Betroffe-

nen nicht gestützt werden."36(Auslassungen nicht im Original)

Hinzu kommt, dass gerade bei lnformationen, die auf Grund der speziellen Transpa-

renzanforderungen des Fachrechts durch eine öffentlichkeitsbeteiligung gehen müssen

oder schon gegangen sind, von Allgemeinbekanntheit bzw. Offenkundigkeit euszuge-

hen ist. Regelmäßìg dürfte der Konflikt zwischen dem Geheimhaltungsinteresse Dritter

36 OVG Bln.-Bbg" UrL v. 12.2201 5 - OVG 1 2 B 1 3.12 - juris, Rdnr. 27 ff.: die Kanzlei des Unterzeichnenden hat
ín dem Verfahren die öffentliche Hand (Beklagte) vertreten.
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und den Transparenzanforderungen zu Lasten des Geheimhaltungsinteresses aufzulö-
sen sern.

Da die Verbandssatzung des Regionalen Planungsverbandes 0berlausitz-
Niederschlesien ìn 5 9 I dem Amtlichen Anzeiger des Sächsischen Amtsblatts als Ver-
öffientlichungsorgan vorsieht und nur in dringenden Fällen nach $ 9 ll der Verbands-

satzung die öffentliche Bekanntmachung in überörtlichen Tageszeitungen des Ver-

bandsgebietes ermöglìcht, sollte - falls dìe ìm Referentenentwurf zur Änderung des

Sächsischen Umweltinformationsgesetzes/Sächsisehen Geodateninfrastrukturgesetzes

avisierte Regelung zur öffentlichen Bekanntmachung der Anhörung - mit dem jetzigen

lnhalt - in Kraft tritt, elne Art öffnungsklausel in die Satzung eingebracht werden, wo-
nach anstelle der in 5 9loder ll Verbandssatzung vorgesehenen Bekanntmachung eine

abweichende Bekanntrnachungsform gewählt wird, wenn sich aus dem höherrangigen

Recht die Pflicht zu einer Bekanntmachung in anderer Weise zwíngend ergibt.

lm Rahmen der Stellungnahme sollte aber darauf hingewirkt werden, dass die bisher

vorgesehene ortsübliche Bekanntmachung gestrichen wird zugunsten der Bekanntma-

chung irn Sächsischen Amtsblatt oder zumindest jene als Regeffall mit fakultativer
ortsüblicher Bekanntmachung geregelt wird.

c) Ergänzende Anmerkungen: Einwendungsausschluss auch im Sächsischen Landes-

planungsgesetz?

Es sollte trotz der hier vertretenen Auffassung, dass die normsetzende Tätígkeit der

Regionalen Planungsverbände nicht unmittelbar dem Anwendungsbereich der jetzt im

Referentenentwurf vorgesehenen öffentl ichen Anhörung und Präklusionsregelung un-
terfällt, gesetzgeberisch erwogen werden, die unmittelbar für die Aufstelfung von Re-

gionalplänen einschlägigen Vorschriften im Sächsischen Landesplanungsgesetz aus

Anlass der Novellierung des lnformationsrechts zu prüfen, Systematísch wäre eine

sachgleiche Vereinfachung der Tätigkeit der Planungsverbände durch Einführung einer

Präklusionsregelung bei der öffentlichen Bekanntmachung von Regionalplänen in

S 6ll 5ächsLPlG (für den Laridesentwicklungsplant ìn 5 6l SächsLPlG) zu verorten.

lm Hinblick auf die Gesetzgebungskompetenz (Art. 72 lll Nr. 4 GG) bestehen keine

durchgreifenden Hinderungsgrtlnde, da eine landesgesetzliche Abweichung möglich

wäre. Eine landesrechtliche Ausfüllung der bundesgesetzlich in S 10 I ROG vorgesehe-

nen Öffentlichkeitsbeteiligung und Bekanntmachung der Regionalpläne könnte durch-
aus noch als Ausfüllung der Regelung des 5 l0 ROG (ohne Abweichung) qualifiziert

werden. Auch díe differenzierende Fehlerfolgenregelung in S 12 R0G stünde diesem

LIDAIE\ oAIENIPHANTASYIoRIGrNAL\Tcrre\1610510c{,05-16æ005DrffRCthrt¡che5tcltungnahme,docr



*$cctze -27-

EECH TSANWAI,TÉ

Verständnis nicht entgegen. S 12 ROG regelt nur die Folgen von Verfahrensfehlern und

materiellen Rechtsfehlern des Raumordnungsplans. Regelungen über die Rechtsfolgen

von unterbliebenen Stellungnahmen Dritter bei potenzìeller Rechtsbetroffenheit infolge
der Bekanntmachung des Raumordnungsplans bzw. hier des Entwurfs des Regional-
plans trifft 5 r2 RoG nicht.

Sollte - entgegen der hier vertretenen Auffassung - der Regelungskomplex Anhörung
durch öffentliche Bekanntmachung/Einwendungsausschluss auch auf die Regionalpla-

nung für anwendbar erachtet werden, bedürfe es dringend in I6 ll SächsLPlG und/oder

S 2 Satz 2 SächsUlG einer Klarstellung, da 5 6ll SächsLPlG die Bekanntmachung des

Regionalplanentwurfs mit Begründung ausdrücklich auch im lnternet [vgl.
S 6ll 2 SächsLPlG) vorgeschrieben ist, ohne dass von einer vorherigen Anhörung po-

tenziell Drittbetroffener die Rede ist.
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lll. Zusemmenfassunq

Die Prüfung hat folgendes ergeben

Die Novellicrung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (,5echsUlG") und

des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes ("SächsGDlG") ist grundsätzlich

zu begrüBen. Sie verfolgt ím Kern zwei Ziele, nämlich die unionsrechtskonforrne

Anpassung des in S 5 lll SächsUlG geregelten 
"Gesetzgebungsprivilegs" 

(ßege-

lungskomplex l) und die Erleichterung der verwaltungspraktischen Umsetzung

des Anhörungserfordernisses von Dritten in "Massenverfahren'; hierfür soll die

Möglichkeit der Anhörung Dritter durch öffentlichen Bekanntmachung mit einem

Einwendungsausschluss geschaffen werden (Regelungskomplex 2).

a) Die zum Regelungskomplex 7 vorgesehenen Regelungen (Streichung der

Variante: Verordnungserlass in S 5 lll SächsUlG) sind unionsrechtlich zwin-
gend und nicht zu beanstanden. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat ìn
den Entscheidungen der Rechtssache "Deutsche Umwelthil-
fe/Bundesrepublik' und ,,Flachglas Torgau" deutlich gemacht, dass die in
der Umweltinformationsríchtlinie vorgesehene Ausnahme,,Gesetzgebung"
(Art.2 ll UAbs.2 UIRL) nicht die Schaffung untergesetzlichen Rechts (Ver-

ordnungen, Satzungen) betr¡fft, sondern nur die Parlamentsgesetzgebung

und diese nur für die Dauer des Gesetzgebungsverfahrens eingreift- Dem

trägt die vorgesehene Anderung des 5 5 lll SächsUlG jetzt Rechnung.

b) Dagegen ist der Regelungskomplex 2 [Anhörungsmöglichkeit in Bezug auf
Dritte durch öffentliche Bekanntmachung mit Einwendungsausschluss)

zwar von einer begrüBenswerten lntention getragen (Verwaltungsvereinfa-

chung ; Verwa ltungspraktikabilität), Die vorgesehenen Regelungen sind in-
dessen unionsrechtlich bedenklich (insbesondere: der Einwendungsaus-

schluss). lhnen liegt möglicherweise auf der Prämissenebene ein Vorver-

ständnis zu Grunde, welches die (potenzielle) Betroffenheit Dritter im Hin-

blick auf Datenschutz und Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse überpropor-
tional gegenüber den fachlichen Belangen und dem Transparenzìnteresse

gewìchtet.

Die Novellierung des Sächsischen UmweltÌnformat¡onsgesetzes (,SächsUlG'] und

des 5ächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes (,SächsGDlG') kann - hinsichtlich

des Regelungskomplexes ,,Anhörungsmöglichkeit ìn Bezug auf Dritte durch öf-

2
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fentliche Bekanntmachung mit Einwendungsausschluss" - Auswirkungen auf die

nicht-normsetzende Tätigkeit des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitz-

Niederschlesien haben funten 2.b)) Allerdings berührt die Novellierung nicht die

Aufstellung von Regionalplänen (öffentliche Bekanntmachungen als Verfahrens-

schritte des Satzungsverfahrens; hierzu sogleich 2.a)).

a) Das Satzungwerfahrcn zur Aufstellung von Regionalplänen (S 4, 5 Sächs-

LPIG) unterfä llt vom Aufstellungsbeschluss bis zut ln kraftsetzungsbe-

ka n ntm a ch u n g a ussch lieBlich den Regelungen des Rau mordn ungsgesetzes
("ROG"I und des Sãchsischen La ndesplanungsg esetzes (.SächsLPlG'1.

Es handelt sich beim Satzungserlass und den fachgesetzlich vorgeschriebe-

nen Publizierungserfordernissen rechtstechnisch um Setzung von Administ-
rativrecht und nieht um eine ,Unterrichtung der Öffentlichkeit" i.S.d.

5 '12 SächsUlG oder eine aktive ,,Bereitstellung' oder ,,Bekanntmachung von

Umweltdaten" i.S.d. SS 1 ff. SächsGDlG. Die Unterrichtung der Öffentlich-
keit durch aktive und systematische Verbreitung von Umweltinformationen
(5 12 SächsUlG) ist die - freiwillige und/oder nachgelagerte - nicht von ge-

setzlich definierten 0ffenlegungs- und Bekanntmachungserfordernissen
(2.8.5 10 ROG i.V.m.55 6, 7 SächsLPfGl gesteuerte Verbreitung von Umwel-

tinformationen. Für den Satzungserlass - entsprechendes gilt aueh für die

Beteiligung der öffentlichkeit und Bekanntmachung von Bebau ungsplänen
(vgl.95 3, l0lll BauGB) - hat der Gesetzgeber im Einklang rnit dem Unions-

recht abstrakt-generell die Konfliktlage zwischen Transparenz und Schutz-

¡nteresse Dritter zugunsten des Transparenzlnteresses von rechtsverbindli-

chen Normen aufgelöst. Andernfalls hätten Dritte die Rechtsmacht, den

Normsetzungsprozess - zu dessen wesensprägenden Elementen die Trans-

parenz eryo omnes gehört - durch Eìnwendungen und gegebenenfalls

statthafte Rechtsrnittel gegen Zwischenentscheidungen zu blockieren oder

zumindest erheblich zu erschweren.

b) Soweit die sónstige, nicht normsetzende Tãtigkeit des Regionalen Pla-

nungsverbandes Oberlausitz-Niederschlesien {etwa die Aufstellung von Plä-

nen, Konzepten und Programmen im Rahmen der Regionalentwicklung) zu-
gleich die Merkmale einer "Unterrichtung der Öffentlichkeit" i.S.d.

5 12 SächsUlG bzw. Bereitstellung/Veröffentlichung von Geodaten erfüllt,
gilt - soweit in Bezug auf die konkrete Planung das Anhörungserfordernis

auf Grund einer sachgemäßen ,,Drittbetroffenheitsprognose" nach

ç5 12VSäehsUlG i.V.m. 6 I 2 SächsUlG bzw.5I V SächsGDlG überhaupt
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besteht - die Möglichkeit, nach dem lnkrafttreten des neu gefassten

5 6la SächsUlG bzw. 5I VSächsUlG auf die Anhörung Dritter durch öf-
fentliche Bekanntmachung zurückzugreifen. Dies stellt gegenüber dem jet-
zigen Rechtsstand eine Besserstellung der informationspflichtìgen Stelle
(hier: des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitz-Niederschlesien) dar.

Allerdings muss jeweils als Vorfrage geprüft werden, ob tatsächlich die in
5 6 I SächsUlG erfassten Rechte Dritter durch die Veröffentlichung rechts-
erheblich berührt sein können (Prognose). Dies ist bei anonymisierten
Grundstticksdaten, die durch Pläne, Konzepte oder Programmen auf der

Ebene der Planungsregion publiziert würden, regelmäßig nicht der Fall. Aus

Klarstellungsgrunden sollen 5 2 Satz 2 SächsUlG und 5 2 SaIz 2SächsGDlG

dahingehend präzisíert werde n, dass nicht nur die ,,Verbreitung ¡.S.d.

S 12lV SächsUlG vom Anwendungsbereich des Sächsischen Umweltinfor-
mationsgesetzes und des Sächsíschen Geodaten infrastru kturgesetzes aus-
genommen werden, sondern alle spezialgesetzlìchen Bekanntmachungsre-
gelungen erfasst werden.

c) Auch bei konkreten Anträgen auf Gewãhrung von Umweltinformationen
(5 4 SächsulG), bei denen der Regionale Planungsverband zunächst als ìn-
formationspflichtige Stelle (9 3 I SächsUlG) anzusehen wäre und auch nicht
die Ausnahme nach S 5 lll SächsUlG (,Gesetzgebungsprivileg'l gilt, wäre

- falls nicht bereits andere Ablehnungsgri,inde nach 5 5 l, ll SächsUIG

durchgreifen - die Anhörung Dritter in Fällen konkreter potenzieller BetroÊ
fenheit in den von 5 6 I SächsUlG geschützten Rechten (2.8. Datenschutz

oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) geboten. Die von Referenten-

entwurf vorgesehenen Optionen dürften die verwaltu ngspraktische Umset-

zung in "Massenfällen' erheblich erleichtern.

lm Fall der lnkraftsetzung der im Referentenentwurf vorgesehenen Regelungen

sollte zur Vermeidung von Widersprüchen die Verbandssatzung (S 9 ,öffentliche
Bekanntmachung") angepesst werden um in den besonderen Fällen, wo die Be-

kanntmachung in ortsublicher Weise gesetzlich vorgesehen íst (vgl. etwa

5 6 la 4 SächsUlG-RefE) von der saEungsgemäBen Regelbekanntrnachung im

5ächsischen Amtsblatt abweichen zu können.

Aus Anlass der Novellierung des SächsUlG und SächsGDl6 sollte der Regíonale

Planungsverband 0berlausitz-Niederschlesien eine Prüfung der in S 6 ll Sãchs-

LPIG enthaltenen Regelungen dahingehend anregen, ob auch für die Öffentlich-
keitsbeteil¡gung bei Aufstellung eines Regionalplans eine Präklusionsregelung

4.
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- hier: bezogen auf die (auch) materiell durch die Festlegungen in Regionalplänen

potenziell Betroffenen - geboten erscheint.

Leipzig, den 20. ianuar 2016

7t*rd¿a
/

Dr. Roman Götze

Rechtsanwalt und Fachanwalt

für Verwaltungsrecht

R ECFITSA N WIi LTE
eoze e uüu-en-wtESEAt HAKEN
Rechtsan wälte P¿rtnerschaít

Petersstraße 15, 04109 Leipzig
Ïelefon 0341 308553-0, Fax -29
mail@goetze.net, w ww, goetze.net
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Sächsisches Staatsmínisterium
für Umwelt und Landwirtschaft
Hen Dr, Kunert
Archivstraße'1
01097 Dresden

Körperschaft des ¿lffent[cfien Rechti

Verba ndsgeschäft sstel le

Datum: 28. Januar 2016
Bearbeher: Hr. Kropop
Telefon; (0375) 289¿lO5 10
E-Mail: sebâtiân.kropop@pv-rc.de
lhre Nachricht vom; 17. Dezember 2015
lhre Zeichen: Ll-B8(lf.15h/27

Gesetzentwurf zur Anderung des Sächsischen Umweltinformat¡onsgesetzes 'und des
Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes

Referentenentwurf mit Begn¡ndung

Sehr geehrtê Damen und Henen,

für die Einbeziehung in das Gesetzgebungsverfahren und die Gelegenheit zur Stellungnahme
zum Referentenentwurf des Gesetzentwurfes zur Anderung des Sächsischen Umweltinforma-
tionsgesetzes und des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes bedanken wir uns.

Zum Refereñtenentwurf ergehen nachfolgende Hinweise:

Klarstellung/Präzísierung yon $ 2 Satz 2 SächsUlG i. Z. m g 12 SächsUlG
Das Satzungsverfahren zul Aufstellung des Regionalplanes unterfällt ausschl¡eßlich den Re-
gelungen des ROG bary. des Sächsischen Landesplanungsgesetzes (SächsLPlG), die Erar-
beitung des Fgchbeitrages zum Landschaftsrahmenplân den Regelungen des Sächsischen
Naturschutzgesetzes. lnsbesondere in Bezug auf das Satzungsverfahren des Regionalplans
ist klazustellen; inwieweit eine Subsidiarität des SächsUlG gegenüber den dort spezialgesetz-
lich geregelten Bekanntmachungsvorschriften besteht und diese Pläne somit überhaupt den
Regelungen für eine Unterrichtung der Öffentlichkeit i. S. d. S 12 SächsUlG unterfallen (zu
Flächennutzungsplänen siehe dazu Begründung zu $ 12 Abs. 1 GeseEentwurf der Staatsre-
gierung zum Gesetz über den Zugang zu Umweltinformationen für den Freistaat Sachsen, Drs.
413410, S. 32 vom 14.11.2005).

Ergänzung von $ 6 Abs. I a 4 SächsUlG-RefE bzw. S I Abs. 5 SächsGDlG-Re'fE
Unabhängig der Beantwortung der Frage zur Einordnung der oben benannten Planverfahren
in die Regelungen des SächsUlG kann der Verband dartiber hinaus bei der Erfüllung von sei-
nen weiteren Aufgaben dem Anwendungsbereich der neu geplanten Regelungen unterfallen.
Es erschließt sich nicht, warum die Bekanntmachung grundsätzlich in der Form der für: die je-
weiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzung erfolgen soll. Eine Anderung sollte
dahingehend erfolgen, dass die Bekanntmachung grundsätzlich in der Form der für die ieweili-
oe informationsoflichtioe (bafl. qeodatenhaltende) Stelle geltenden Bekanntmachungssatzung
(oder -festlegung, soweit keine SaEung erlassen werden kann) erfolgen soll.

Danlber hinaus wird sich die Bekanntmachung ¡. d. R, aufgrund der regelmäßig großräumigen
Betrachtungsweise des Verbandes bei der Erfüllung seiner Aufgaben auch auf mehrere Ge-
meinden erstrecken müssen. Warum erst bei der Erstreckung des Gebietes auf mehr als zehn

H¡qEdr?fü
Pbnuntsrrbaod BÊ3¡on Ch.mn¡u
vârbândr¡e*hàfu3tôllê
W.rd¡ucr 5tøßa 6l
06056 Zwick.u
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Gemeinden eine Bekanntmachung auch (optional) im Sächsischen Amtsblatt erloþen kann,
erschließt sich nicht. Hier sollte eine Regelung gefunden werden, die diese optionale Form der
Bekanntmachung grundsätdich bei der Erstreckung des Gebietes auf mehrere Gemeinden
und sornit bereits ab zwei betrofienen Gemeinden ermöglicht.

Wir bitten Sie, diese Hinweise im Gesetzgebungsverfahren zu beachten und uns bei ihrer
Nichtberû ung eine lnformation mit den Gninden für die Nichtberticksichtigung zu-
kom lassen.

ndlichen Gni

Leiter der Veôandsgescfråfbstelle
i. À des VorsiEerden des
Planungsverbandes Regiori Chemnitr
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Regionoler Plonungsverbond

Rcaionaler Planun gsrreröand LEIPZIGVì/ESTSACHSEN
VerbandsvorsiÞender Landrat Graidren I Strufienbergstr. 4 I 04552 Borna

Sächsisches Staatsm in jsterium

für Umwelt und Landwirtschaft

Archivstraße 1

01097 Dresden

Bor¡a, 27.0',t.2016

Der Veröandsvorsitzende
l¡ndrat Henry Graicñen

E-ilail: henry.graichen@lki,de
Telefon/Fex: (0 34 33) 2 41 10 01129

Kreisfreíe Stadt Leipzig O
Landkreis Leipzig O
LandkreisNordsachsen O

Rrgidrrb Plnúgs6b&, Ebr¡trESt 67, O4f|¡f tßlFE{t
lìlÞ/.itw rpysdscñScn dO
(03 41) 33 7a 16 1O3¡r
wlcñü@fÞ¡ÐlrrÊhrÕ.d.

Kto.-Nr 1 010 03O l€3 BU¿ SEo 5o2 CO

Stellungnahme zum Gesetsentwurt zu¡ Anderung des Sächcischen UmweltinfomationsgeseEes
und des Sächsischen Geodaten infrastru kturgeseEes (Az. : I I {800.3il1 I?7l
Anforderung vom 17 .12.20 1 5 ( Posteingang Regionaler Plan u n gsverband am 22.1 2.2015)

Sehr geehrte Damen und Henen,

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum i¡þermittelten GeseEentwurf Stellung nehmen zu können. Die.
se Stellungnahme erfolgt ínsbesondere auf der Basis der ím Sächsischen LandesplanungsgeseE (Sächs-
LPIG) festgelegten Aufgabenfelder der Regionalen Planungsverbände so¡rie der Handlungsaufrräge firr
die Regionalplanung aus dem Landesentwicklungsplan (LEP) Sachsen 2013. Dartlber hinaus beinhalten
das RaumordnungsgeseE des Bundes (ROG) sowie die VerbandssaÞung maßgebliche Grundlagen,

Der Regionale Planungsverband Lelpzig-Wests¡chsen untectfiEt das Grundenliegen, durch die
vorgesehenen Neuregelungen die Vcrfllgbarkeit Yon Umweltlnform¡tlonen und Geodaten für die
brclte Offentlichkeit als Beitrag zur Transp.renz zu erleichtern. Auch der Aspekt EU+echtekon-
former Regelungen ist n¡chvollziehbar. Die Gesetzesnovelle berûhrt nlcht die dem Regionalen
Planungsverband per Gesef zugewiesane Aufgabc der Aufstellung von Rcgionalplãnen und
Braunkohlenplänen () Ofienüiche Bekanntmachung als Verfahrensschritt des Planvelahrens ge-
mäß S l0 Abs. 1 SaE 2 ROG i. V. m. S 6 Abs. 2 SächsLPlG).

Anregungen slnd zur Ausgestaltung der Neuregelungen insbesondere dahingehend, Praktikablti-
täten zu sichern () Bekanntmachungen), erforderlich. Um die Berücksichtigung der nachfolgen-
den Detailhinweise wird gebeten.

Hinweise

Eingangs ven¡reisèn wir auf die durch den Regionalen Planungsverband OberlausiÞ-Niederschlesien be-
auftragte und durch den Rechtsanwalt und Fachanwalt ftlr Verwaltungsrecht Dr. Roman GÖEe (GöEe
Rechtsanwätte Leipzig) bearbeitete ,,Rechtliche Stellungnahme zum Refcrentenentwurf eines Geset-
zes zur Anderung des Sächsischen UrnweltinformationsgeseÞes (,,SächsUlG') und des Sächsischen
GeodateninfrastrukturgeseEes (,SächsGDlG') - Auswirkungen auf die Tätigkeit des Regionalen Pla-
nungsverbandes OberlausiÞ-Niederschlesien' vom Januar 2016. Diese wurde lhnen durch den Auftrag-
geber bereits übermifrelt Die inhaltlichen Positionen aus dem Schriftsatr sind bei einer analogen Anwen-
dung für den Regionalen Planungsverband Leipzig-Westsachsen vollinhaltlich zu teilen. Die Erlaubnis ei-
ner Bezugnahme auf diese Stellungnahme wurde durch den Auftraggeber ausdrucklich erteilt.

Vsù€ndsvoEiÞandsr
HrÉn

34 33) 10 01n9

Verùårfsffih¡na SûiE
L€¡ter H. Dr, AndraÃ Boí.n.r AmóriÈ
RogirulaftnungEsttllö,EaúznËrSìir a7,ü34TlJøiptig HonÊpæc:
T.lrlbn: (0311) $ 71 16 ll 1slôfErÍFu:
E Msjl: berknÊr{DDv#t¡¡d¡.n & E ¡,Lll:

|BAN OE10 86050200 r0r00301 63 etc solloEslGRM

LÃËasni
Toloft)n Fd:
E-l¡aI:

4, 0455¿ Borm

Banlv8ô¡ndcng: Sptrlrasiâ Mddontal
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Verbandsvorsitzender
Boma,27,O1.2016

Zur Klarstellung bezogen auf Position und Aufgabenfelder der Regionalplanung regeln wir nachfol-
gende Präzisierungen im GeseEestext ausgehend vom Vorschlag von Henn Rechtsanwalt Dr. Götze ()
Seite 4, Position a.) an:

"Das Safzungsveiahren zur Aufstellung von Regionalplänen unteÍällt vom Aufstellungsbeschluss ör.s zur
lnknftsetzungsbekanntmachung ausschließlich den Rqelungen des Raumordnungsgeselzes (ROG/
und des Sacñsfscñen Landesplanungsgesetzes (SächsLPlG). Es handelt sich beim Satzungserlass und
den fachgesetzlich vorgeschrieþenen Publizierungsertoñemissen rechtstechnisch um die Setzung von
Administrativrecht und nicht um eine ,IJntenichtung der Ötrentlichkeit" i.S.d. $ 12 SächslJlG oder eine
aldive ,,Bereitstellung'oder "Bekanntmachung von Umweltdaten" l.S.d. SS f tr SÉlchsGD/G. Aus Karctel-
lungsgründen sollte $ 2 Saúz 2 SäcåsUlG dahingehend prãzisieft werden, dass nrbåt nur die "VeñreitungrS.d. S 12 lV SilchsUlO vom Anwendungsbereich des Säc/¡slschen Umweltinformationsgesetzes und
des SÉichsrschen Geodateninfrastruhturgeselzes ausgenomman werden, ændern alle spazialgesetzli-
ch e n Be ka n ntm ach u ng srege I u n ge n adresslerf w e rd e n. "

Bei den weiteren, außerhalb der formellen Planung bestehenden AuQaben des Regionalen Planungsver-
bandes, die sich insbesondere aus S 13 ROG, $ f 3 Abs. I SächsLPlG und dem Grundsatz 2.1.1.3 LEP
e¡geben, kann der Regionale Planungsverband Ím Einzelfall von den geplanten Regelungen betroffen
sein. Die im Referentenentwurf vorgesehene Öffentliche Bekanntmachung zum Zwecke der Anhörung in
,Massenfällen" wird jedoch als sachdienlich und gegen{Jber dem jeEigen Rechtsstand als Verbesserung
eingeschätst, so dass unsererseib dazu keine Bedenken dazu bestehen. Dies gilt auch bei Anträgen auf
Informationsgewährung nach $ 4 SächsUlG.

Anderungsbedarf besteht ff¡r den Regionalen Planungsverband beim neu eingefügten S 6 Abs. 1a Sächs-
UlG. Nach der jetzt vorgesehenen Formulierung soll die Anhörung durch Öffentliche Bekanntmachung

"grundsatzlich in der Form der fur die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekanntmachungssatzung eiol-
gen. Sofem sich die Bekanntmachung auf ein Gebiet erstreckt, dass neñr als zehn Gemeinden umfasst,
kann die Bekanntmachung auch lm Säcfigschen Amtsblattedolgen."

Diese Formulierung klammert die spezifischen Bekanntmachungsregeln gemäß unserer Verbandssat-
zung ($ 10) aus. Danach erfolgen Öffentliche Bekanntmachungen generell im Amtlichen Anzeiger des
Sächsischen Amtsblatts bzw. in überörtlichen Tageszeitungen des Verbandsgebiets. Eine vom Regiona-
len Planungsverband erfolgende Bekanntmachung nach $ 6 Abs. 1a SächsUIG kann sich im Einzelfall
auf ein Gebiet erstrecken, das unterhalb der Schuælle von zehn Gemeinden liegt. Um auch fur diese Fäl-
le eine Vereinbarkeit mit unserer VerbandssaEung zu gewährleisten und den ansonsten notwendigen
Aufrrrand ft¡r eine Anderung der Verbandssatsung auszuschließen, sollte die Formulierung folgenderma-
ßen geåndert werden:

,Die Bekanntmachung soll grundsätrlich in der Form der für die ieweilíoe informationsoflichtioe Stelle gel-
tenden BekanntmachungssaEung erfolgen.'

Wir venreisen in diesem Zusammenhang zugleich auf die Regelungen in der Verordnung des Säch-
sischen Staatsministeriums des lnnern uber die Form von kommunalen Bekanntmachungen (Kommu-
nalbekanntmachungsverordnung - KomBekVO) vom 17.12.2015, die analog auch fûr die kornmunal ver-
fassten Planun gsverbände anzuwenden ist.

Hinsichtlich der Fristenregelung () Rechtliche Stellungnahme, S. 16/17) stellen wir fest, dass die vorg+
sehenen Anderungen mit einer Regelfrist von sechs Wochen für den Einwendungsausschluss in Bezug
auf die Monatsfrist der Gewährung eines lnformationszugangs nach $ 7 Abs. 1 SächsUlG faktisch im Wi-
derspruch zueinander stehen. Hier sollte eine Harmonisierung der Fristsetrungen in den GeseÞen er-
folgen.

Abschließend regen wir, gleichfalls in Übereinstimmung mit der Rechtlichen Stellungnahme (à Seite 26/
27), an, im lnteresse der Rechtssicherheit von Raumordnungsplänen mit dem im Kontext zur Novellie-
rung des SächsUlG und des SächsGeoDlG vorgelegten ArtikelgeseE die Aufnahme elner entspre-
chenden Präklueionsregel fur die in $ 6 Abs. 2 SächsLPlG enthaltene Regelung zur Offentlichkeíts-
beteiligung in Befacht zu ziehen.26l27.

Seite 2/3
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Rsgionoler Plonungsverbond : Boma,27,01.2016

Ftir fachliche Rûckfragen stehen lhnen der Leiter unserer Regio_nqlen Planungsstelle, Prof. Df. Andreas
Berknei (Tel.: 0341-33-74:16-11, Eilail: berkneirôiilv:westsâctisen.de) sowie der zustãndile Fachber
årbeiter (Thomas Engler, Tel.: 0341.33-74-16-'16, E-Mail: englêr@rpv-westsachsen.de) auf Anforderung
gern zur Verf0gùng.

Mit freùndlíchen Grüßen

Henry n

Seite 3/3
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Regionater P[anu ngsverbând
0beres Elbtat / Osterzgebirge
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Regtonaler Planu
Mcißncr Stsaßc 1

rìgsverbencl Oberes Elbtauostezgcbirge
5la,01¿l45 Radeþeul

Körpercchalf des öflentllchen Rechts
Vcröandgvo¡¡¡trcndcr

Sächsisches Stiaatsministerium
für Umwelt und Landwirtschaft
Archivsbaße 1

01097 Dresden

Radebeul ,25.01.2016

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung des Sächsischen Umwelt-
I nformatio nsgeseEes u nd des Sächs ische n Geodaten i nfrastru ktu rgesetzes

Postei ngang Reg iona le r Plan un gsverba n d: 21 .1 2.201 5

Sehr geehrte Damen und Henen,

der Regionale Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge bedankt sich für die
unm¡ttelbare Einbeziehung in die Anhörung zu o. g. GeseEentwurf.
Als Geodaten haltende Stelle im Rahmen des ihm übertragenen Aufgabenspektrums
ar¡f der Grundlage des Raumordnungsgesetzes, des Sächsischen Landesplanungs-
gesetzes sowie des Sächsischen NaturschuEgeseEes (hier Träger der Landschafts-
rahmenplanung gemäß $ I Abs. 2i.V. mit S 6 Abs. 1 und 2 SächsNatSchG) wurden die
Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf die Aufgabenerfüllung des Verbandes geprtrfr.
Als eine wichtige Grundlage dazu wurde die durch den Regionalen Planungsverband
Oberlausitz-Niederschlesien in Auftrag gegebene 

"Rechtliche Stellungnahme'1 zu den
o. g. Gesetzesänderungen und deren möglichen Auswirkungen auf die Tätigkeit der
Regionalen Planungsverbände herangezogen. Der Auftraggeber wird diese seiner
Stellungnahme im Rahmen der Gesetzesanhörung auch beifägen, so dass hiermit auf
detaillierte Darlegungen vezichtet und mit jeweiligen Verweisen auf dieses
gutachterliche Ergebnis gearbeitet werden kann. Die ausdrückliche Erlaubnis zur
Bezugnahme auf diese Expertise wurde dem Regionalen Planungsverband Oberes
Elbtal/Osterzgebirge durch den Regionalen Planungsverband OberlausiE-
Niederschlesien erteilt.

Auf o. a. Grundlage nimmt der Regionalen Planungsverband Oberes Elbtal/
Osterzgebirge wie folgrt Stellung:

I Rechtl¡che Stellungnahme zum Referentenentwurf eines GeseEes zur Anderung des Sächsischen
UmweltinformatíonsgeseEes (,SåchsUlG") und des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes
ÇSächsGDlG') - Auswirkungen auf die Tätigkeit des Regionalen Planungsverbandes Oberlausitr-
Niederschlesien - vorgelegt von Reahtsanwalt und Fachanwalt für Venvaftungsrecht Dr. Roman GöEe
(GÖEe Rechtsanwälte), im Auftrag des Regionalen Planungsverbandes OberlausiE-Niederschlesien,
Januar 2016

Telefon: (0351) 40404 701
Telefax: (0351) 40404 740

E-ttlail: post@rpv-oeoe de
(Kein Zugang fi¡r elektronisch
signierte sowie fur verschliJsselte
elektronische Dokumente )

Betr.-Nr.: 052æ276
Sie efieichen uns mit der Straßenbahnl¡n¡e 4
(Haltestelle Landesbühnen Sachsen)
und der S-Bahn (Hahepunkt Weintrâube)Internet: www.rpv-elbtalosterz.de
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Die vorgesehenen Gesetzesänderungen berühren nicht die Aufstellung und
Fortschreibung des Regionalplanes nach S 4 SächsLPlG als Kernaufgabe des
Regionafen Planungsverbandes. Die im Zuge dieses Rechtssetzungsverfahrens
notwendigen Bekanntmachungserfordernisse unterliegen ausschließlich dem
Raumordnungsgesetz (ROG) und dem Sächsischen LandesplanungsgeseE
(SächsLPlG) und stellen keine Untenichtung der Otfentlichkeit im Sinne des g 12
SächsUlG dar. Die Empfehlung der genannten gutachterlichen Stellungnahme, eus
Klarstellungsgründen eine diesbezÍigliche Präzisierung des $ 2 SaE 2 SächsUlG
zu erwägen, wird deshalb ausdrücklich unterstützt. Letztlich sollte im Ergebnis die klare
Aussage enthalten sein, dass alle spezialgesetzlichen Bekannfnachungsregelungen
bei der Normsetzung vom entsprechenden Anwendungsbereich des SächsUlG und des
SächsGDlG nicht erfasst werden (s. hierzu rechtliche Stellungnahme S. 19-22).

Somit bleiben von den beiden in Rede stehen GeseEen mit ihren Anderungsentwtirfen
letztlich nur diejenigen geseElich übertragenen Aufgaben des Regionalen Planungsver-
bandes erfasst, die über die Erstellung des Regionalplans hinaus, insbesondere gemäß
$ 13 und S 17 SächsLPlG, zu erfiillen sind. Daten, die in diesen Aufgabenbereichen
entstehen, verarbeitet und veröffentlicht werden, sind in aller Regel nicht
personenbezogen. ln einzelnen Arbeitsbereichen, in denen dies davon abweichend
zutreffen kann, sind jedoch dann die definierten NuEungseinschränkungen und
Verfahrensweisen entsprechend SächsUlG bzw. SächsGDlG zu beachten.

Diesbezüglích werden die folgenden Punkte hinsichtlich der beabsichtigten Anderungen
in $ 6 Abs. 1a-neu bzw- S 8 Abs. 5 SächsGDlG-neu (Bekanntrmachungsregelung im

"Massenverfahren" und FristseEung mit Einwendungsausschluss) aus der bereits
erwähnten, vom Regionalen Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien zul
Verfügung gestellten rechtlichen Stellungnahme, auf deren vollumfängliche
UnterstüEung an dieser Stelle noch einmal hingewiesen wird, besonders
hervorgehoben:

1. Form der öfrenüichen Bekanntmachung / Bekanntmachungsorgan (Rechtliche
Stellungnahme, S.26)

Die geanderten Regelungen zielen auf den personenbezogenen Datenschutz sowie
den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. Die Möglichkeit der im
Referentenentwurf vorgesehenen öffentlichen Bekanntmachung zum Zwecke der
Anhörung in "Massenfällen", die die bisher notwendigen Einzelanhörungen unter
bestimmten Voraussetzungen ersetzen soll, wird als sachdienlich angesehen und
damit aus Sicht des Regionalen Planungsverbandes begrtißt.
Die Einschränkung, dass die Bekanntmachung im Sächsischen Amtsblatt jedoch
erst ab einem Gebiet, das mehr als zehn Gemeinden umfasst, möglich sein soll,
fuhrt aber auf der regionalplanerischen Ebene unter Umständen zu einem
erhöhten Prufauñrand und zusätzlicher Rechtsunsicherheit. Offentliche
Bekanntnachungen des Regionalen Planungsverbandes Oberes Elbtal/
Ostezgebirge erfolgen generell im Amtlichen Anzeiger des Sächsischen
Amtsblattes. Eine vom Regionalen Planungsverband zu veranlassende
Bekanntmachung nach SächsUlG oder SächsGDlG kann sich jedoch im Einzelfall
auch auf ein Gebiet erstrecken, welches weniger als elf Gemeinden umfasst.
Deshalb wird darum gebeten, den Passus dahingehend zu ändern, dass die
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Bekanntmachung grundsät2lich in der Form der ft¡r die jeweilige
informationspflichtige Stelle geltenden Bekanntmachungsregeln erfolgen kann.

2. Fristenregelung (Rechtlichg Stellungnahme, S. 16/17)

Die vorgesehenen Anderungen hinsichtlich der Regelfrist von 6 Wochen für den
Einwendungsausschluss sind in Bezug auf die Monatsfrist der Gewährung auf
lnfórmationszugeng nach $ 7 Abs. I SächsUlG nicht schlüssig und stehen quasi im
\Mderspruch zueinander. Hier sollte eine Harmonisierung der Fristsetzungen ín den
Gesetzen erfolgen.

Abschließend möchte der Regionale Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge -
ebenfatls in Übereinstimmung mit Cer gutachtãrlichen Außerung - ausdrt¡cklichãnrelen,
im lnteresse der Rechtssicherheit der Regionalpläne und des Landesentw¡ck¡ungs-
þlanes mit dem aus Anlass der Novellierung des SächsUlG und des SächsGeoDlG
vorgelegten Artikelgesetz ernsthaft die Aufnahme .einer entsprechenden
Präklusionsregel für die in $ 6 Abs. 2 SächsLPlG enthaltene Regelung zur
Offenüichkeitsbeteiligung zu prüfen. Eine ausführliche Begrundung dafür findet sich
in der rechtlichen Stellungnahme auf S. 26f27.

\Mr bitten um Berücksichtigung der gegebenen Anregungen.

Mit freundlichen Grüßen

tn des Verbandsvo rs itze nder



Sächsisches Staatsm in isteriu m
für Umwelt und Landwirtschaft
z. H. Herrn Markus Koch
Postfach 10 05 10
01076 Dresden

Berlin, 28. Januar 2016

Gesetzentwurf zur Änderung des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes und
des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren,
Sehr geehrter Herr Koch,

vielen Dank für die Möglichkeit, zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf Stellung
zu nehmen.

Die einzige Anmerkung d.er Vereinigung Rohstoffe und Bergbau bezieht sich auf g 8
Abs. 5 des Entwurfs zur Anderung..des Sächsischen Geodateninfrastrukturgesetzes
und $ 6 Abs. 1a des Entwurfs zur Anderung des Sächsischen Umweltinformations-
gesetzes.

Bisher ist die Einzelanhörung die Regel. Nurin $ 8 Abs. 5 des Sächsischen Geodaten-
infrastrukturgesetzes ist allerdings vorgesehen, dass nurbei Betroffenheit personen-
bezogener Daten und beabsichtigter gleichartiger Entscheidungen in größerer Zahl
und sofern Einzelanhörungen einen unverhältnismäßigen Aufwand darstellen, die
Anhörung entgegen der Regel einer Einzelanhörung über eine Bekanntmachung im
Sächsischen Amtsblatt - und nur dort - erfolgt.

Der Entwurf sieht nun einige Einschränkungen der Regel ,,Einzelanhörung" vor.
Unsere Kritik richtet sich gegen den Vorschlag in beiden Vorschriften, dass im Falle
einer Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung diese Bekanntmachung

lf Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V.

Dr. Thorsten Diercks
Hauptgeschäftsführer

Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V.
Am Schillertheater 4 .10625 Berlin

Postfach 12 07 36 .10597 Berlin
Telefon: 030/31 St 82-55

Fax:030/31 Sl 82-52
tho rste n. d i e rcks@v- r-b. de

www. v- ro hstof Íe -be rgbau. de



Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V

grundsätzlich in der Form der für die jeweiligen Gemeinden geltenden Bekannt-
machungssatzung erfolgen soll; eine Ausnahme davon ist nur vorgesehen, wenn mehr
als zehn Gemeinden betroffen sind.

Für die lnhaber von Geodaten oder Geodatenbanken sowie Umweltinformationen, die
künftig möglicherweise in der Regel nicht mehr über eine Einzelanhörung beteiligt
werden, erhöht sich damit das Risiko der Bekanntmachung eigener Daten, ohne dazu
Stellung nehmen zu können. Künftig würde es nicht mehr ausreichen, das Sächsische
Amtsblatt zu sichten, sondern es müssten vorsorglich alle Bekanntmachungsorgane
der einschlägigen Gemeinden ,,observiert" werden. Wir halten dies nicht für angemes-
sen.

Darüber hinaus wird in der Begründung zu dem Gesetzentwurf auch nicht erläutert,
wieso eine Bekanntmachung auf der Gemeindeebene erforderlich sein soll.

Wir würden uns freuen, wenn Sie unseren Vorschlag aufgreifen würden.

Das SMWA erhält eine Kopie unserer Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf

2

at

. Diercks
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